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dierk hoffmann

Einleitung

Mitte Februar 1991 hielt Alexander Koch, Personalvorstand der 
Treuhandanstalt, einen Vortrag an der Friedrich-Alexander-Uni-
versität in Erlangen-Nürnberg. Der frühere Arbeitsdirektor bei 
Grundig in Fürth, seit Herbst 1990 Mitglied im Vorstand der 
Treuhand anstalt, nahm kein Blatt vor den Mund: Die Modernisie-
rung der ostdeutschen Wirtschaft sei „zwangsläu�g sehr hart“. Er 
verteidigte das bereits beschlossene Aus für die DDR-Renommier-
betriebe Pentacon und Inter�ug. Es sei wohl „unabwendbar, dass die 
Treuhandanstalt wegen ihrer Entscheidungen für die nächsten Jahre 
zum Prügel knaben der Nation wird“.1 Bereits zu diesem Zeitpunkt 
entsprach die kritische Selbstwahrnehmung des Treuhandmanagers 
weitgehend der Fremdwahrnehmung durch viele Ostdeutsche, deren 
Arbeitsplätze im Zuge der Transformation von der Plan- zur Markt-
wirtschaft akut bedroht waren. Wurde die Treuhandanstalt in der 
friedlichen Revolution 1989 noch als Ho�nungsträger gesehen, so 
schlug die Stimmung gegenüber der Privatisierungsbehörde ein Jahr 
später ins Gegenteil um: Die Treuhand mache die Betriebe platt, lau-
tete ein rasch und oft erhobener Vorwurf.2 Sie orientiere sich nur an 
der kurzfristigen Rentabilität; Unternehmen würden „mutwillig zer-
stört“.3 Angesichts der einsetzenden Welle von Betriebsschließun-
gen und damit einher gehender Massenarbeitslosigkeit zog die Presse 
immer öfter Parallelen zur Weltwirtschaftskrise 1929 in Deutsch-
land. So schrieb beispielsweise die Wirtschaftswoche am 22. März 
1991: „Demnächst ist es wieder soweit.“4

Damit setzte frühzeitig ein Deutungskampf über die Ursachen 
der Deindustrialisierung in den ostdeutschen Bundesländern und die 
Rolle der Treuhandanstalt ein, der in den 1990er und 2000er Jah-
ren immer wieder neu au�ackerte und angesichts der Landtagswah-
len 2019 in Brandenburg, Sachsen und �üringen auf einen neuen 
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H öhepunkt zusteuerte. Das ö�entliche Urteil über die Treuhand-
anstalt ist in Deutschland nach wie vor nahezu einhellig negativ: So 
wurde die Behörde als „Symbol der Zerschlagung“5 und als „Traumati-
sierungsanstalt“6 bezeichnet. Kritiker haben die Privatisierungspoli-
tik der Treuhandanstalt sogar als „Fortsetzung des Kalten Krieges mit 
anderen Mitteln“7 beschrieben. Die Privatisierungsbehörde wurde 
deshalb zu Recht als „erinnerungskulturelle ‚Bad Bank‘ des Ostens“8 
bezeichnet. Da sich die Privatisierung der volkseigenen Betriebe und 
ihre Folgen tief ins kollektive Gedächtnis der ostdeutschen Bevölke-
rung eingebrannt haben, steht die erfahrungsgeschichtliche Dimen-
sion auch im Zentrum der ö�entlich geführten Debatte über die 
Transformation von der Plan- zur Marktwirtschaft.9

Die Treuhandanstalt stellte für die Marktwirtschaft westdeut-
scher Prägung ein ordnungspolitisches Novum dar, für das es kein 
Vorbild gab. In der ö�entlichen Debatte tauchten Anfang der 1990er 
Jahre rasch schillernde Begri�e auf, mit denen die Funktion und 
Aufgabe dieser einzigartigen Behörde auf den Punkt gebracht wer-
den sollten. So war etwa von einem „Staat im Staate“10 die Rede. 
Altbundeskanzler Helmut Schmidt wiederum sah in der Anstalt 
eine „überaus mächtige, mit großen Kompetenzen und Finanz-
mitteln ausgestattete Nebenregierung“.11 Journalisten und Publi-
zisten ver ö�entlichten zeitgleich zahlreiche Bücher, bei denen sich 
das Negativ urteil schon im Titel niederschlug: „Kolonie im eigenen 
Land“12, „Treuhand-Poker“13, „Der Treuhandskandal“14, „Die Treu-
hand und die zweite Enteignung“.15 Somit überwogen auch bei west-
deutschen Akteuren schnell die negativen Deutungen, die Bestandteil 
des „Überwältigungsnarrativs“ (Andreas Wirsching) sind, das sich 
in Ost- und Westdeutschland bereits in den 1990er Jahren heraus-
bildete. Noch immer beein�usst es die gegenwärtigen geschichts-
politischen Debatten stark.

Schon damals begann auch die wissenschaftliche Beschäfti-
gung mit der Einführung der Marktwirtschaft in Ostdeutschland 
und den damit verbundenen gesellschaftlichen Wandlungsprozes-
sen. Insbesondere Sozialwissenschaftler und Soziologen16, aber 
auch Wirtschaftswissenschaftler17 und Juristen18 prägten die rasch 
expandierende Transformationsforschung. Darüber hinaus lieferten 
Politik- und Verwaltungswissenschaftler wichtige Erkenntnisse über 
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Funktion und Bedeutung der Treuhandanstalt für das politische Sys-
tem der Berliner Republik.19 Dagegen entdeckte die Historikerzunft 
den Untersuchungsgegenstand erst relativ spät – nicht zuletzt wegen 
der 30-Jahres-Sperrfrist.20

Während die Treuhandanstalt als „negativer Erinnerungsort“ 
im kollektiven gesamtdeutschen Bewusstsein stets präsent geblie-
ben ist, sind quellenbasierte Erkenntnisse über die vielschichtigen 
Dimensionen der Transformation in Ostdeutschland nach wie vor 
selten. Die kürzlich erfolgte Aktenö�nung – nicht nur der Treuhand-
anstalt – schuf für die historische Analyse der Transformation von 
der Plan- zur Marktwirtschaft eine neue Basis. Auf breiter Quellen-
grundlage können nun erstmals Fragen zur Treuhandanstalt und 
zur Privatisierung der volkseigenen Betriebe der ehemaligen DDR 
empirisch fundiert beantwortet werden. Für die derzeit laufenden 
und zukünftigen Forschungsarbeiten zur Geschichte der Treuhand-
anstalt gilt es, neben der erfahrungsgeschichtlichen Perspektive 
das breite Methodenarsenal der Politik-, Kultur-, Wirtschafts- und 
Sozial geschichte zu nutzen. Dabei sollte die Treuhandanstalt, die in 
der ö�entlichen Debatte sehr stark isoliert betrachtet wird, in einen 
größeren Kontext eingebettet werden. Die Behörde und ihre Arbeits-
weise sollten also historisiert werden. Dabei geraten verschiedene 
Ebenen des Transformationsprozesses in den Blick, deren Analyse 
zum besseren Verständnis der dramatischen Entwicklung in den 
1990er Jahren in Ostdeutschland beiträgt. Auf diese Weise können 
empirisch valide Antworten über den historischen Ort der Treu-
handanstalt im vereinten Deutschland geliefert werden.

Angesichts neuer, umfangreicher Quellenbestände hat das 
Institut für Zeitgeschichte München–Berlin am 31. Januar und 
1. F ebruar 2019 den Workshop „Transformation einer Volkswirt-
schaft. Neue Perspektiven auf die Geschichte der Treuhandanstalt“ 
durchgeführt, auf dem laufende beziehungsweise kürzlich abge-
schlossene Forschungs projekte vorgestellt und diskutiert wurden. 
Die Ergebnisse werden hiermit der Ö�entlichkeit präsentiert.21 Fol-
gende Leitfragen standen im Mittelpunkt: Welche wirtschaftspoli-
tischen Leitbilder lagen der Privatisierung zugrunde und inwieweit 
veränderten sich diese unter dem Eindruck der Dynamik des Ver-
einigungsprozesses? Wie verlief die Privatisierungspraxis und welche 
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Faktoren waren ausschlag gebend für die Verkaufsverhandlungen? 
Welche Folgen hatte die Privatisierung für Ost- und Westdeutsch-
land? Wie reagierten etwa die westdeutschen Interessenverbände, 
die zunächst einmal ihren Ein�ussbereich auf das Gebiet der ehema-
ligen DDR ausweiten konnten und teilweise im Verwaltungsrat der 
Treuhandanstalt saßen? Folgte auf die Transformation im Osten die 
Kotransformation im Westen?22 Welche Erwartungshaltungen gab 
es nach dem Mauerfall am 9. November 1989 und welche Kommu-
nikationsstrategien verfolgten die einzelnen Akteure? Dazu beleuch-
tete der Workshop vier �emenkomplexe: die Treuhandanstalt im 
politischen Kräftefeld der Bundesrepublik (I), Wirtschafts- bezie-
hungsweise Privatisierungskonzepte (II), Privatisierungspraxis am 
Beispiel einzelner Branchen (III) sowie soziale und mentale F olgen 
der Privatisierungspolitik (IV).

Die Beiträge des Bandes verdeutlichen erstens, dass zahlreiche 
Akteure an der Privatisierung der ostdeutschen Betriebe in unter-
schiedlichem Maße beteiligt waren. Die Treuhandanstalt agierte 
nicht im luftleeren Raum, sondern war abhängig von rechtlichen 
Vorgaben23, aber auch von anderen politischen Akteuren. Sie war 
zudem ein Fremdkörper im Verfassungsgefüge der Bundesrepu blik: 
Denn die Politik hatte ihr Aufgaben übertragen, mit denen sie mas-
siv in die Kompetenzen der Länder eingri�24 – insbesondere bei der 
Ausgestaltung der Industrie- und Strukturpolitik. Daher waren Kon-
�ikte mit den ostdeutschen Landesregierungen beim strukturellen 
und personellen Auf- und Ausbau der Behörde unter ihrem Präsiden-
ten Detlev Karsten Rohwedder vorprogrammiert. Mitunter wurden 
sie auch ö�entlich ausgetragen.25 Innerhalb der Bundes regierung 
reklamierten sowohl der Finanzminister als auch der Wirtschafts-
minister die Zuständigkeit für die Treuhandanstalt für sich, wie 
Andreas Malycha in seinem Beitrag darlegt. Obwohl die strittige 
Frage mit dem Inkrafttreten des Einigungsvertrages am 3. Oktober 
1990 zugunsten des Bundes�nanzministeriums entschieden worden 
war, plädierte das Bundeswirtschaftsministerium in der Folgezeit 
für einen Wechsel der Fachaufsicht. Um eine direkte Konfrontation 
innerhalb der Regierungskoalition zu vermeiden, verzichtete jedoch 
Wirtschaftsminister Jürgen Möllemann (FDP) im Juli 1991 auf eine 
nachträgliche Änderung der ministeriellen Zuständigkeiten. Bei 
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d ieser Auseinandersetzung sah Möllemann die Zuständigkeit seines 
Ressorts für die Industrie-, Struktur- und Regionalpolitik durch die 
Ausweitung der Aufgaben der Treuhandanstalt unmittelbar bedroht. 
Da die Treuhandanstalt an der Schnittstelle zwischen Staat und 
Wirtschaft eine Sonderrolle einnahm, blieb das Verhältnis zwischen 
der Behörde und der Bundesregierung angespannt. Reibungsverluste 
waren die Folge: Den Vorstoß der Nachfolgerin Rohwedders, Birgit 
Breuel (CDU), im Mai 1991, im Finanzministerium eine „C learing-
Stelle“ zur Verbesserung der Kommunikation zu scha�en, wies 
Minister �eo Waigel (CSU) mit dem Argument zurück, eine solche 
Einrichtung entspreche nicht dem Ressortprinzip.

Die Privatisierung der ostdeutschen Betriebe war nicht die 
Stunde der Wirtschaftsweisen, sondern der Unternehmensberater. 
Zahlreiche Ökonomen sahen sich angesichts des zur Jahreswende 
von 1990 auf 1991 immer deutlicher erkennbaren Zusammen-
bruchs der Wirtschaft in Ostdeutschland o�enbar als Gralshüter 
der reinen Marktlehre und warnten vor einer Dauersubventionie-
rung maroder Betriebe. Als sich die Treuhandanstalt Anfang 1991 
bereits mit arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Fragen beschäftigte, 
um eine Antwort auf die drohende Massenarbeitslosigkeit zu �nden, 
betrachtete der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschafts-
ministerium noch immer die rasche Privatisierung als die zentrale 
Voraussetzung für eine nachhaltige Verbesserung der Beschäfti-
gungssituation. Die Tätigkeit der Treuhandanstalt dürfe nicht zu 
einer „großen Subventionsveranstaltung“26 werden. Rüdiger Pohl, 
Lehrstuhlinhaber für Volkswirtschaftslehre an der Fernuniversität 
Hagen, warnte wiederum vor falschen Weichenstellungen und riet 
der Politik, „den Abbau unrentabler Arbeitsplätze nicht unnötig zu 
verzögern“.27 Unter Ausblendung der Altschulden, die auf den DDR-
Betrieben bereits lasteten, glaubte der spätere Präsident des ifo-
Instituts Hans-Werner Sinn in der Ausgabe von Anteilsscheinen an 
die ostdeutsche Bevölkerung den Schlüssel zum Erfolg gefunden zu 
haben: „Die ostdeutsche Wirtschaft könnte schneller wachsen, und 
die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West ließe sich 
früher verwirklichen.“28 Und der Präsident des Instituts für Welt-
wirtschaft, Horst Siebert, gleichzeitig Mitglied des Sachverständi-
genrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
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beschwor das Mantra der westdeutschen Währungsreform von 1948 
als Startschuss für das sogenannte Wirtschaftswunder 29 und sprach 
sich in Anlehnung an Joseph Schumpeter für „Anpassungsprozesse 
der schöpferischen Zerstörung für die alten Betriebe“30 als Voraus-
setzung für einen wirtschaftlichen Neuanfang aus.

Marcus Böick betont in seinem Beitrag die Rolle nichtstaatlicher 
Akteure bei der Transformation der ostdeutschen Wirtschaft. Unmit-
telbar nach dem Mauerfall kamen westdeutsche Wirtschaftsbera-
ter in die noch bestehende DDR, weil ihre betriebswirtschaftliche 
Expertise dort in zunehmendem Maße nachgefragt wurde. Gleich-
zeitig pro�tierten die westlichen Beratungs�rmen vom neoliberalen 
Zeitgeist, der Anfang der 1980er Jahre auch in die Bonner Repu blik 
eingezogen war. Das bevorstehende Ende des Staatssozialismus in 
der DDR, aber auch in Osteuropa bot den international agierenden 
Unternehmensberatungen die Chance, sich ein neues riesiges Betä-
tigungsfeld zu erschließen. Die Berater waren somit „Transfer eliten“, 
die unter den radikal veränderten Rahmenbedingungen das ent-
standene wirtschaftspolitische Vakuum mit ihren Konzepten und 
Ideen besetzten. Außerdem steigerte das Engagement der Berater 
in Ostdeutschland, deren Gesamtzahl 1991 und 1992 im niedrigen 
vierstelligen Bereich lag, die Bedeutung der Beratungsbranche im 
vereinten Deutschland langfristig erheblich.

Der Mauerfall am 9. November 1989 läutete das Ende der SED-
Herrschaft ein. Damit erodierte auch die DDR-Staatlichkeit, wie sich 
schon wenige Wochen danach bei der Einrichtung der Runden Tische 
auf zentraler, regionaler und lokaler Ebene o�en zeigte. Das Ende 
der zentralen Wirtschaftsverwaltung folgte nur kurze Zeit später: 
Am 18. Januar 1990 wurde aus der Staatlichen Plankommission das 
Wirtschaftskomitee.31 Es wurde nach der freien Volkskammerwahl 
am 18. März 1990 formell aufgelöst und teilweise in das noch in der 
kurzen Regierungszeit von Ministerpräsident Hans Modrow gebil-
dete Ministerium für Wirtschaft überführt. Die neuen I nstitutionen 
hatten jedoch nur eine kurze Halbwertzeit und entfalteten keine 
Durchschlagskraft. Die letzte SED-Regierung unter Hans Modrow 
hatte kaum noch Ein�uss auf die wirtschaftliche Entwicklung in 
der DDR.32 In dieses Vakuum stießen nicht nur westdeutsche Wirt-
schaftsberater, sondern auch westdeutsche Interessenverbände.
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Jann Müller untersucht in seinem Beitrag die Rolle der Wirt-
schaftsverbände in Ostdeutschland. Während sich erste Industrie- 
und Handelskammern auf Initiative ostdeutscher Kleinunternehmer 
bereits Anfang 1990 bildeten, erfolgte die Gründung von Arbeit-
geberverbänden erst später von oben, teilweise in Form einer 
„Ostausdehnung bestehender westdeutscher Branchenverbände“. 
Innerhalb kurzer Zeit gelang es zwar, die ostdeutsche Wirtschaft in 
die bestehenden Organisationsstrukturen zu integrieren. Im Zuge 
der Wirtschaftskrise in Ostdeutschland gerieten die Unternehmer-
organisationen aber unter den Erwartungsdruck ihrer ostdeutschen 
Mitglieder. Damit tauchten für die Verbandsführungen Probleme 
auf, deren Ursprünge in die 1980er Jahre zurückreichten und zu 
denen insbesondere rückläu�ge Mitgliederzahlen und Klagen über 
„Verbandsmüdigkeit“ zählten.

Die Beiträge des Bandes unterstreichen zweitens, dass weder auf 
ostdeutscher noch auf westdeutscher Seite ein Masterplan zur Trans-
formation der Wirtschaft in Ostdeutschland vorhanden war. Der 
Mauerfall und das Ende des SED-Regimes lösten vielmehr eine in 
der DDR erstmals ö�entlich geführte Debatte über unterschiedliche 
Ordnungsmodelle aus. Das galt auch für die Sphäre der Wirtschaft. 
Dabei zeigten sich jedoch unau�ösbare Widersprüche: Das Gesetz zur 
P rivatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens  – 
kurz Treuhandgesetz  – vom 17. Juni 1990, das die frei gewählte 
Volkskammer kurz zuvor beschlossen hatte, legte allgemein fest: 
„Das volkseigene Vermögen ist zu privatisieren.“33 Die Einnahmen 
der Treuhandanstalt sollten vorrangig für die Strukturanpassung 
der Unternehmen verwendet werden.34 Nach einer Bestandsauf-
nahme sei „nach Möglichkeit vorgesehen, dass den Sparern zu einem 
späteren Zeitpunkt […] ein verbrieftes Anteilsrecht am volkseigenen 
Vermögen eingeräumt werden kann“.35 Die Gründungsurkunde der 
Treuhandanstalt beinhaltete somit ein Spannungsverhältnis zwi-
schen Privatisierung einerseits und Ausgabe von Anteilsscheinen an 
die ostdeutsche Bevölkerung andererseits, das bis heute die ö�ent-
liche Debatte über vermeintliche Alternativen zum Privatisierungs-
kurs der Treuhandanstalt immer wieder aufs Neue befeuert.

Auch auf westdeutscher Seite bestand keine einheitliche Meinung 
darüber, wie der Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft zu 
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bewerkstelligen sei. Dabei hatte es zwar in den 1950er und 1960er 
Jahren einzelne Denkschriften zu diesem �ema gegeben, die aber 
rasch in den Schubladen verschwunden waren.36 Ob die Au�ösung 
des Forschungsbeirats für Fragen der Wiedervereinigung 1975 dazu 
führte, dass die Bundesrepublik auf die Herausforderung der Ver-
einigung 1989/90 nicht vorbereitet war, darf angesichts der Tat-
sache, dass es in Westdeutschland durchaus noch andere kritische 
Wirtschaftsexpertisen gab, bezweifelt werden.37 Fest steht, dass die 
Bundesregierung bei der Formulierung ihrer wirtschaftspolitischen 
Leitbilder o�ziell an den Mythos von Ludwig Erhard anzuknüpfen 
versuchte. Insbesondere im Bundeskanzleramt diente die Rolle des 
ersten Bundeswirtschaftsministers bei der Währungsreform 1948 
immer wieder als Referenzgröße.38 Dagegen dürfte die Arbeit der 
Beamten im Bundeswirtschafts- und Bundes�nanzministerium sehr 
viel stärker von der langjährigen Beschäftigung mit dem industriel-
len Bundesvermögen (VEBA, VIAG, Volkswagen) geprägt gewesen 
sein.39 Daher muss bei der Untersuchung der wirtschaftspolitischen 
Leitbilder, die der Privatisierung in Ostdeutschland zugrunde 
lagen, zwischen verschiedenen Akteuren und Ebenen unterschieden 
w erden.

Die wirtschaftspolitischen Leitbilder in Westdeutschland müs-
sen auch vor dem Hintergrund der Debatten der 1980er Jahre in 
der Bonner Republik gesehen werden. Die Regierungskoalition von 
CDU/CSU und FDP unter Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) hatte 
von Anfang an als eines ihrer zentralen Ziele formuliert, die Wirt-
schaft zu modernisieren und damit deren Leistungsfähigkeit zu 
steigern. Der rhetorisch oft proklamierten Trias – Entfesselung der 
Marktkräfte, Rückzug des Staates und Förderung der „Leistungs-
kraft“ – sah sich die schwarz-gelbe Bundesregierung als wirtschafts-
politisches Leitbild verp�ichtet. Deregulierung, Entstaatlichung 40, 
Privatisierung beziehungsweise Vermarktlichung 41 (als Delegierung 
vormals ö�entlicher Aufgaben und Güter an Märkte) standen weit 
oben auf der politischen Agenda. Gleichzeitig setzte sich Kohl im 
CDU-Bundesvorstand ganz dezidiert vom neoliberalen Wirtschafts-
kurs Ronald Reagans und Margaret �atchers ab.42 Der Ruf nach 
einem Rückzug des Staates hatte im Übrigen auch langfristige Folgen 
für das westdeutsche System sozialer Sicherheit: So wurden private 
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Arbeitsvermittler zugelassen, die private Eigenvorsorge gestärkt 
sowie die Schutzbestimmungen des Arbeitsrechts gelockert.43 Außer-
dem sollten durch Einschnitte im sozialen Netz die Staats�nanzen 
wieder in Ordnung gebracht und die Arbeitskosten gesenkt werden. 
Im Einzelfall gestalteten sich die entsprechenden Vorhaben jedoch 
äußerst schwierig, wie etwa die Reform des Ladenschlussgesetzes 
zeigt.44

Die Privatisierung der ostdeutschen Betriebe durch die Treu-
handanstalt muss schließlich auch im Kontext des weltweiten Struk-
turwandels gesehen werden, der sich Anfang der 1970er Jahre 
verstärkte45, Anfang der 1990er Jahre nochmals beschleunigte 
und auch den Verkauf der volkseigenen Betriebe in Ostdeutschland 
beein�usste. Dabei zeichneten sich vor allem die Grenzen nationa-
ler Wirtschaftspolitiken immer mehr ab. So wurden der ost- und 
der westdeutsche Außenhandel von einer zunehmenden Europäisie-
rung und Globalisierung geprägt.46 Die Europäische Gemeinschaft 
beziehungsweise ab 1993 die Europäische Union nahm insofern eine 
bedeutende Rolle ein, als sie etwa bei der Festlegung von Absatz-
kontingenten oder von Subventionszahlungen ein gewichtiges Wort 
mitredete und die Rolle eines Vetospielers einnehmen konnte. Das 
wiederum wirkte sich auf die Privatisierung von Stahlindustrie 
und Werft-, aber auch der Chemischen Industrie in Ostdeutschland 
aus.47 Kurzum: Die ostdeutschen Betriebe mussten innerhalb kürzes-
ter Zeit durch Privatisierung für den Weltmarkt wettbewerbsfähig 
gemacht werden.

Doch zunächst stand auf westdeutscher Seite Anfang 1990 nur 
eine Währungsunion zwischen den beiden deutschen Staaten im 
Vordergrund der Überlegungen, wie Katja Fuder in ihrem Beitrag 
betont. Erst kurz vor der Verabschiedung des Vertrags über die Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion rückte die Frage zur Zukunft 
des volkseigenen Vermögens in der DDR in den Mittelpunkt. Dabei 
spielte die Rentabilität der ostdeutschen Betriebe rasch eine zentrale 
Rolle. Erste Untersuchungen, die noch von der Regierung Lothar de 
M aizière (CDU) in Auftrag gegeben worden waren, lieferten ernüch-
ternde Ergebnisse: Nach Auswertung von 2600 Betrieben lag die 
Rate der als konkursgefährdet eingestuften Betriebe im Juni 1990 
bei 39 Prozent.48 Da das Bundeswirtschaftsministerium auf d ieser 
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G rundlage – so Fuder – mit steigenden Verlustzahlen rechnete, wurde 
eine „zügige Privatisierung zur Erzielung schnell verfügbarer Erlöse 
für umso dringlicher gehalten“. Die Altschuldenproblematik schien 
daher eine möglichst rasche Privatisierung der volkseigenen Betriebe 
zu erfordern. Nur so glaubte man in Bonn, die Verluste der Betriebe 
au�angen zu können, die von einem Konkurs unmittelbar bedroht 
waren. Die Grundannahmen der Bundesregierung waren jedoch 
illusorisch, denn die Lücke zwischen erwarteten Privatisierungs-
erlösen und tatsächlichem Mittelbedarf wurde unterschätzt. Nach 
der Währungsumstellung betrug die Summe sämtlicher Altschul-
den etwa 120 Milliarden DM, mehr als ein Vierfaches der o�ziellen 
DDR-Schulden. Unter diesen Umständen war an eine Vermögensver-
teilung an die DDR-Bevölkerung nicht mehr zu denken, zumal die 
Bundesregierung einen generellen Schuldenschnitt ablehnte.

Max Trecker diskutiert Alternativen zur Privatisierungspoli-
tik der Treuhandanstalt. Im Mittelpunkt seines Beitrags steht die 
Mittelstandspolitik. Bundesregierung und Treuhandanstalt lie-
ßen sich 1990 von einem „Propagandamythos“ der SED täuschen: 
Obwohl in der DDR mit der Verstaatlichungskampagne von 1972 
große Teile des verbliebenen Mittelstands endgültig verschwun-
den waren, gab es 1990 keine Stunde Null. Trecker sieht sowohl 
personelle als auch ökonomische Kontinuitäten: Zum einen wurde 
ein Großteil der ehemaligen Eigentümer nach der Verstaatlichung 
von 1972 als Geschäftsführer eingesetzt. Zum anderen gab es 
auch weiterhin Handwerksbetriebe in privater Hand, die im SED-
Konsumsozialismus der 1980er Jahre aufgewertet wurden. Diese 
„Privatunternehmen“ spielten jedoch 1990 bei den Privatisierungs-
plänen der Bundesregierung und der Treuhandanstalt keine große 
Rolle. Der Fokus der Mittelstandspolitik lag vielmehr auf den 1972 
verstaatlichten Betrieben; deren Restitution zog sich aufgrund der 
komplizierten Eigentumsfrage über mehrere Jahre hin und habe sich 
als schwere Hypothek auf dem Weg zur Revitalisierung des indus-
triellen Mittelstands in Ostdeutschland erwiesen. In diesen Fällen 
hätte möglichweise eine schnelle Privatisierung die größten Über-
lebenschancen für die Betriebe geboten.

Die Beiträge des Bandes zeigen drittens, dass die Privatisierung 
bei den einzelnen Betrieben höchst unterschiedlich verlief, von 

ZiG_Bd_31.indd   16 15.06.20   11:54



17

EINLEITUNG

m ehreren Faktoren abhing und sich bis Ende der 1990er Jahre erstre-
cken konnte. Dabei nahm die Treuhandanstalt mitunter die Rolle 
einer Vermittlungsinstanz ein, auf deren Entscheidungen Unter-
nehmen und potenzielle Käufer Ein�uss zu nehmen suchten. In der 
Frühphase litten die Entscheidungspraktiken der Behörde unter 
einem Mangel an Zeit und fachlicher Expertise. Außerdem musste 
die Treuhandzentrale auf die ö�entliche Meinung reagieren. Bei 
zukünftigen Forschungen wird es darum gehen, verschiedene Ideal-
typen herauszuarbeiten: Dabei müssten beispielsweise die Betriebs-
größe, der Zeitpunkt der Privatisierung, die Markt- und Ertragslage 
und das Produktsortiment des Unternehmens, die potenziellen 
Kau�nteressenten, aber auch der politische Handlungsrahmen vor 
Ort Berücksichtigung �nden. Für den vorliegenden Band wurden – 
auch aufgrund der guten Quellenüberlieferung – nur größere Unter-
nehmen ausgesucht, die weitgehend im Zuständigkeitsbereich der 
Treuhandzentrale in Berlin lagen und deshalb nur einen Teil der Pri-
vatisierungsfälle abdecken. Es bleibt ein Desiderat der Forschung, 
die Privatisierungspolitik der 15 Treuhandniederlassungen systema-
tisch zu untersuchen, die grundsätzlich für die Betriebe mit bis zu 
1500 Beschäftigten zuständig waren.49

Eva Schä�er untersucht in ihrem Beitrag die Übernahme des 
Pressenbauers Umformtechnik Erfurt (UTE) durch den tschechi-
schen Großkonzern Škoda Plzeň – einen der wenigen Fälle, in denen 
ein ausländischer Investor den Zuschlag erhielt. Die Privatisierung 
der UTE, die Anfang der 1990er Jahre mit erheblichen Absatzschwie-
rigkeiten zu kämpfen hatte, erwies sich demnach als ein langwieri-
ger Prozess, bei dem mehrere Kau�nteressenten eine Rolle spielten. 
Zunächst versuchte die Treuhandanstalt, Investoren aus dem Aus-
land zu gewinnen. Nachdem die ersten Gespräche ergebnislos abge-
brochen werden mussten, kristallisierte sich Škoda Anfang 1994 
als einzig verbliebener Investor heraus. Ein erster Übernahmever-
trag wurde bereits wenige Wochen später abgeschlossen, obwohl die 
Finanzierungszusagen der beteiligten Banken aufgrund der unkal-
kulierbaren Risiken noch nicht vorlagen. Die Verhandlungen über 
das Finanzierungskonzept gefährdeten den Vertragsabschluss und 
setzten die Treuhandanstalt unter Zugzwang, denn diese wollte 
die Privatisierung bis Ende 1994 abschließen. Da Škoda jedoch die 
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vertraglichen Zusagen nicht einhalten konnte und in der Folgezeit 
selber in eine wirtschaftliche Schie�age geriet, wurde die Privati-
sierung in der Ö�entlichkeit als Misserfolg gewertet. Erst durch die 
Übernahme der UTE durch einen westdeutschen beziehungsweise 
österreichischen Kau�nteressenten in den 2000er Jahren konnte 
schließlich die Zukunft des Unternehmens gesichert werden.

Bei der Privatisierung der ostdeutschen Pharmaindustrie unter-
scheidet Rainer Karlsch in seinem Beitrag zwei Phasen: Bis zum 
Frühjahr 1991 setzte die Treuhandanstalt auf den schnellstmög-
lichen Verkauf an große westdeutsche Unternehmen, da die Behörde 
noch nicht über die Strukturen und das Personal verfügte, um wett-
bewerbskonforme Ausschreibungen zu gewährleisten. Dabei war 
weniger der Verkaufserlös ausschlaggebend als vielmehr die rasche 
Integration der ostdeutschen Standorte in die Strukturen der west-
deutschen Unternehmen. Ab Sommer 1991 gelang es dann der 
Treuhandanstalt, die Ausschreibungs- und Verkaufspraxis zu pro-
fessionalisieren. Insgesamt wurden in keinem anderen Bereich der 
Chemie branche ähnlich hohe Erlöse erzielt wie im Pharmabereich. 
Der Zeitpunkt der Privatisierung war mitentscheidend für den lang-
fristigen Erfolg: Während es in der Frühphase zur Abwicklung der 
Pharma Neubrandenburg GmbH kam, was in erster Linie aber auch 
mit den hohen Entschuldungs- und Modernisierungskosten zusam-
menhing, wertet Karlsch den Verkauf der drei großen ostdeutschen 
Pharmahersteller als Erfolg der Treuhandanstalt.

Am Beispiel der beiden Carl-Zeiss-Stiftungen und -Unter-
nehmen in Oberkochen beziehungsweise Heidenheim und Jena 
unterstreicht André Steiner in diesem Band die Bedeutung von 
gewachsenen Unternehmens- und Markenkernen im Privatisie-
rungsprozess. Bei Carl Zeiss Jena handelte es sich zudem um ein 
Vorzeigeunternehmen der ostdeutschen Wirtschaft mit nationa-
ler und internationaler Strahlkraft, das schon aus Prestigegründen 
nicht untergehen durfte. Die Gespräche über die Vereinigung der 
beiden Stiftungen wurden zunächst dadurch erschwert, dass einer-
seits die Rechts positionen beider Seiten zu wahren waren, anderer-
seits ein Weg zur Scha�ung einer Stiftung gefunden werden musste. 
Insbesondere die bestehende Rechtsunsicherheit über die Namens- 
und Warenzeichenrechte, die auch schon vor 1989 und 1990 nicht 
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hatte beseitigt werden können, erhöhte letztlich den Druck, sodass 
eine Einigung zwischen den Unternehmen beziehungsweise Stif-
tungen, den beiden Sitzländern �üringen und Baden-Württemberg 
und der Treuhandanstalt zustande kam. Steiner wertet die Ver-
einigung der beiden Stiftungen als Erfolg und bescheinigt der Treu-
handanstalt, eine konstruktive Rolle gespielt zu haben. Der damit 
verbundene Verlust von Arbeitsplätzen beim „überdimensionierten 
Zeiss- Kombinat“ war in erster Linie Folge und Teil des weltweiten 
Strukturwandels.

Bei der Privatisierung der Stahlwerke Hennigsdorf und Bran-
denburg stieß die Entscheidung der Treuhandanstalt auf Kritik 
der unterlegenen inländischen Bewerber und der Ö�entlichkeit, 
denn der Zuschlag ging an die italienische Riva-Gruppe, wie Wolf- 
Rüdiger Knoll in seinem Beitrag darlegt. Vertreter der westdeutschen 
Stahlriesen solidarisierten sich mit der ostdeutschen Belegschaft, 
um Druck auf die Entscheidung der Treuhandanstalt auszuüben. 
Die Gewerkschaften und die brandenburgische Landesregierung 
beschuldigten die Behörde zeitweise sogar, ihr Votum für einen aus-
ländischen Investor über das Wohl der Stahlwerker zu stellen. Knoll 
gelangt zu dem Schluss, dass sich die Treuhandanstalt bei ihrer Ent-
scheidung aber nicht nur an den eingereichten Angeboten und den 
darin �xierten Arbeitsplatz- und Investitionszusagen orientierte. 
Die Behörde wollte o�enbar auch dem Vorwurf begegnen, es gebe bei 
der Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft keine Chancengleich-
heit zwischen in- und ausländischen Anbietern. Bundesregierung 
und Treuhandanstalt wollten die Entscheidung für die Riva-Gruppe 
demzufolge als Signal an europäische Investoren verstanden wis-
sen. Schließlich misstraute die Treuhandanstalt den westdeutschen 
Stahl unternehmen, die sich etwa bei der Übernahme des Kaltwalz-
werkes in Oranienburg nicht an die Vertragsbestimmungen gehalten 
hatten. Doch auch die Treuhandanstalt musste sich Kritik gefallen 
lassen, da sie die Verkaufsgespräche durch die nachträgliche Präzisie-
rung der Ausschreibungskriterien unnötig belastete.

Aus volkswirtschaftlicher Perspektive beschäftigt sich Gerhard 
Heimpold in seinem Beitrag mit dem Konzept der sogenannten 
industriellen Kerne. Es wurde zwar erst 1992 o�zieller Bestandteil 
der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung in Ostdeutschland, seine 
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Ursprünge reichten aber bis zum Kanzlerversprechen für den Erhalt 
des Chemiestandortes im Frühjahr 1991 zurück. Da sich die konjunk-
turelle Lage und das Investitionsklima in Ostdeutschland zum Jah-
reswechsel von 1990 auf 1991 zunehmend verschlechtert hatten, �el 
in Bonn die politische Entscheidung, größere Betriebe, die als sanie-
rungsfähig galten und die über eine regionale Leuchtturmfunktion 
verfügten, vor einer Privatisierung umfassend zu sanieren. Anhand 
von fünf Fallbeispielen skizziert Heimpold die langfristige Umstruk-
turierung und teilweise langwierige P rivatisierung von ehemaligen 
volkseigenen Betrieben, die als industrielle „Kristallisations zentren“ 
identi�ziert worden waren. Auch wenn die für die Analyse ausge-
suchten Betriebe erhalten werden konnten, gab es einen massiven 
Arbeitskräfteabbau. Die Sanierung und Privatisierung waren „ohne 
umfangreiche �nanzielle Mittel der ö�entlichen Hand“ nicht mög-
lich. Angesichts des derzeitigen globalen Strukturwandels (Digitali-
sierung) stehen auch die ostdeutschen Industriebetriebe aktuell vor 
den nächsten großen Herausforderungen.

Die Beiträge des Bandes befassen sich viertens mit den sozialen 
und mentalen Folgen des Transformationsprozesses in Ostdeutsch-
land. Erste Proteste, die in den DDR-Betrieben bereits vor dem 
Mauer fall begannen und anfangs mit der Kritik an den Mängeln 
der Planwirtschaft und mit dem zunehmenden Autoritätsverfall der 
Betriebsleiter zusammenhingen, weiteten sich rasch aus und schlos-
sen schon bald wirtschaftliche Zukunftsängste mit ein. Zwischen 
August 1989 und April 1990 registrierte die vom DDR-Innenminis-
terium geführte Statistik insgesamt 206 Streiks und 12 Betriebs-
besetzungen.50 Am Beispiel des Automobilwerks Eisenach untersucht 
Jessica Elsner in diesem Band den Wandel der betrieblichen Arbeits-
welt zwischen 1989 und 1991. Kurz nach dem Mauerfall sprach die 
Belegschaft in Diskussionsforen Missstände im Betrieb o�en an und 
forderte konkrete Verbesserungen. Dabei ging es auch um die bishe-
rige Praxis der Vergabe von Ferienplätzen und Kuren, aber auch um 
die Pkw- Verteilung. Die Aufbruchstimmung ver�og jedoch schnell, 
als die Betriebsleitung auf einer großen Betriebsversammlung am 
4. Juli 1990 Pläne zum Stellenabbau präsentierte. Die Entlassun-
gen betrafen zunächst die ausländischen und älteren Beschäftig-
ten sowie Frauen. Nachdem die Treuhandanstalt die Abwicklung 
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des Automobilwerks E isenach aufgrund schlechter Bilanzzahlen 
a ngekündigt hatte, kam es zum Massenprotest: Anfang 1991 blo-
ckierten rund 1000 Fahrzeuge ö�ent lichkeitswirksam die Autobahn 
A 4 bei E isenach. Nach Einschätzung Elsners konnte das Ende der 
P roduktion zumindest um einige Wochen hinausgeschoben werden. 
Obwohl die Liquidation des Unternehmens eingeleitet worden war, 
pro�tierten viele Beschäftigte langfristig von der Ansiedlung neuer 
Firmen.

Auf den Strukturwandel, der nahezu parallel zum Privatisie-
rungsprozess stattfand und der mit Massenarbeitslosigkeit verbun-
den war, reagierte der westdeutsche Wohlfahrtsstaat mit dem ihm 
zur Verfügung stehenden arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Ins-
trumentarium.51 Die damit verbundenen Transferzahlungen von 
West nach Ost werden insgesamt auf ca. 2 Billionen Euro geschätzt.52 
Das alles konnte aber nicht verhindern, dass sich vor allem in länd-
lichen Regionen frühzeitig das Gefühl ausbreitete, nicht vom „Auf-
schwung Ost“ zu pro�tieren. Anfang 1991 setzte sich in der Presse 
immer mehr das Narrativ von den abgehängten Regionen in Ost-
deutschland durch, die o�enbar Parallelen zum verarmten Süden 
Italiens aufwiesen, wie Dierk Ho�mann in seinem Beitrag erläu-
tert. Auf dem gesamtdeutschen Arbeitsmarkt setzten allerdings die 
Strukturveränderungen schon vor der Wirtschafts-, Währungs- und 
Sozialunion ein; vom Arbeitsplatzverlust waren als Erste Frauen, 
ältere Berufstätige und Ausländer unmittelbar betro�en. Auf die 
sozio ökonomische Transformation reagierte die sächsische Landes-
regierung unter anderem mit einer Imagepolitik, die drei Ziele ver-
folgte: Erstens ging es Ministerpräsident Kurt Biedenkopf (CDU) 
darum, in der Bevölkerung Vertrauen zu gewinnen. Deshalb grenzte 
er sich von der Treuhandanstalt ö�entlich ab und verlangte, an der 
Privatisierung sächsischer Betriebe beteiligt zu werden. Zweitens 
sollte die Stellung Sachsens gegenüber dem Bund gestärkt werden, 
um eine gute Ausgangsposition für die bevorstehende Auseinan-
dersetzung über die Lastenverteilung der deutschen Einheit zu 
erzielen. Drittens verband Biedenkopf damit einen alternativen Pri-
vatisierungskurs, denn er versuchte, �nanzstarke in- und ausländi-
sche Investoren für die Sanierung sächsischer Treuhandbetriebe zu 
gewinnen.
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Als die Privatisierung der volkseigenen Betriebe Mitte der 
1990er Jahre weitgehend abgeschlossen war, sah die Schluss bilanz 
in den ostdeutschen Bundesländern niederschmetternd aus: Von 
den ca. 12 000 Treuhandunternehmen waren rund 30 Prozent liqui-
diert worden; von den ursprünglich vier Millionen Industriearbeits-
plätzen blieb nur etwas mehr als ein Drittel übrig. Die kollektive 
Erfahrung von Massenarbeitslosigkeit schuf nicht nur neue soziale 
Ungleichheiten, sondern prägte auch die politischen und mentalen 
Einstellungen vieler Menschen in den ostdeutschen Bundesländern 
nachhaltig. Mit den Betriebsschließungen gingen nicht nur sicher 
geglaubte Arbeitsplätze verloren. Es verschwand auch die betriebs-
zentrierte „sozialistische Arbeitswelt“, die für die Bevölkerung bis 
zum Mauerfall 1989 eine Rundumversorgung von den Kitas und 
Ferienheimen bis hin zu Feierabendheimen und Kulturhäusern 
bereitgehalten hatte. Deshalb war der Übergang von der Plan- zur 
Marktwirtschaft für viele Ostdeutsche mit kumulativen Verlust-
erfahrungen verbunden.

Abschließend gilt es zunächst einmal, allen Autoren für ihre 
Beiträge zu danken. Wichtige Anregungen lieferten während des 
Workshops die Kommentatoren Prof. Dr. �omas G roßbölting, 
Prof. Dr. Dagmara Jajeśniak-Quast, Prof. Dr. Hélène Miard- Delacroix, 
PD Dr. Michael C. Schneider und Prof. Dr. Wolfgang Seibel. Die 
Finanzierung des Workshops und der Drucklegung übernahm das 
Institut für Zeitgeschichte München–Berlin. Dafür ist dem Direktor, 
Herrn Prof. Dr. Andreas Wirsching, und der Verwaltungsleiterin, 
Frau Christine Ginzkey, ganz herzlich zu danken. Die Drucklegung 
betreute in gewohnt zuverlässiger Weise Herr Dr. Sebastian Voigt. 
Bei der Fertigstellung des Manuskriptes waren Frau Dr. Beata Lake-
berg, Herr Paul Sprute und Frau Lilli Helmbold behil�ich. Gedankt 
sei der gesamten ZiG-Redaktion, neben Dr. Sebastian Voigt auch 
Prof. Dr. Michael Schwartz und PD Dr. Bernhard Gotto, dem zustän-
digen Lektor im IfZ, Herrn Günther Opitz M. A., und dem Metropol 
Verlag. Alle Genannten haben zum raschen Erscheinen dieses Bandes 
beigetragen.
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Politische Kontrolle?
Die Bundesregierung und die Treuhandanstalt

Bei der Privatisierung der ostdeutschen Industriebetriebe spielte 
die Treuhandanstalt (THA) in der ö�entlichen Wahrnehmung die 
Hauptrolle, während die Bundesregierung stets im Hintergrund 
blieb. Die Privatisierungsbehörde agierte jedoch nicht losgelöst 
von staatlichen und politischen Akteuren.1 Ihre Tätigkeit vollzog 
sich maßgeblich unter dem Ein�uss der Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung. Insofern wurde ihr Handlungsspielraum auch 
durch die politischen Ein�ussnahmen der Bonner Ministerien 
mitbestimmt.2 Dieser Beitrag zielt deshalb auf das Zusammenspiel 
zwischen der Treuhandzentrale in Berlin und dem Bundes�nanz- 
(BMF) beziehungsweise Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) 
sowie dem Bundeskanzleramt in Bonn. Dabei stehen die Spannun-
gen und Kontroversen zwischen diesen Akteuren im Mittelpunkt. 
Auf der Grundlage neu zugänglicher Akten des BMF, des BMWi, des 
Bundeskanzleramts sowie der THA lässt sich die Behörde im politi-
schen Kräftefeld der Berliner Republik nunmehr empirisch g esichert 
verorten.

Professionalisierungsphase: Die THA unter 
Detlev K. Rohwedder (August 1990 bis April 1991)

Mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion am 1. Juli 1990 
veränderten sich die Rahmenbedingungen und damit auch die 
Arbeitsweise der THA dramatisch. In besonderer Weise mussten 
Regelungen für den Übergang der Behörde in das vereinigte Deutsch-
land gescha�en und zunächst einmal ihre Satzung und ihr Statut 
modi�ziert werden.3 Im Juli beziehungsweise August 1990 fanden 
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mehrere Gespräche zwischen den zuständigen Bonner Ministerien 
und dem Präsidenten der THA, Detlev K. Rohwedder, darüber statt, 
welches Ressort die Fachaufsicht über die THA als künftige bun-
desunmittelbare Anstalt des ö�entlichen Rechts ausüben sollte.4 
Bis zu diesem Zeitpunkt war die THA dem DDR-Ministerpräsiden-
ten unterstellt. In den Gesprächen zur Vorbereitung einer notwen-
digen Satzungsänderung und des Einigungsvertrages verständigten 
sich Wirtschafts- und Finanz ministerium, dass der Bundesminister 
der Finanzen die Fachaufsicht im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Wirtschaft wahrnehmen sollte.5 Staatssekretär Horst 
K öhler (CDU) setzte sich bei Bundes�nanzminister �eo Waigel 
(CSU) zudem dafür ein, über das BMF möglichst großen Ein�uss auf 
die Personalpolitik der Berliner Treuhandzentrale auszuüben, ins-
besondere auch bei der Besetzung von Aufsichtsräten und Vorstän-
den der Beteiligungsunternehmen.6 Gleichwohl blieb die Zuordnung 
der THA zum Bundes�nanzministerium nicht unwidersprochen. 
So forderte Bundeswirtschaftsminister Helmut Haussmann (FDP) 
noch im August 1990, die THA nach den ersten gesamtdeutschen 
Wahlen der Rechts- und Fachaufsicht des BMWi zu unterstellen.7 
Dabei spielte auch eine Rolle, dass die beiden Ressorts von unter-
schiedlichen Koalitionspartnern geführt wurden. Damit bestand 
im Hinblick auf die bevorstehenden Bundestagswahlen eine gewisse 
Konkurrenz situation.

Mit dem Inkrafttreten des Einigungsvertrages zum 3. Oktober 
1990 ging die Fachaufsicht auf das BMF über.8 Rohwedder machte 
seinen Verbleib als Präsident der THA aber von der Forderung abhän-
gig, den Handlungs- und Entscheidungsspielraum des Vorstandes 
nicht durch ständige Weisungen und einzelfallbezogene Eingri�e 
des Ministeriums einzuengen.9 Dementsprechend wurde die Fach-
aufsicht durch das BMF zunächst relativ großzügig ausgelegt und auf 
die Auskunfts- und Informationsp�icht beschränkt. Strittige Fragen 
wurden im Vorfeld von Aufsichtsratssitzungen geklärt. Die Fach-
aufsicht beschränkte sich auf die Begleitung der Arbeit der THA bei 
den größeren, politisch relevanten Entscheidungen einerseits und 
auf die Sicherstellung der organisatorischen, �nanziellen und perso-
nellen Arbeitsfähigkeit der THA andererseits.10 Mit dieser Regelung 
erhielt die THA jenen Handlungs- und Entscheidungsspielraum, den 
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R ohwedder für die Wahrung der unternehmerischen Unabhängig-
keit und Eigenverantwortung gefordert hatte.

Im BMF übernahm die im Januar 1991 neu gegründete Abtei-
lung VIII „Bundesbeteiligungen/Treuhandanstalt“, die für die 
Grundsätze der Privatisierungs- und Beteiligungspolitik des Bun-
des zuständig war, die unmittelbare Rechts- und Fachaufsicht über 
die THA.11 Mit der Leitung dieser Abteilung wurde der promovierte 
Volkswirt Eckart John von Freyend betraut. Er war zuvor beim 
Bundesverband der Deutschen Industrie als Mitglied der Haupt-
geschäftsführung tätig und wurde im November 1990 im Rang 
eines Ministerialdirektors in das BMF berufen. Der Leiter der Abtei-
lung nahm als ständiger Gast an den Sitzungen des Verwaltungs-
rates der THA teil. Sein unmittelbarer Vorgesetzter im BMF war 
Staats sekretär Horst Köhler, der seit Oktober 1990 für das BMF 
im Verwaltungsrat der THA saß. Er gehörte zudem dem Präsidial-
ausschuss, dem Personalausschuss sowie dem Finanzausschuss des 
Verwaltungsrates an. Seit Januar 1991 war der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen, Joachim Grüne-
wald (CDU), für die Angelegenheiten der THA, insbesondere für die 
Beziehungen zu den Fraktionen im Deutschen Bundestag, zustän-
dig. Das BMF hielt auch über seine Außenstelle in Berlin den direk-
ten K ontakt zur Treuhandzentrale.

Im BMWi war Staatssekretär Dieter von Würzen (parteilos) für 
die THA zuständig. Das BMWi unterhielt ebenfalls eine Außenstelle 
in Berlin. Seine mit der THA betrauten Referate berieten längere Zeit 
über eine Änderung der Ressortzuständigkeit und damit über eine 
Änderung des Treuhandgesetzes. In einem Vermerk für Wirtschafts-
minister Jürgen Möllemann (FDP) vom 8. März 1991 plädierte der 
„Beauftragte für die Treuhandanstalt“ Homann für einen Wech-
sel der ministeriellen Zuständigkeit. Die Fachaufsicht des BMWi 
über die THA sei unbedingt notwendig, da es nun im Hinblick auf 
die ostdeutschen Unternehmen um eine „aktive Sanierungspoli-
tik“ gehe. Weiter hieß es: „Die Rechtsaufsicht des BMF beschränkt 
sich weitgehend darauf, festzustellen, dass sich die THA im Rah-
men der Gesetze hält und insbesondre die Bundeshaushaltsordnung 
beachtet. Dies hat kein großes politisches Gewicht. Wichtig ist aber, 
dass mit der Zuständigkeit des BMWi für Industrie-, Struktur- und 
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Regionalpolitik diese automatisch auch im Hinblick auf die THA 
gelten muss. Mit der deutlichen Aufgabenausweitung der aktiven 
Sanierungspolitik kommt der Federführung des BMWi eine noch 
größere Bedeutung zu, die auch nach außen hin verdeutlicht werden 
müsste.“12

Daher sei mit dem BMF ein Einvernehmen über den Wechsel 
in der Fachaufsicht zu erzielen, das auch nach außen transparent 
gemacht werden müsse. Wirtschaftsminister Möllemann dachte 
in eine ähnliche Richtung und forderte im Februar 1991 die Fach-
aufsicht des Wirtschaftsministeriums für die THA. Seiner Ansicht 
nach sei die THA ein Instrument der Wirtschaftspolitik. Der „Fehler 
des Einigungsvertrages“13 müsse korrigiert werden. Finanzminister 
Waigel machte jedoch mehrfach deutlich, dass er hierbei zu keinen 
Kompromissen bereit war. Die CSU-Landesgruppe im Deutschen 
Bundestag reagierte empört auf den Vorstoß Möllemanns. Sie riet 
ihm, seine „Unverschämtheiten“ einzustellen, „da er seither jeden 
Nachweis über die Quali�kation für sein Amt schuldig geblieben 
sei“.14 Möllemann beendete den Kompetenzstreit mit Waigel, indem 
er im Juli 1991 erklärte, auf weitere Auseinandersetzungen mit 
dem Bundes�nanzminister zu verzichten.15 Schon im Januar 1991 
hatte Homann vor „koalitionspolitischen Problemen“16 gewarnt, 
die sich letztlich aus einer Änderung der ministeriellen Zuständig-
keiten ergeben könnten. Auf eine direkte Konfrontation mit dem 
Finanzministerium wollte es die Ministerialbürokratie des Bundes-
wirtschaftsministeriums nicht ankommen lassen. So blieb es bei 
der fachlichen Zuordnung in der Abteilung VIII des Bundes�nanz-
ministeriums.

Direkte Arbeitsbeziehungen bestanden auch zum Bundeskanz-
leramt, insbesondere zum Leiter der Abteilung Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, Johannes Ludewig (CDU). Ludewig, den der Bundes-
kanzler zugleich zum Sonderbeauftragten für den Aufbau Ost 
ernannt hatte, nahm regelmäßig an den Sitzungen des Präsidialaus-
schusses des Verwaltungsrates der THA teil. Dadurch war er über 
die im Verwaltungsrat zu behandelnden Vorgänge und Sachver-
halte informiert.17 Als informelles Gremium erlangte die „Ludewig- 
Runde“ eine besondere Bedeutung. Sie trat seit Mitte Mai 1991 
in regelmäßigen Abständen als Koordinierungsinstrument des 
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B undeskanzleramtes unter Vorsitz von Ludewig zusammen.18 An 
den Tre�en nahmen in der Regel Vertreter des Bundeskanzleramtes, 
die Chefs der Staatskanzleien der ostdeutschen Bundesländer sowie 
der Generalbevollmächtige der THA, Wolfgang Mueller-Stöfen, teil. 
Ziel der Tre�en war es zunächst, die Umsetzung der Beschlüsse der 
Bundesregierung zum „Aufbau Ost“ zu koordinieren sowie Infor-
mationen über allgemeine Probleme des ökonomischen Umbaus 
der ostdeutschen Wirtschaft auszutauschen.19 Darüber hinaus tra-
fen sich informelle Gesprächskreise unter der Leitung von Rudolf 
S eiters (CDU), dem Chef des Bundeskanzleramtes. In unregelmä-
ßigen Abständen fanden zudem sogenannte Kanzlergespräche zu 
besonderen �emenfeldern statt, etwa über die wirtschaftliche 
E ntwicklung in Ostdeutschland.

Im März 1991 wurde das von Henry Bren d’Amour geleitete Bon-
ner Büro der THA eingerichtet. Zunächst plante Rohwedder, über 
dieses Büro die Beziehungen der THA zu den Bundesministerien 
zu koordinieren. Er verwarf jedoch alsbald diesen Gedanken. In 
einem Brief an Bren d’Amour räumte er ein, in der Beschreibung der 
Aufgaben des Bonner Büros während eines Gesprächs am 15. März 
1991 „in der Eile doch ein wenig über das Ziel hinausgeschossen“ zu 
sein. Um seine Überlegungen zu verdeutlichen, schrieb er: „Das Büro 
Bonn der Treuhandanstalt wird im Deutschen Bundestag und im 
Bundesrat tätig werden. Die Beziehungen der Treuhandanstalt zum 
Bundeskanzleramt, zum Bundesminister der Finanzen, zum Bundes-
wirtschaftsminister, zu den anderen obersten und oberen Bundes-
behörden sowie zu den Spitzenverbänden der Deutschen Wirtschaft 
werden auch künftig durch das Direktorat Beziehungen zum Bund in 
der Zentrale in Berlin und nicht durch das Büro Bonn betreut wer-
den. Die Arbeiten des Büros Bonn sind als notwendige Ergänzung zu 
den Arbeiten der Zentrale und der Niederlassungen der Treuhand-
anstalt anzusehen.“20

Das Büro Bonn führte fortan schwerpunktmäßig den Dialog mit 
den Bundestagsfraktionen und -abgeordneten im Hinblick auf die 
Arbeit der THA, insbesondere bei Anfragen aus den Wahlkreisen der 
Abgeordneten. Das Büro in Bonn wurde vor allem seit 1992 in die 
Rolle einer Außenstelle der Berliner Treuhandzentrale gedrängt, um 
die stark zunehmenden Anfragen und I nformationsanforderungen 
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einzelner Bundestagsabgeordneter zu bearbeiten. Der Leiter des 
Büros räumte den persönlichen Kontakten zu den Abgeordneten 
und ihren Mitarbeitern in Bonn sowie zu den Bundestagsfraktio-
nen und ihren Arbeitsgruppen einen hohen Stellenwert ein. In einem 
Schreiben an den Generalbevollmächtigen der THA vom 14. Januar 
1993 erinnerte Bren d’Amour an die Bemühungen des Bonner Büros, 
gerade zu den kritisch gegenüber der THA eingestellten Parlamenta-
riern der CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine solide Vertrauens basis 
herzustellen. Dadurch hätten anstehende heikle Diskussionen im 
Bundestag von vornherein entschärft werden können: „Eine di�e-
renzierte und mithin gerechtere Bewertung der Arbeit der THA, d. h. 
auch der Abbau von Vorurteilen konnte in zahlreichen Fällen erreicht 
werden.“21 Die Wirkung dieser Bemühungen wurde in der Treuhand-
zentrale jedoch allgemein als gering eingestuft.

Für die Beziehungen zu den Bundesbehörden sowie zu den Spit-
zenverbänden der Deutschen Wirtschaft war schließlich das von 
Wolfgang Vehse geleitete Direktorat „Bund/Internationale Bezie-
hungen“ in der Berliner Treuhandzentrale zuständig. Das Direk-
torat p�egte außerdem die Kontakte der Treuhandanstalt zu 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages, insbesondere zum 
Haushaltsausschuss sowie zu dessen Unterausschuss Treuhand-
anstalt. Da die Bundesministerien und das Bundeskanzleramt im 
Geschäftsverkehr häu�g bilateral mit einzelnen Mitarbeitern der 
THA-Branchendirektorate kommunizierten, legte die Organisa-
tionsanweisung vom 11. Juli 1991 fest, dass sowohl für die Bezie-
hungen zu den Bundesbehörden als auch zu den Landesregierungen 
ausschließlich das D irektorat „Bund/Internationale Beziehungen“ 
zuständig sei.22 Sämtliche Geschäftsvorgänge, die als Adressaten 
oder Absender den Bund beziehungsweise die Spitzenverbände 
der deutschen Wirtschaft auswiesen, waren ausnahmslos unter 
Beteiligung dieses Direktorats zu bearbeiten. Das BMWi hielt diese 
Organisationsanweisung allerdings nicht für praktikabel: „Danach 
lief alles mit Zeitverlust über Herrn Vehse. Das haben wir bereits 
erfolglos (wg. zu langer Dauer) praktiziert. Wir brauchen ebenso wie 
die Mitarbeiter der THA (die das so sehen wie wir) den direkten, 
u. a. telefonischen Kontakt zur schnellen Abstimmung. Dies funk-
tioniert auch.“23
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Reorganisationsphase: Neue Aufgaben und 
politische Auseinandersetzungen unter Birgit Breuel 
(Mai 1991 bis Juni 1993)

In der Amtszeit Birgit Breuels (CDU) wurde die THA ständig umstruk-
turiert. Der Grund dafür waren einerseits die anfängliche Ine�zienz 
der Behörde sowie andererseits veränderte und erweiterte Aufgaben, 
die der THA durch politische Entscheidungen übertragen wurden. 
So mussten für die Zuordnung von Vermögensgegenständen, die der 
Deutsche Bundestag erst im März 1991 gesetzlich geregelt hatte, per-
sonelle Ressourcen gewonnen werden, die den Branchendirektoraten 
kurzfristig entzogen wurden. Dadurch wurden einzelne Vorstands- 
und Unternehmensbereiche neu organisiert beziehungsweise aufge-
löst.24

Da die THA weder als Unternehmen noch als staatliche Behörde 
fungierte, sorgte die Frage nach ihrer Handlungsautonomie gegenüber 
der Bundesregierung immer wieder für neuen Zündsto�. Präsiden-
tin Breuel wies in Gesprächen mit Vertretern des Bundes w iederholt 
darauf hin, dass die THA durch ihre Aufgaben an der Schnittstelle 
zwischen Staat und Wirtschaft eine Sonderstellung einnehme. Ins-
besondere tat sich die Präsidentin mit dem Umstand schwer, dass 
die ministerielle Fach- und Rechtsaufsicht mit einer parlamentari-
schen Kontrolle durch den Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages beziehungsweise seines Unterausschusses Treuhandanstalt 
verbunden war, die sich nicht nur auf die Haushaltsbewilligung 
bezog.25 Während eines Gesprächs mit Bundeswirtschaftsminister 
Möllemann im Juli 1992 in der Treuhandzentrale bat sie darum, 
im politischen Raum weiter um Verständnis dafür zu werben, 
dass die THA kein normales Unternehmen sowie auch keine 
Bundesbehörde sei. Die Vielzahl der �emen vom Immobilienverkauf 
über das Parteivermögen bis zur Kommunalisierung sowie die 
Geschwindigkeit der Aufgabenerledigung gestatte es nicht, übliche 
Rechnungshofmaßstäbe anzulegen.26 Das Selbstverständnis der 
THA gestalte die Zusammenarbeit mit dem Bundesrechnungshof 
schwierig und kon�iktbeladen.27

Schon zu Beginn ihrer Amtszeit beklagte sich Breuel über die 
vermeintliche Überbeanspruchung der THA durch Beamte der 
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B undesbehörden. Während eines Gesprächs mit Staatssekretär von 
Würzen am 16. Mai 1991 begründete sie dies mit zu vielen Einzel-
fragen und Anforderungen, die permanent an verschiedene Refe-
rate der Treuhandzentrale in den letzten Monaten herangetragen 
worden seien.28 Zugleich wandte sich Breuel im Mai 1991 an Bun-
des�nanzminister Waigel, um sich über eine unkoordinierte Flut 
von Informationswünschen aus dem BMF zu beklagen.29 Dem Bun-
des�nanzminister legte sie daher nahe, in seinem Ressort eine 
„Clearing-Stelle für eine Koordination“ zu scha�en, um die verschie-
denartigsten Informa tionswünsche aus Bonn zu konzentrieren und 
letztlich zu reduzieren. Waigel unterstütze in seiner Antwort zwar 
das Anliegen, die Beziehungen zwischen den zuständigen Ressorts 
der Bundesministerien und der THA besser zu koordinieren. Die 
Einrichtung einer zentralen Clearing-Stelle hielt er jedoch nicht 
für erforderlich: „Solch eine Einrichtung würde auch dem Prinzip 
der eigenen Ressort verantwortlichkeit eines jeden Ministers nicht 
entsprechen.“30 Auch das BMWi wies den Klagebrief Breuels deut-
lich zurück: „Wir müssen eine Clearing- Stelle beim BMF bzw. bei 
der Repräsentanz der THA in Bonn strikt ablehnen. Es geht nicht 
um ‚Transparenz der Kommunikation‘, sondern um gegenseitige 
Abstimmung und Information. Wenn THA eine wichtige wirt-
schaftspolitische Funktion hat, muss sie sich deshalb Fachaufsicht 
in eigenem Interesse gefallen l assen.“31

Seit der Jahreswende von 1991 auf 1992 änderte sich der politi-
sche Handlungsrahmen der THA. Während die Treuhandspitze 1990 
und 1991 weitgehend unabhängig von den wirtschafts- und �nanz-
politischen Erwägungen der Bonner Ministerien, insbesondere beim 
Aufbau ihrer Organisationsstruktur und der Privatisierungspraxis, 
handeln konnte, verengte sich seit Anfang 1992 ihr Handlungs- und 
Entscheidungsspielraum, vor allem im Hinblick auf die Fachaufsicht 
des BMF. Bonner Ministerialbeamte gri�en nun in die Gestaltung 
der inneren Organisation der Treuhandzentrale ein. Angesichts 
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen gegen einzelne Mitarbeiter 
und die Vorstandsmitglieder Gunter Halm und Wolf Klinz wurde 
der personelle und strukturelle Auf- und Ausbau einer Innenrevision 
sowie des Vertragsmanagements erst auf Druck der Bonner Fach-
aufsicht realisiert. So wiederholte Staatssekretär Köhler im April 
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1992 seine Forderung an die Präsidentin, aufgrund des weiterhin 
u nbefriedigenden Zustands im Vertragscontrolling aktiv zu werden. 
In seinem Schreiben an Breuel teilte er seinen Eindruck mit, dass das 
Vertragscontrolling immer noch unzureichend sei. Es fehle insbeson-
dere die für die begleitende Finanzkontrolle durch das BMF notwen-
dige zeitnahe Berichterstattung der THA an den Bundesminister der 
Finanzen.32

In der Abteilung VIII des BMF war immer häu�ger davon die 
Rede, dass die THA ihrer Auskunfts- und Informationsp�icht nicht 
mehr in dem erforderlichen Maß nachkomme und damit die Rechts- 
und Fachaufsicht zunehmend eingeengt werde. So bat Staatssekre-
tär Köhler die Präsidentin in seinem Schreiben vom April 1992, das 
BMF über alle sich abzeichnenden wichtigen Angelegenheiten recht-
zeitig zu unterrichten. Dies gelte insbesondere für Entscheidungen, 
die später dem Verwaltungsrat vorzulegen seien.33 Die Forderungen 
des Finanzministers zur Informationsbescha�ung und Ein�uss-
nahme gegenüber der THA bezogen sich in der Regel auf das Finanz-
gebaren, da insbesondere der Wirtschafts- und Finanzplan der THA 
von der Zustimmung des Bundesministers der Finanzen abhing. In 
Anbetracht der seit 1992 ö�entlich geführten Diskussionen und ver-
mehrten Anfragen im Plenum und den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages ließ sich der Bundesminister häu�ger über einzelne Pri-
vatisierungsfälle, die Gehaltsstruktur für leitende Mitarbeiter sowie 
über die Personalentwicklung und die �nanziellen Auswirkungen bei 
Liquidationsverfahren unterrichten.

Im Oktober 1993 beklagte sich Breuel bei Finanzminister 
Waigel über die Verschlechterung der Zusammenarbeit zwischen 
dem Treuhandvorstand und dem Bonner Ministerium. Mit gro-
ßer Sorge betrachte der Vorstand vor allem, dass sich Form und 
Stil im Umgang des Ministeriums mit der THA in gravierender 
Weise geändert hätten. Dies werde deutlich in der wachsenden Zahl 
punktuel ler aufsichtsrechtlicher Maßnahmen und Anfragen sowie 
in dem größeren zeitlichen Rahmen, den Entscheidungsprozesse 
in Bonn beanspruchten. Gleichzeitig würden Treuhandmitarbeiter 
immer öfter darüber berichten, dass auf der Arbeitsebene seitens 
des BMF die u rsprüngliche Bereitschaft zu einer vertrauensvol-
len und kon struktiven Zusammenarbeit nachlasse. Vermehrt seien 
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m isstrauische und maßregelnde Töne zu vernehmen. Weiter schrieb 
Breuel in ihrem Brief: „Diese symptomatischen Vorgänge im ein-
zelnen sind meines Erachtens deshalb bedenklich, weil sie unsere 
gemeinsame Position in der ö�entlichen Diskussion schwächen. 
Die Entwicklung insgesamt aber kann nicht nur der Arbeit und Auf-
gabenerfüllung der Treuhandanstalt erheblichen Schaden zufügen, 
sie ist vielmehr auch geeignet, zu Lasten des BMF den Eindruck zu 
erwecken, dass man durch die plötzlich rasant zunehmende Auf-
sichtsdichte etwas nachzuholen versuche, was in der Vergangenheit 
versäumt worden wäre.“34

Zugleich sah Breuel die Gefahr, dass die THA mehr und mehr aus 
ihrer Rolle einer weitgehend selbstständig entscheidenden, in ihren 
Organen an einer Aktiengesellschaft orientierten Anstalt in die 
Abhängigkeit einer nachgeordneten Bundesbehörde gedrängt wer-
den solle. Dies führe dazu, dass die THA ihre Arbeit nicht mehr auf-
tragsgemäß durchführen beziehungsweise beenden könne.

Übergangsphase: 
Debatten über eine Treuhandanstalt-
Nachfolgeorganisation (Juli 1993 bis Dezember 1994)

Seit Mitte 1992 beschäftigte sich der Vorstand konzeptionell mit der 
Selbstau�ösung der THA und ihrer Überführung in neue Struktu-
ren. Die zuständigen Bundesministerien bestanden darauf, in die 
Erarbeitung von Nachfolgekonzepten zeitnah eingebunden zu wer-
den. So konstituierte sich im Oktober 1992 eine Arbeitsgruppe aus 
Vertretern des Treuhandvorstandes, des BMF sowie des BMWi, um 
gemeinsam ein zustimmungsfähiges Konzept über eine Nachfolge-
organisation zu erarbeiten.35

Das vom Gesamtvorstand der THA am 6. Juli 1993 befürwor-
tete Konzept „zur Überführung der Treuhandanstalt in neue Struk-
turen“ legte Breuel dem Verwaltungsrat zehn Tage später vor. Dort 
stieß es allerdings auf erheblichen Widerstand.36 Vertreter der 
Gewerkschaften sowie der ostdeutschen Länder kritisierten, dass 
die Zustimmung zur Vorstandsvorlage parlamentarischen Abstim-
mungsvorgängen und Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern 
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vorgreife. Breuel begründete das Organisationskonzept damit, dass 
diejenigen Auf gaben, die über 1994 hinaus wahrgenommen werden 
müssten, in mehreren, rechtlich selbstständigen Organisationsein-
heiten (GmbH) zusammengefasst werden sollten. Eine zeitnahe Ent-
scheidung über die neue Organisationsstruktur sei nötig, mahnte 
Breuel. Ohne eine Perspektive über 1994 hinaus sei ein erheblicher 
Personalrückgang, vor allem bei den Leistungsträgern zu befürch-
ten. So müsse auch mit der vorgesehenen Gründung der privatrecht-
lichen Gesellschaften bald begonnen werden.

Wie sich allerdings schnell zeigte, gingen die Vorstellungen 
hierzu zwischen dem Treuhandvorstand und den Bundesministe-
rien weit auseinander. Das BMF war an einer Überführung der THA 
in „haushaltsrechtliche Normalstrukturen“37 interessiert und wollte 
das Finanzierungsrisiko des Bundes so gering wie möglich halten. 
Das vom Treuhandvorstand beschlossene Nachfolgekonzept schei-
terte letztlich am Widerstand aus Bonn. Breuel wollte ursprünglich 
die übrig gebliebenen Beteiligungsunternehmen weitgehend an die 
L änder abgeben. Dieses Ansinnen lehnten sowohl die Bundesminis-
terien als auch das Bundeskanzleramt ab. Der Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages verweigerte dem Überleitungs konzept 
mit den Stimmen der Koalitionsabgeordneten von CDU/CSU und 
FDP am 9. März 1994 seine Zustimmung.38

Nach einer heftig umstrittenen Überarbeitungsphase bil-
ligte der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages schließ-
lich am 20. April 1994 das vom Bundesminister der Finanzen 
vorgelegte K onzept zur Neustrukturierung der THA. Darin wurde 
die B undesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben als 
Nachfolgeorganisation Eigentümerin der noch nicht privatisierten 
Beteiligungsunternehmen.39 Die von Breuel vehement befürwor-
tete Ausgründung einer Vertragsmanagement GmbH, also des Kern-
bestandes einer möglichen Treuhand-Nachfolgeorganisation, wurde 
endgültig abgelehnt. Die verbliebenen Aufgaben der THA, nämlich 
Vertragsmanagement, Reprivatisierung und Abwicklung, wurden 
gegen den erklärten W illen des Treuhandvorstandes der Bundes-
anstalt für vereinigungs bedingte Sonderaufgaben zugeordnet.
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Fazit

Seit dem Inkrafttreten des Einigungsvertrages am 3. Oktober 1990 
wurde die Fachaufsicht durch das BMF zunächst relativ großzügig 
umgesetzt und auf die Auskunfts- und Informationsp�icht sowie 
die Kontrolle der Jahres- und Finanzpläne der THA beschränkt. 
Angesichts der immer deutlicher zutage tretenden wirtschaftlichen 
Strukturprobleme und beginnender Massenarbeitslosigkeit in Ost-
deutschland sowie der zunehmend kritischer werdenden Kontroll-
tätigkeit der parlamentarischen Gremien verstärkte sich die politische 
Ein�ussnahme aus Bonn. Die Fachaufsicht des BMF beschränkte sich 
nicht mehr nur auf die Einhaltung haushaltsrechtlicher Bestimmun-
gen, sondern dehnte sich jetzt auf Privatisierungsverhandlungen 
unterhalb der Zustimmungsebene im Verwaltungsrat aus.

Daraus ergaben sich rasch Kon�iktfelder zwischen dem Treu-
handvorstand und den Bundesministerien. Letztlich macht die Ana-
lyse des sich wandelnden Verhältnisses zwischen THA und Bonner 
Fachaufsicht das grundlegende Problem im politischen Umfeld der 
Privatisierungsbehörde deutlich: Der THA wurde von Anbeginn an 
eine Rolle übertragen, die die Bundesregierung nicht übernehmen 
wollte. Sie war o�ziell Trägerin aller unpopulären Entscheidungen 
und wurde für alle Fehler und Pannen im ostdeutschen Transforma-
tionsprozess verantwortlich gemacht.
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Berater in „blühenden Landschaften“
Wirtschaftsprüfer und Unternehmensberater 
bei der Treuhandanstalt

Einleitung: 1989/90 – (auch) eine beratene Revolution?

In den letzten Jahren loderten immer wieder erinnerungs kulturelle 
Debatten um das Alleinstellungsmerkmal der revolutionären 
U mbrüche von 1989 und 1990 in Ostmitteleuropa auf. Dabei fanden 
in den vergangenen Jahrzehnten einige gri�ge Attribute Verwen-
dung: Verhandelt sollten die Revolutionen sein, weil die realsozialisti-
schen Eliten den Herrschaftsübergang in besonderen Gremien wie den 
Runden Tischen mit Oppositionskräften aushandelten; als ver ratene 
Revolutionen erschienen sie im Rückblick hingegen enttäuschten 
früheren Revolutionären und Linken mit Blick auf einen nicht rea-
lisierten „Dritten Weg“ zwischen Kommunismus und K apitalismus; 
als friedlich wiederum galten und gelten die Revolu tionen demgegen-
über mit Blick auf den weitgehenden Gewaltverzicht der protestie-
renden Bevölkerungen – was mithin als Spezi�kum dieser Umbrüche 
in der Forschung kontrovers diskutiert wurde und wird.1

Eine andere Perspektive, die vor allem die umfassenden Ost-
West-Ver�echtungen2 in den Fokus rückt, könnte am Begri� einer 
beratenen Revolution ansetzen. Dies würde gerade im deutsch-deut-
schen Kontext den Blick auf eine Konstellation richten, die für die 
o steuropäischen Umbrüche 1989/90 spezi�sch erscheint. Insbeson-
dere westliche Berater und Experten spielten in den konkreten wie 
alltäglichen Umgestaltungsprozessen quantitativ wie auch qualita-
tiv eine maßgebliche Rolle, gerade auch hinter den Kulissen. Diese 
besondere Rolle von West-Beratern in Revolution und Transforma-
tion ist – sieht man von berühmt-berüchtigten neoliberalen Gruppen 
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wie den „Chicago Boys“ in Moskau oder anderswo ab 3 – bislang kaum 
systematisch erforscht worden.4

Diese Lücke zu schließen erscheint umso dringlicher, da die beson-
ders heterogene und zugleich schwer abgrenzbare Gruppe an west-
lichen Transfereliten maßgeblichen Anteil daran hatte, das im Herbst 
1989 unvermittelt erkennbar gewordene ideen politische Vakuum 
nach dem plötzlichen Machtverfall der realsozialistischen Diktatu-
ren mit neuen Konzepten und praktischen Handlungs anweisungen 
zu füllen.5 Etwas salopp formuliert: Zwar schienen Ende der 1980er 
Jahre sämtliche Akteure in Ost und West vom vollständigen wie 
abrupten Zusammenbruch der sowjetischen Machtsphäre über-
rascht, aber geübte Politik-, Wirtschafts- und Unternehmens berater 
drangen nun eilig durch den gelüfteten Eisernen Vorhang, um den ver-
muteten und auch bestehenden Orien tierungs- und Beratungsbedarf 
auf allen Ebenen zu stillen und letztlich für sich zu nutzen.6

Im deutsch-deutschen Fall führte die räumliche, sprachliche wie 
auch kulturelle Nähe zu einer raschen und ausgeprägten Präsenz von 
zahlreichen ab Ende 1989 durch die erodierende DDR s treifenden 
West-Beratern unterschiedlichster politischer Couleur oder pro-
fessioneller Provenienz. Sie wurden teils als allwissende Heilsbrin-
ger empfangen, teils bald auch als windige Betrüger beäugt.7 In 
Ingo Schulzes 2005 erschienenem Roman „Neue Leben“ mutiert 
der Hauptheld Enrico Türmer unter dem unheilvollen Ein�uss des 
mephistophelischen West-Beraters Clemens von Barrista von einem 
anfangs schwärmerisch-idealistisch sozialistischen �eatermann 
binnen kurzer Zeit zu einem knallhart kalkulierenden kapitalisti-
schen Medienmanager.8

Der West-Berater wurde nun rasch zu einem zentralen Topos der 
Vereinigungsgesellschaft – aber nicht unbedingt im positiven Sinne, 
war doch die anfängliche Hochachtung gegenüber westlichem Know-
how in Ostdeutschland im Zuge der „Vereinigungskrise“ rasch in 
wachsende Skepsis oder gar o�enes Misstrauen umgeschlagen.9 Dies 
betri�t gerade die in jüngster Zeit mit Blick auf allmähliche Akten-
ö�nungen, runde Jahrestage und rechtspopulistische Wahlerfolge 
in Ostdeutschland intensiv politisch diskutierte wie auch wissen-
schaftlich wiederentdeckte Treuhandanstalt.10 Denn gerade in dieser 
nach wie vor hochumstrittenen Organisation war die gehäufte wie 

ZiG_Bd_31.indd   42 15.06.20   11:54



43

BERATER IN „BLÜHENDEN LANDSCHAFTEN“

markante Präsenz oft auch jüngerer Berater im Osten in den frühen 
1990er Jahren zahlreichen zeitgenössischen Medienvertretern auf-
gefallen. Junge Adlige tummelten sich als Berater dutzendweise und 
sehr gut bezahlt im „Schloss Breuel“, wie es in einem kritischen Arti-
kel aus dem Jahr 1992 hieß.11 Auch der direkt im Gebäude der Treu-
handzentrale untergebrachte Bundesrechnungshof kritisierte ab 
1991 immer wieder die hohen Kosten für den umfassenden Berater-
einsatz bei der Treuhand.12

Doch jenseits medialer oder politischer Kritik von außen ist über 
die konkrete Rolle von Unternehmensberatern und Wirtschaftsprü-
fern gerade auch im Innenleben der Treuhandanstalt bis heute wenig 
bekannt; systematisch untersucht wurde diese professionelle Gruppe 
noch nicht  – was mit der disparaten Quellenlage seitens der Bera-
tungsunternehmen zusammenhängt. Dabei forcierten die Berater, 
so die �ese, als zentrale Expertengruppe im Gefüge des heterogenen 
Treuhandpersonals die beschleunigte Umsetzung ökonomischen, 
insbesondere betriebswirtschaftlichen Wissens in die konkrete All-
tagspraxis der Treuhand und des von ihr gestalteten, hochdynami-
schen wie kon�iktreichen Betriebsumbaus.13

Im Folgenden sollen exemplarisch einige Bereiche und Phasen 
identi�ziert werden, in denen externe Berater entscheidenden Ein-
�uss auf die Geschicke von Treuhand und Wirtschaftsumbau nah-
men. Exemplarisch geht es hierbei, erstens, um die Rolle von Beratern 
als kurzfristige Aufbauhelfer im Jahr 1990, bevor in einem zweiten 
Schritt verschiedene Aktions- und Handlungsfelder in der Treuhand-
praxis der Jahre nach 1991 herausgestellt werden. 

Aufbauhelfer der Treuhandanstalt (1990/91)

Mit der Mauerö�nung am 9. November 1989 wurde der ehemalige 
Todesstreifen nicht nur durchlässig für millionenfache ostdeutsche 
Westbesuche nebst Begrüßungsgeld; gleichermaßen bedeutsam 
erschien bald auch der Verkehr in die entgegengesetzte Richtung 
von West nach Ost, der nicht zuletzt viele westdeutsche Experten in 
die nun o�ene DDR führte. Hatten sich die Debatten im Spätherbst 
1989 noch um graduelle Reformen innerhalb der DDR und einen 
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„Dritten Weg“ zwischen Plan und Markt bewegt, erhöhte sich mit 
der wachsenden Orientierung am vermeintlichen bundesdeutschen 
Erfolgsmodell im Frühjahr 1990 der konkrete Beratungs bedarf in 
der DDR.14

Mit dem Jahreswechsel von 1989 auf 1990 stieg die Zahl an freien 
oder institutionell gebundenen Experten und Beratern aus der alten 
Bundesrepublik sprunghaft an. Sie kamen in einen aus ihrer Sicht 
meist sehr wilden und rauen Osten. In Ministerien, Verwaltungen, 
Betrieben oder Städten herrschte zu diesem Zeitpunkt tatsäch-
lich immenser Bedarf an westlichem Know-how, wie die eintre�en-
den Berater schnell feststellen sollten. Der mit großem Aktenko�er 
und ebenso üppigem Mobiltelefon auf holprigem Straßenbelag im 
Mercedes- Benz reisende West-Berater avancierte so zu einer regel-
rechten, in den Medien oft gebrauchten Chi�re der unmittelbaren 
Umbruchszeit – und nicht wenige dieser Berater waren gekommen, 
um letztlich auch längerfristig in Ostdeutschland zu bleiben.15

Gerade in der Wirtschaft wuchs die Zahl an beratenden Inter-
ventionen massiv. So meldete sich im Januar 1990 prominent der 
Sachverständigenrat beim Bundeswirtschaftsministerium  – die 
sogenannten Wirtschaftsweisen – mit einem ausführlichen Sonder-
gutachten zum bevorstehenden Umbau der ostdeutschen Zentral-
planwirtschaft zu Wort und empfahl der DDR einen möglichst 
konzentrierten und konsequenten Nachbau des westdeutschen 
Erfolgsmodells.16 Aber auch auf zahlreichen, in großer Eile organi-
sierten Ost-West-Tagungen, -Konferenzen und -Kongressen wurden 
etliche Vorschläge diskutiert: Hierbei meldeten sich westdeutsche 
Experten ausführlich zu Wort.17

Nur einige Beispiele aus dem Frühjahr 1990: Der linke Volks-
wirt Peter Bo�nger empfahl die Bildung einer „DDR-Holding AG“, 
deren Aktien kostenlos mit einer Fünf-Jahres-Sperrfrist an die 
ost deutsche Bevölkerung ausgegeben werden sollten. Der Ham-
burger Unternehmer Peter Körber schlug vor, das DDR-Volkseigen-
tum komplett an eine gemeinnützige „Sozialkapital-Stiftung“ zu 
übertragen. Der Münchner Unternehmensberater Albrecht Graf 
Matuschka brachte eine spektakuläre „Kapitalreform“-Initiative ins 
Gespräch, bei der das volkseigene Vermögen zum einen zu 40 Pro-
zent an die Bevölkerung beziehungsweise zu neun P rozent an die 
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B elegschaften v erteilt werden sollte. Die Mehrheit der Anteile sollte 
zum anderen unter s einer Leitung an Privatinvestoren verkauft 
werden.18

Auch jenseits ö�entlicher Debatten oder ökonomischer Fach-
kongresse wuchs der praktische Ein�uss von Beratern in den ersten 
Monaten des Jahres 1990 deutlich. Der Beratungs- und Erneue-
rungsbedarf in der DDR schien unerschöp�ich. Dabei bestimmten 
fast ausschließlich westdeutsche Berater die ostdeutsche Szenerie. 
Deutlich wird dies etwa an einer Randepisode aus dem Januar: Dabei 
trafen sich ostdeutsche Oppositionsvertreter in der Schweiz demons-
trativ mit japanischen Bankberatern, um so alternative Sichtweisen 
und mögliche Investoren akquirieren zu können. Kurz darauf schlug 
diese Gruppe am Zentralen Runden Tisch die Einrichtung einer 
neuartigen „Treuhand-Stelle“ zur Bewahrung und Verteilung des 
„Volksvermögens“ vor, um es auf diese Weise vor dem befürchteten 
Zugri� östlicher „Seilschaften“ oder westlicher „Kapitalinteressen“ 
zu s chützen.19

Gerade diese im Februar 1990 im improvisierten Zusammen-
spiel von Oppositionsvertretern und der Modrow-Regierung binnen 
weniger Tage eingerichtete Treuhandstelle wurde bald selbst zum 
Gegenstand ökonomischer Beratungsaktivitäten. Den folgenden 
Volkskammerwahlkampf bestritten die sich rasch transformieren-
den Parteien in der DDR dann bereits  – mit Ausnahme der Oppo-
sitionsgruppen  – mit maßgeblicher Unterstützung der von ihren 
westlichen Schwesterparteien entsandten Politikberater. Der überra-
schend deutliche Wahlerfolg der konservativen Kräfte am 18. März 
1990 wurde auch von den Zeitgenossen als klares Plebiszit für eine 
rasche Vereinigung gedeutet. Als unmittelbare Konsequenz kehrten 
das Treuhandgesetz vom 17. Juni sowie die am 1. Juli in Kraft getre-
tene Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion das Aufgabenspek-
trum der Organisation nicht nur diametral von der Bewahrung zur 
Verwertung um, sondern wiesen der bis dato noch randständigen 
Organisation eine entscheidende Rolle beim raschen Übergang von 
der Plan- zur Marktwirtschaft zu.20

Die Regierungen in Bonn beziehungsweise Ost-Berlin streb-
ten zugleich eine personelle Umbesetzung der Treuhandspitze an: 
Künftig sollte die Organisation von erfahrenen westdeutschen 
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Managern und Unternehmern geführt werden. Zum Gründer-
vater dieser neuen Treuhand als Privatisierungsagentur avancierte 
schließlich ab Juli 1990 Detlev Karsten Rohwedder. Bereits im 
Frühjahr 1990 war der Vorstandschef der Dortmunder Hoesch AG 
selbst immer wieder in die DDR gereist und hatte dort prominent 
seinen Rat als erfahrener wie zupackender Sanierer angeboten. Im 
Juni 1990 wurde Rohwedder nun zum ersten Chef des neu gebil-
deten Verwaltungsrates berufen  – und geriet dabei unversehens 
in einen scharfen Kon�ikt mit dem ersten Treuhandpräsidenten 
R ainer Maria Gohlke, dem vormaligen Bundesbahnchef und frühe-
ren IBM- Manager.21

Der Kon�ikt zwischen Gohlke und Rohwedder, der schließlich 
mit Gohlkes überraschendem Rücktritt nach nur wenigen Wochen 
endete, war auch in starkem Maße auf Führungs- und Beratungs-
fragen bezogen. Während Gohlke alle Fäden selbst in der Hand behal-
ten wollte, drängte Chefaufseher Rohwedder auf eine verstärkte 
Delegation der Aufgaben sowie einen umfassenden personellen, kon-
zeptionellen wie organisatorischen Aus- und Umbau der Organisa-
tion. Dieses Programm nahm Rohwedder – ab dem 22. August 1990 
als Gohlkes Nachfolger im Präsidentenamt – zielstrebig in Angri�. 
Für den Umbau der Treuhandanstalt, die zu diesem Zeitpunkt 
lediglich über eine mit knapp 100 einstigen Planwirtschaftskadern 
besetzte DDR-Behördenorganisation verfügte, holte sich Rohwedder 
prominente Unterstützung: den Münchner Unternehmensberater 
Roland Berger.22

Der mit Rohwedder bereits aus Hoesch-Zeiten bekannte Bera-
ter spielte in dieser Frühphase der Treuhand eine entscheidende 
Rolle. So erarbeiteten Bergers Experten im Sommer 1990 kurzfris-
tig eine Reihe von grundlegenden Struktur- und Konzeptpapieren, 
die auf eine dramatische Umgestaltung der Organisation abzielten – 
ganz nach den damals gängigen Mustern moderner Unternehmens-
führung. Einzig die Privatisierung müsse, wie es etwa in einem Papier 
vom August hieß, als „primäres Ziel“ der Organisation gelten, dem 
die „Sanierung und Strukturanpassung“ sowie die Stilllegung nach-
zuordnen seien. Diese Zielstellung sei durch eine „dezentrale Durch-
führung“ zu erreichen, die durch eine „Investmentbank- ähnliche 
Struktur und Arbeitsweise“ geprägt werden sollte. Die Zentrale 
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habe demgegenüber die „Erfolgskontrolle“ und die Wahrung „ein-
heitlicher Prinzipien“ zu gewährleisten. Für die „organisatorische 
und personelle Ausgestaltung“ bedeute dies, die Organisation „so 
‚schlank‘ wie möglich“ auszuformen: durch den „extensiven Einsatz 
externer Spezialisten“ sowie eine „Selbstbeschränkung im operati-
ven C ontrolling“  – womit die Berger-Experten auch ein lukratives 
Geschäftsfeld für sich selbst im Blick hatten.23

Auch andere Unternehmensberater unterstützten die neue 
Treuhand-Führung um Rohwedder vor allem in der Frühphase 
als Struktur- und Strategiehelfer. Dabei forcierten sie den organi-
sationsstrukturellen wie auch kulturellen Umbau von einer funk-
tionalen Behörden- in eine divisionale Unternehmensstruktur. Auf 
personalpolitischer Ebene gaben ebenfalls externe Experten dem 
neuen Präsidenten entscheidende Impulse: So war es der bestens 
vernetzte Münchner Personal-Headhunter Dieter Rickert, der aus 
eigener Initiative die später bekannte Werbekampagne „Pro�s für 
die DDR!“ anstieß, die in den Führungsetagen der Deutschland AG 
erhebliches Aufsehen erregte. Rickert, unter Treuhand- Managern 
später als „Jäger ’90“ regelrecht mysti�ziert, hatte dem neuen 
P räsidenten vorgeschlagen, gezielt vor allem ältere und jüngere 
F ührungskräfte in Westdeutschland ins Visier zu nehmen und 
mithilfe patriotischer Apelle sowie professioneller Herausforde-
rungen kurzfristig für ein persönliches Treuhandengagement zu 
b egeistern.24

Der von Rohwedder massiv vorangetriebene Aus- und Umbau der 
Treuhandanstalt von einer DDR-Verwaltungsstelle in eine unter-
nehmerisch agierende Privatisierungsagentur, der ab Oktober 1990 
deutlich an Tempo aufnahm, wäre also ohne das umfassende Enga-
gement von Beratern wie Roland Berger, Dieter Rickert oder auch aus 
den Reihen von McKinsey kaum denkbar gewesen. Im Sommer 1990 
lieferten sie kurzfristig vor allem Konzepte und Vorschläge für eine 
radikale Umgestaltung der Organisation: Die Berater halfen somit, 
die Treuhandanstalt in jene spezi�sch unternehmerische Ausnahme-
organisation im Schnittfeld von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
zu verwandeln, die durch ihre beschleunigte Privatisierungs- und 
Stilllegungspraxis bald schon zur „bestgehassten“ Organisation des 
Ostens mutierte.25
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Interessenkon�ikte? 
Berater in der Treuhand-Praxis (1991/92)

Doch auch neben anfänglichen Konzept-, Struktur- und Personal-
fragen wurde der Ein�uss von externen Experten auf den Geschäfts-
alltag zügig institutionalisiert und verstetigt. Dabei erwies sich die 
Liquiditätskrise, die nach der Wirtschafts- und Währungsunion 
über die Treuhand und ihre Betriebe hereinbrach, als Katalysator: Im 
Juli und August 1990 benötigte das Gros der über 8000 Treuhand-
betriebe mit ihren rund vier Millionen Mitarbeitern dringend kurz-
fristige Kredite für die Auszahlung von Löhnen und Gehältern. Die 
neu formierte Treuhandspitze um Rohwedder musste dann auch aus 
politischen Erwägungen ohne jedwede belastbaren Informationen 
für diese kurzfristigen Kreditanfragen in zweistelliger Milliarden-
höhe bürgen.26

Diese �nanzpolitische Ausnahmesituation, die aus Bonner Per-
spektive untragbar erschien, führte zur Einrichtung eines neuen 
Sondergremiums: Im unabhängig verfassten Leitungsausschuss der 
Treuhand sollten im Auftrag des Bundes�nanzministeriums externe 
Unternehmensberater und unabhängige Wirtschaftsprüfer versam-
melt werden. Sie sollten dort die von den Treuhandbetrieben erar-
beiteten Unternehmenskonzepte nach betriebswirtschaftlichen 
Kriterien prüfen und mithilfe einer ausdi�erenzierten Skalierung 
deren jeweilige mögliche Zukunftsaussichten im Modus von Priva-
tisierung, Restrukturierung oder Stilllegung bewerten. Damit wurde 
zugleich auch über deren �nanzielle Ausstattung entschieden. Der 
Ausschuss wurde im Herbst 1990 unter Leitung des langjährigen 
Finanzmanagers Horst Plaschna mit Dutzenden Vertretern und 
Experten der wichtigsten westdeutschen Finanz- und Beratungs-
institutionen wie DTG/KPMG, Treuarbeit, McKinsey oder Roland 
Berger & Partner besetzt. Er avancierte zu einem weitgehend im Hin-
tergrund agierenden Schlüsselgremium im ab dem Jahreswechsel 
von 1990 auf 1991 einsetzenden Massengeschäft von Privatisierung 
und Abwicklung.27

Doch auch jenseits dieses Leitungsausschusses, über dessen ver-
meintliche „Todeslisten“ bald in Ö�entlichkeit, Politik und Betrieben 
wild spekuliert wurde, waren externe Berater für die Alltagspraxis 
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der sich nun formierenden Privatisierungsagentur von immenser 
Bedeutung.28 So hatten im September 1990 externe Personalberater 
eilig mit dem Suchpro�l „mittelständische Unternehmerpersönlich-
keiten“ die neuen Leiter für die 15 Treuhand-Niederlassungen rekru-
tiert. Unablässig drängten die aus Westdeutschland stammenden 
Vorstände, Direktoren oder Abteilungsleiter, in kritischen Konstel-
lationen oder aufbrechenden Skandalfällen externe Berater-Teams 
als Krisenmanager einzusetzen. Vor allem 1991 beschleunigte das 
gezielte Engagement von Beratern in Privatisierungsteams das nun 
anlaufende Massenprivatisierungsgeschäft und erbrachte so einen 
„zusätzlichen professionellen Privatisierungspush“29, wie es der 
Breuel-Vertraute und Treuhand-Generalbevollmächtigte Norman 
van Scherpenberg gri�g formulierte.

Der kurzfristige Einsatz von oft kostspieligen Beratern schien 
der Treuhandspitze unerlässlich, weil die umfassende Rekrutierung 
von Westpersonal im Herbst 1990 zunächst nur schleppend anlief 
und erst durch entsprechende Kanzlerappelle und Leihmanager- 
Aktionen des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI) 
beschleunigt werden konnte.30 Es ist daher auch kein Zufall, dass 
die Treuhandspitze im Januar 1991 eine ihrer ersten zentralen 
Richtlinien auf den Beratereinsatz bezog  – und sogleich dessen 
alltagspraktische Ambivalenz herausstellte: Mithilfe der Privati-
sierungs-Beraterrichtlinie sollte einerseits eine gezielte „Beschleu-
nigung des Privatisierungsprozesses“ durch „professionelle externe 
Dienstleistungsressourcen“ ermöglicht werden. Es gelte dabei jedoch 
andererseits die entscheidende Maßgabe, dass „für alle Stadien des 
Privatisierungsverfahrens“ die jeweilige „Entscheidungskompetenz“ 
zwingend beim festangestellten Treuhandpersonal selbst verbleiben 
müsse.31

Dass der Einsatz von Unternehmensberatern und Wirtschafts-
prüfern im Geschäftsalltag durchaus bedenkliche Loyalitäts kon�ikte 
und Interessenkollisionen erzeugte, zeigte sich gerade auch aus der 
Gegenperspektive der im Osten aktiven Beratungsunternehmen. 
Die von mir exemplarisch untersuchte DTG/KPMG, eine führende 
westdeutsche Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaft, 
drängte bereits ab dem Frühjahr 1990 auf den ostdeutschen Markt. 
Mit scharfem Seitenblick auf die ebenfalls ostwärts expandierende 
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Konkurrenz strebte die KPMG nun gezielt umfassende Engagements 
beim Wirtschaftsumbau in der ostdeutschen Industrie an – und anti-
zipierte auch sehr rasch die künftige Schlüsselrolle der Treuhandan-
stalt in diesem Prozess. Entsprechend intensiv bemühte man sich um 
adäquate Beratungs- und Prüfungsaufträge im Umfeld dieser Orga-
nisation – und das durchaus mit erheblichen Anfangserfolgen bezie-
hungsweise Auftragseingängen.32

Doch hierbei schlug die Euphorie des Jahres 1990 oft schon nach 
kurzer Zeit in Ernüchterung um: Der Wirtschaftsumbau im Osten 
erwies sich, gerade auch nach dem Zusammenbruch der zuvor viel 
beschworenen Ostmärkte 1991 und 1992, als komplexes, teures wie 
krisenhaftes Geschäft mit vergleichsweise geringen Margen  – bei-
spielsweise bei der anspruchsvollen Erstellung und Testierung von 
D-Mark-Erö�nungsbilanzen für Tausende Betriebe. Zugleich erwies 
sich das Engagement auch als veritable Gefahr für die eigene Repu-
tation: So geriet die KPMG ins Zwielicht, als „Der Spiegel“ die viel-
fältigen Engagements von westdeutschen Beratungsunternehmen 
im Osten problematisierte: Sie standen einerseits in Diensten der 
Treuhandzentrale oder des Bundes�nanzministeriums, waren aber 
a ndererseits im Auftrag von Treuhandbetrieben sowie von potenziel-
len, zumeist westdeutschen Investoren aktiv – entsprechende Inte-
ressenkon�ikte oder Spekulationen über undurchsichtige interne 
Informations�üsse lagen auf der Hand. Eine an die Ö�entlichkeit 
gelangte interne Anweisung des KPMG-Vorstands, dass bei Privati-
sierungsverträgen darauf geachtet werden solle, im Falle von Mehr-
fachengagements nicht ein und dieselbe Person einen Vertrag sowohl 
für die Käufer- als auch Verkäuferseite unterzeichnen zu lassen, 
sorgte für erhebliches Aufsehen und Kritik.33

Fazit: Berater in „blühenden Landschaften“?

Erwies sich die wirtschaftliche Wiedervereinigung in Deutsch-
land am Ende als eine Art Bonanza für westdeutsche Berater in 
„blühenden Landschaften“? Diese Frage lässt sich schwer pauschal 
beantworten. Deutlich wird jedoch, dass sich gerade für westdeutsche 
Wirtschaftsprüfer und Unternehmensberater als vermeintliche 
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„Engel der E�zienz“34 nach 1990 im Osten ein breites Betätigungs- 
und Aktionsfeld erö�nete, das diese auch aktiv für ihre Expan-
sion zu nutzen verstanden. Schon rasch nach der Mauerö�nung im 
November 1989 erschien der Beratungs- und Orientierungsbedarf in 
der DDR fast unerschöp�ich. Dies zog eine im Detail schwer über-
schaubare Schar an teils hochprofessionellen, teils aber auch wenig 
seriösen Westberatern an, die im Osten zahlreichen Betrieben, Ver-
waltungen, Kommunen oder auch Einzelpersonen ihr entsprechen-
des Know-how anboten. 

Dementsprechend avancierte die ab dem Sommer 1990 zentrale 
Organisation für den Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft 
zu einem Hauptbetätigungsfeld für Westberater: die Treuhand-
anstalt und mit ihr Tausende Betriebe, aber zugleich auch die mit 
ihr verhandelnden Westinvestoren. Die Zahl der direkt für die Treu-
handzentrale tätigen Berater lässt sich schwer bezi�ern, dürfte aber 
in den Jahren 1991 und 1992 im niedrigen vierstelligen Bereich gele-
gen haben.35 Doch nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ ist 
die Entwicklung der Treuhandanstalt eine Geschichte umfassender 
Beratungsdienstleistungen: Schon in der Aufbauphase gaben Bera-
ter wie Roland Berger oder Dieter Rickert der Treuhand maßgebliche 
Impulse bei Organisationsaufbau, Strategie�ndung oder Personal-
rekrutierung. Wenig später wurde die unabhängige Beratung in 
Form des für die Privatisierungspraxis entscheidenden Leistungs-
ausschusses dauerhaft institutionalisiert. Und auch jenseits dessen 
setzte die Treuhand immer wieder auf das gezielte Engagement von 
Beraterteams, vor allem in kritischen Privatisierungs-, Skandal- oder 
Abwicklungsfällen. 

Begreift man die Treuhandanstalt als wesentlichen Akteur einer 
wirtschaftlichen beziehungsweise gesellschaftlichen Eigentums-
revolution in Ostdeutschland, die im Grunde erst nach der staat-
lichen Einigung am 3. Oktober 1990 begann, dann bietet der Begri� 
einer beratenen Revolution durchaus einiges Potenzial – zumal bei der 
vergleichenden Analyse des deutsch-deutschen Sonderfalls. Er sensi-
bilisiert vor allem für die Tatsache, dass der umfassende Austausch 
und Transfer der wirtschaftlichen Eliten  – und mithin von Ideen, 
Organisationen und Wissensordnungen – in Ostdeutschland in den 
Jahren nach 1990 ein vielschichtiger Prozess mit unterschiedlichen 
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Akteuren war. Und er verweist perspektivisch auch auf entspre-
chende Ko-Transformationen, denn letztlich dürfte das umfassende 
Engagement Tausender Berater in der ö�entlichen Sphäre auch die 
politische Bedeutung der bereits seit den 1980er Jahren aufstreben-
den Beratungsbranche im vereinten Deutschland erheblich gestei-
gert haben.36

Insgesamt wird man konstatieren können, dass vor allem die 
westdeutschen Unternehmensberater und Wirtschaftsprüfer die 
Treuhand als Organisation insbesondere in ihrer expansiven Früh-
phase in ein Gebilde transformierten, das sich stark als unter-
nehmerisch-betriebswirtschaftlich verstand. Ihre Konzepte und 
Dienstleistungen speisten ein umfassendes betriebswirtschaftlich- 
ökonomisches Know-how in die nun rasch anlaufende Alltagspraxis 
des ostdeutschen Wirtschaftsumbaus ein  – und dies durchaus mit 
ambivalenten Folgen für die Praxis: Die hierdurch befeuerte Profes-
sionalisierung und Dynamisierung des Treuhandgeschäfts ermög-
lichte der Organisation einerseits ihre zügige Aufgabenerledigung 
über rasche Privatisierungen und Abwicklungen sowie letztlich auch 
die wohlinszenierte Selbstau�ösung im Jahr 1994. Andererseits 
verursachte der umfassende Einsatz von Beratern nicht nur hohe 
K osten, sondern beschädigte durch medienö�entliche beziehungs-
weise politische Kontroversen die ohnehin prekäre Legitimität der 
Privatisierungsprozesse.

Dass die Treuhandanstalt nach fast drei Jahrzehnten noch immer 
als negativer Umbruchsmythos in der ostdeutschen Erinnerungskul-
tur hochvirulent ist, hat letztlich auch mit dem technokratischen, 
sich als apolitisch beziehungsweise rein betriebswirtschaftlich ver-
stehenden Management der konkreten Umbruchsprozesse durch 
Experten zu tun. Diese konnten oder wollten auf kulturelle bezie-
hungsweise soziale Folgewirkungen der krisenhaften Vorgänge bei 
Belegschaften oder in der Bevölkerung kaum Rücksicht nehmen.37 Die 
in vielfältigen Zusammenhängen für die Treuhand tätigen Berater 
haben den grundlegenden Trend zum technokratisch-ökonomischen 
Dezisionismus im Kontext der deutsch-deutschen Schocktherapie 
maßgeblich vorangetrieben.
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Partner der Treuhandanstalt?
Die Interessenverbände der Wirtschaft 
und die Transformation in Ostdeutschland

In der Ö�entlichkeit erhielt die Treuhandanstalt (THA) zumeist 
große Unterstützung seitens der Interessenverbände der Wirtschaft. 
Sie befürworteten und begrüßten den Umbau der ostdeutschen 
Wirtschaft, mussten sich allerdings auch mit dessen Folgen ausei-
nandersetzen. Ganz allgemein lassen sie sich drei Organisationen 
zuordnen: Arbeitgeberverbänden, Wirtschaftsverbänden sowie den 
Kammern, unter denen die Industrie- und Handelskammern (IHKn) 
die mit Abstand meisten Unternehmen vertreten. Kammern sind 
ö�entlich-rechtlich verfasste Selbstverwaltungsorgane und werden 
aufgrund staatlicher Verfügung gebildet, während Verbände im All-
gemeinen freiwillige privatrechtliche Zusammenschlüsse sind. Auf 
zentraler Ebene organisieren sich die IHKn allerdings in privatrecht-
licher Form im Deutschen Industrie- und Handelskammertag (bis 
2001: Deutscher Industrie- und Handelstag, DIHT), der neben der 
Bundesver einigung der deutschen Arbeitgeberverbände sowie dem 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) zu den mitglieder-
stärksten Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft zählt.1 Wirt-
schaftsverbände moderieren und aggregieren politische Interessen 
und bringen diese in Entscheidungsprozesse ein. Sie bieten ihren 
Mitgliedern Beteiligungsmöglichkeiten und übernehmen eine Inte-
grationsfunktion, indem sie nach innen vermittelnd und nach außen 
fordernd auftreten.

Arbeitgeberverbände konzentrieren sich auf Fragen der Arbeits-
markt-, Tarif- und Sozialpolitik, häu�g als Gegenspieler zu den 
Gewerkschaften.2 Wirtschaftsverbände positionieren sich eher in 
allgemeinpolitischen Debatten, sofern übergeordnete Interessen 
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ihrer Mitglieder berührt werden. Der BDI übernimmt auf bundes-
politischer Ebene die Rolle einer Speerspitze. Hierbei bewegt er sich 
allerdings in einem Spannungsfeld, da sich die Wirtschaftsverbände 
seit den 1980er Jahren stärker ausdi�erenzieren und Brancheninte-
ressen gegenüber allgemeinpolitischen Interessen an Gewicht gewin-
nen.3 Die IHKn positionieren sich ebenfalls oft allgemeinpolitisch. 
Sie sind allerdings an das bundesdeutsche Kammergesetz gebunden, 
das sie auf die Interessen der Unternehmen ihres jeweiligen Kam-
merbezirks verp�ichtet. Stellungnahmen von IHKn beziehen sich 
daher oft auf regionalwirtschaftliche Probleme. Positionierungen 
zu überregionalen Fragen und Grundsatzangelegenheiten werden 
in Länderarbeitsgemeinschaften oder im Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag erarbeitet.

Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung gelang es den Inter-
essenorganisationen der deutschen Wirtschaft rasch, die ostdeut-
sche Wirtschaft einzubeziehen und zu verhindern, dass der Beitritt 
der neuen Länder zur Bundesrepublik das Verbändesystem unmit-
telbar veränderte. Bei einer mittel- und langfristigen Betrachtung 
tritt die Frage gleichwohl erneut in den Vordergrund, ob der Fall der 
Berliner Mauer eine Zeitenwende für die Interessenorganisationen 
der deutschen Wirtschaft war. Probleme, deren Ursprünge in die 
1980er Jahre zurückreichten, wurden nach der Wiedervereinigung 
schnell dringlicher. Bei den Wirtschafts- und Arbeitgeberverbän-
den zählten hierzu rückläu�ge Mitgliederzahlen, Di�erenzie-
rungstendenzen sowie Debatten über „Verbandsmüdigkeit“ und 
Schwierigkeiten, Engagement innerhalb der etablierten Struktu-
ren zu entfachen.4 Für die IHKn war die Problematik der Mitglie-
derbindung aufgrund ihrer p�ichtmitgliedschaftlichen Verfassung 
nicht direkt bedeutsam. Häu�ger verweigerte Beitragszahlungen 
und Klagen gegen die P�ichtmitgliedschaft deuteten unterdessen 
an, dass auch das Kammerwesen mit untergründigen Veränderun-
gen konfrontiert war. Praktische Überschneidungen und Konkur-
renzsituationen zwischen den Spitzenverbänden führten auch vor 
diesem Hintergrund zu Überlegungen, enger zu kooperieren. Vor 
allem Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände arbeiteten daraufhin 
verstärkt zusammen, hielten ihre institutionelle Trennung formal 
allerdings aufrecht.5
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Der Transfer des westdeutschen Korporatismus 
als verfehlte Transformationsstrategie

Statt einer Reform der dreigliedrigen Organisation der Unternehmer-
interessen sorgte die Wiedervereinigung zunächst dafür, dass die 
Spitzenverbände ihren Ein�uss ausdehnten. Die THA spielte hierbei 
eine unterstützende Rolle. Sie wies ihre Betriebe an, den jeweiligen 
Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden beizutreten und Beiträge an 
die zuvor in den Bezirken der DDR entstandenen IHKn zu zahlen. 
Ausschlaggebend für den Erfolg der westdeutschen Unternehmer-
organisationen war unterdessen das große Interesse, das ihnen in der 
DDR sowohl Kleinunternehmer als auch Betriebs- und Kombinatslei-
ter sowie die Vertreter der Industrieministerien entgegenbrachten.6 

Die Ho�nung, dass die Verbandsmüdigkeit eine vorübergehende 
Erscheinung sei, erwies sich allerdings als trügerisch. Dies gilt ins-
besondere für die Arbeitgeberverbände: 1990 war es ihnen geglückt, 
große Teile der ostdeutschen Industrie zu organisieren und in zen-
tralisierte Tarifverhandlungen einzubeziehen. Der Anteil tarifpar-
teilich organisierter Betriebe ging allerdings bald k ontinuierlich 
zurück.7 Austritte waren hierfür nur zu einem geringeren Teil 
verantwortlich: Die großen Unternehmen, die sich den Arbeit-
geberverbänden 1990 angeschlossen hatten, stellten weiterhin die 
Mitgliederbasis. Kleinere Betriebe jedoch, die aus der Aufspaltung 
und (Re-)Privatisierung des THA-Vermögens hervorgingen, tra-
ten nach vollzogenem Eigentümerwechsel nicht beziehungsweise 
nicht wieder in die Arbeitgeberverbände ein. Besonders groß war 
die Distanz bei ostdeutschen Unternehmern, Reprivatisierern und 
Management- Buy-out-Unternehmern. Erstere führten Betriebe, die 
1972 unter Erich Honecker verstaatlicht worden waren. 1990 streb-
ten die Alteigentümer beziehungsweise deren Nachfolger zurück in 
die Selbstständigkeit. Bei den Letzteren handelte es sich meist um 
frühere sozialistische Betriebsleiter, die im Privatisierungsprozess 
als Käufer zum Zuge gekommen waren.

Der Politikwissenschaftler Franz Traxler geht davon aus, dass 
Ressourcenknappheit bei betro�enen Unternehmen einerseits 
den Bedarf an verbandlicher Organisation steigert, andererseits 
die Organisationsfähigkeit beeinträchtigt.8 Demzufolge wäre, in 
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A nbetracht der wachsenden Probleme der ostdeutschen Industrie, 
mit ambivalenten Folgen zu rechnen gewesen. Unterdessen durch-
lief das tarifverbandliche System ab 1992 einen rapide verlaufenden 
Erosionsprozess. Die Transformationsdynamik und die interessen-
politische Ausrichtung der Spitzenverbände gelten hierbei als zwei 
zentrale Ursachen. In scharfer Form übten die Ökonomen Hans-
Werner Sinn und Gerlinde Sinn bereits 1991 Kritik an der „Hoch-
lohn-Strategie“ der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände.9 Die 
Mehrheit der westdeutschen Mitglieder sei nicht daran interessiert, 
im Osten neue Wettbewerber entstehen zu lassen; dies sei der Grund 
einer ruinösen Lohnpolitik.

Die Kritik an den Spitzenverbänden, insbesondere im Kontext der 
Lohnpolitik, zielte auf die Tatsache, dass ihre Osterweiterung direkt 
und kausal mit der staatlichen Wiedervereinigung verbunden war. 
Es zählte zum politischen Steuerungsrepertoire der alten Bundes-
republik, Verbände in ö�entliche Aufgaben einzubeziehen. Deshalb 
erscheint es fragwürdig, die Sphären „Staat“ und „Verbände“ katego-
risch zu trennen. Die institutionalisierten Arbeitsbeziehungen gel-
ten als Kern des Verbändewesens; vor diesem Hintergrund suchte die 
Bundesregierung die Tarifparteien bei der Lösung der Probleme der 
ostdeutschen Wirtschaft einzubeziehen.10 Arbeitgeberverbände und 
Gewerkschaften standen unterdessen selbst unter äußeren Hand-
lungszwängen. Die Vereinigung per Beitritt entfachte in der ostdeut-
schen Bevölkerung enorme Erwartungen. Derweil brach mit den 
Handelsbeziehungen in die Länder des Rats für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe das Rückgrat der ostdeutschen Industrie kurz darauf 
ein. 1990 und 1991 hatten die Tarifparteien eine schnelle Anglei-
chung der ostdeutschen Löhne an das westdeutsche Niveau verein-
bart. Davon distanzierten sich die Arbeitgeberverbände 1992 wieder, 
auch unter dem Druck der Bundesregierung.

Der  – letztlich abgebrochene  – Versuch, das ostdeutsche Lohn-
niveau schnell an das westdeutsche heranzuführen, gilt heute als einer 
der Hauptgründe dafür, dass es den (tarifgebundenen) Arbeitgeber-
verbänden nach 1992 kaum mehr gelang, Mitglieder zu rekrutieren.11 
Prominente Vertreter der sozialwissenschaftlichen Vereinigungs-
forschung beurteilen dies als Ergebnis eines g escheiterten „Insti-
tutionentransfers“.12 Unstrittig ist, dass sich die Lohn�ndung in 
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Ostdeutschland in den folgenden Jahren wieder stärker dezentrali-
sierte und Flächentarifverträge selten wurden. In gesamtdeutscher 
Perspektive wirkten die Verhältnisse im Osten nunmehr wie eine 
besonders drastische Variante der Verbands�ucht, die auch im alten 
Bundesgebiet keineswegs zu einem Ende gekommen war. Globalisie-
rung und Elitenwandel wurden hier als wesentliche Ursachen dafür 
identi�ziert, dass sich korporatistische Beziehungen in den 1990er 
Jahren immer mehr abschwächten.13

Unternehmerorganisationen zwischen 
Wiedervereinigung und Transformation von unten

Die in der DDR neu entstandenen ostdeutschen Kammern und Ver-
bände traten zum 3. Oktober 1990 nunmehr den gesamtdeutschen 
Spitzenorganisationen bei. Dies war der Höhepunkt einer wie im 
Zeitra�er verlaufenen Entwicklung, die zwei Impulse maßgeblich 
angestoßen hatte: Als im April des Vereinigungsjahres klar wurde, 
dass die deutsche Einheit nicht mehr fern war, unterstützten die 
westdeutschen Verbände die ostdeutschen Aufbaubemühungen ent-
schlossen. Die neue DDR-Regierung machte zugleich deutlich, das 
Modell der Bundesrepublik weitgehend übernehmen zu wollen. Dies 
bewirkte auch auf Ebene der Verbände, dass sich die Akteure auf 
einen baldigen Zusammenschluss per Beitritt einstellten. Die ersten 
Impulse zur Bildung verbandlicher Strukturen reichten allerdings 
weiter zurück. In der DDR entstand bereits im Zuge der f riedlichen 
Revolution ein „embryonales Verbändesystem“.14 Auch die ersten 
IHKn bildeten sich im Januar 1990 anhand von Vorbildern aus der 
Bundesrepublik. Blueprints westdeutscher Organisationen waren von 
zweifellos großer Bedeutung15; Vereinigungsgründungen erfolgten 
noch als oppositioneller Akt gegenüber der sozialistischen Staats- 
und Gesellschaftsordnung. Im Vordergrund stand zu diesem Zeit-
punkt nicht die Frage einer deutsch-deutschen Vereinigung, sondern 
die Überzeugung, in der noch bestehenden DDR eine glaubhafte 
Alternative zum Status quo zu präsentieren. Der Rückgri� auf west-
deutsche Vorbilder war nicht zuletzt ein Mittel, die Einmischung 
der Staatsorgane der DDR abzuwehren. Ideelle und logistische 
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U nterstützung aus dem Westen kalkulierten ostdeutsche Gründer 
dabei durchaus mit ein.

Die Vertreter der westdeutschen Organisationen achteten dar-
auf, dass sich Neugründungen in der DDR im Wiedervereinigungs-
fall leicht integrieren ließen. Jenseits dieser Verallgemeinerungen 
unterscheidet sich die Entstehung der ostdeutschen IHKn, der Wirt-
schafts- sowie der Arbeitgeberverbände allerdings deutlich. Die 
Kammern gingen aus einer Demokratisierung und tiefgreifen-
den Umgestaltung der sozialistischen Handels- und Gewerbekam-
mern hervor, in denen die kleingewerbliche Privatwirtschaft der 
DDR organisiert war.16 Die ersten Schritte hatten die Mitglieder 
der Handels- und Gewerbekammern bereits vollzogen, indem sie 
wirtschaftspolitische Forderungen aufstellten und das alte Lei-
tungspersonal absetzten, ehe im Januar 1990, unter Rückgri� auf 
Satzungsunterlagen der Stuttgarter Kammer, in Dresden die erste 
IHK entstand. Die Modrow-Regierung erkannte die IHKn bald dar-
auf an. Sie bildeten sich somit vor der Volkskammerwahl, die die 
Weichen zur Wiedervereinigung stellte. Die Kammergründungen 
wurden nicht zuletzt so schnell vollzogen, weil sich in nahezu allen 
Bezirken der DDR engagierte ostdeutsche (Klein-)Unternehmer 
fanden, die sich von unabhängigen Kammern politische Verände-
rungen versprachen und bereit waren, in den Organisationen mit-
zuarbeiten.17

Auf dem Gebiet der industriellen Beziehungen verlief die Bildung 
tarifparteilicher Organisationen nach einem anderen Muster. Zwar 
äußerte bereits die Modrow-Regierung in Person der zuständigen 
Ministerin Christa Luft (SED) ihre Absicht, freie Tarifparteien und 
ein demokratisches System der Lohn�ndung zuzulassen.18 Ande-
rerseits war Luft angetreten, die Planwirtschaft durch Reformen zu 
konsolidieren und im Kern zu erhalten. Erste Versuche, die Lohn-
�ndung zu reformieren, scheiterten. Dies änderte sich erst nach der 
Volkskammerwahl, als binnen kurzer Zeit regionale Arbeitgeber-
verbände in der DDR entstanden.19 Erste Kontakte zu bundesdeut-
schen Arbeitgeberverbänden waren schon zuvor geknüpft worden; 
dass diese erst im April in konkrete Gründungsaktivitäten mün-
deten, hatte zweierlei Gründe: Die westdeutschen Verbände gaben 
ihre zunächst abwartende Haltung angesichts des Zeitdrucks einer 
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b aldigen Wiedervereinigung auf. In den Ministerien und Kombina-
ten der DDR entstand wiederum Handlungsdruck, weil die Gewerk-
schaften sich mithilfe westdeutscher Experten anschickten, erste 
Tarifverhandlungen zu führen. Den Kombinatsleitungen wurde 
dadurch deutlich, dass sie ihre lohnpolitischen Interessen vertreten 
lassen mussten.20

Die Entstehung der Wirtschaftsverbände verlief im Vergleich zu 
den Arbeitgeberverbänden und Kammern unter anderen Vorzeichen, 
bis auf die Tatsache, dass sich auch hier oft ostdeutsche Ableger west-
deutscher Vorbildorganisationen etablierten. Die Art und Weise der 
Gründungen unterschied sich gleichwohl. Arbeitgeberverbände ent-
standen o�enbar als „von ‚oben‘ gesteuerte Osterweiterung der West-
verbände“21, während die Aneignung organisatorischer Vorbilder 
bei den IHKn stärker von unten durch lokale Akteure, die den Grün-
dungsverlauf mitbestimmten, erfolgte.22 Bei den Wirtschaftsverbän-
den kam es teils zu einer Ostausdehnung bestehender westdeutscher 
Branchenverbände, teils zu Neugründungen in Ostdeutschland. 
Die Rekrutierung von Mitgliedern erfolgte mitunter durch gezielte 
Ansprache von Unternehmen.23 Industrieverbände, die sich im BDI 
organisierten, stießen im Kontext des Umbruchs in der DDR jeden-
falls auch auf das Problem, sich fast ausschließlich an Staatsbetriebe 
wenden zu müssen.

Mit der Wiedervereinigung mussten sämtliche Spitzenverbände 
die Interessen der neuen Mitglieder integrieren, ohne ihre 
Altmitglieder zu verprellen oder ihren politischen Ein�uss zu 
riskieren. Die Arbeitgeberverbände ernteten angesichts der 
Lohnpolitik der Jahre 1990 und 1991 nicht nur scharfe ö�entliche 
Kritik, sondern gerieten auch unter Druck, den rückläu�gen 
Organisationsgrad zu stabilisieren. Sie reagierten mit der Scha�ung 
neuer, nicht-tarifgebundener Verbände (OT-Verbände), die sozial-
politische Beratungs- und Informationsleistungen anboten. Die 
OT-Verbände waren überaus erfolgreich und lösten das Problem der 
Mitgliederrekrutierung, verfestigten so allerdings den Bedeutungs-
verlust der regulären Arbeitgeberverbände und das Ende zentrali-
sierter Tarifverhandlungen.24 Der Trend zur Verbands�ucht sei mit 
ihnen lediglich in einen Trend zur Tari�ucht gewandelt worden, wie 
eine des Öfteren geübte Kritik an den OT-Verbänden lautet.25
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Die Kammerorganisation und der BDI 
während der Vereinigungskrise

Während die Spitzenverbände im Vereinigungsjahr noch Einigkeit 
mit der Politik der Bundesregierung demonstrierten, stellte die 
politische Ausrichtung ab 1991 beziehungsweise 1992 auch den 
DIHT und den BDI vor eine Belastungsprobe. Die ostdeutsche Kon-
junktur war schwächer als angenommen, und auch die THA wirkte 
nur vorübergehend als „institutioneller Blitzableiter“.26 Wirtschaft-
liche Probleme häuften sich vor allem bei Unternehmen mit ost-
deutschen Eigentümern. In den Wirtschaftsverbänden führte die 
Verselbstständigung von THA-Betrieben daher zu Problemen der 
Mitgliederbindung beziehungsweise – in den Kammern stärker aus-
geprägt  – zu Interessenkon�ikten. Den Hintergrund bildete eine 
auch ö�entlich geführte Auseinandersetzung darüber, ob ostdeut-
sche Produzenten durch westdeutsche Handelsunternehmen sowie 
bei der Vergabe von ö�entlichen Aufträgen benachteiligt worden 
seien.

Unter dem Druck der Erwartungen kündigte der BDI 1992 an, 
gemeinsam mit der THA das Volumen der Aufträge westdeutscher 
Großunternehmen bei Herstellern aus den neuen Bundesländern 
innerhalb von zwei Jahren zu verdoppeln. Mit der im folgenden Jahr 
gestarteten „Einkaufso�ensive Ost“ konnte sich der Industriever-
band aber nur in begrenztem Maße als Vertreter ostdeutscher Inte-
ressen pro�lieren, da die Wirksamkeit der Aktion umstritten war.27 
Diesbezüglich erfolgreicher positionierte sich der BDI in der Steuer-
politik: Im Sommer 1992 forderte Verbandspräsident Heinrich 
Weiss, eine Mehrwertsteuerpräferenz als sofortige Stützmaßnahme 
für angeschlagene Betriebe in den neuen Bundesländern einzufüh-
ren.28 Bereits im Zusammenhang mit der Wirtschafts-, W ährungs- 
und Sozialunion hatte der Industrieverband vorgeschlagen, ein 
befristetes Niedrigsteuergebiet zu scha�en, um Ostdeutschland 
wirtschaftlich zu fördern. In der Bundesregierung hatte das FDP-
geführte Wirtschaftsministerium dies aufgegri�en, ohne sich aber 
gegen das Finanzministerium behaupten zu können, das Investiti-
onsförderungen als geeignetes Mittel zur wirtschaftlichen Belebung 
der neuen Länder betrachtete.29
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Der BDI-Präsident konnte mit seinen Forderungen zwar an kon-
zeptionelle Vorüberlegungen anknüpfen, gleichwohl war der Ruf 
nach einer Mehrwertsteuer- beziehungsweise Wertschöpfungsprä-
ferenz für ostdeutsche Produkte ungewöhnlich. Die Idee orientierte 
sich an der ehemaligen Berlinförderung, für deren Abscha�ung 
der Verband eingetreten war.30 Die Forderung einer Wiederau�age 
schien ohnehin geringe Erfolgsaussichten zu haben, da das verbün-
dete Wirtschaftsministerium, das die Position des Industriever-
bands erneut aufgri�, wiederum auf entschiedenen Widerstand im 
Finanzministerium stieß. Spätestens mit Beginn der Rezession 1993 
hatte die Haushaltskonsolidierung dort oberste Priorität. Die Forde-
rung einer Wertschöpfungspräferenz erwies sich nichtsdestoweniger 
als medialer Erfolg und wurde in der Presse eingehend diskutiert.31 
Dies machte sich auch in den Arbeitskreisen des DIHT bemerkbar, 
wo man am Grundsatz der Investitionsförderung festhielt und �ska-
lischen Mitteln zur Förderung des Absatzes ostdeutscher Produkte 
skeptisch gegenüberstand. Es stellte die Kammerorganisation unter-
dessen vor eine größere Herausforderung, auf die Erwartungen ihrer 
ostdeutschen Mitglieder einzugehen.

Mehrere Präsidenten ostdeutscher IHKn verfassten im April 
1992 ein mittelstandspolitisches Positionspapier, in dem sie kri-
tisierten, dass der Aufschwung den „einheimischen Mittelstand“ 
nicht erreiche. Deshalb verlangten sie temporäre Kostenstützungs-
maßnahmen.32 DIHT-Präsident Hans Peter Stihl veranlasste dies 
zu regelmäßigen Konsultationen mit den Vertretern ostdeutscher 
Kammern, wo er um Zuarbeit für seine Tätigkeiten auf spitzen-
politischer Ebene bat. Die Forderung einer grundlegenden Neuaus-
richtung der Förderpolitik machte sich der DIHT unterdessen nicht 
zu eigen. Der Mittelstandsausschuss des DIHT vertrat im Septem-
ber 1992 die Position, dass staatliche Absatzhilfen zugunsten ost-
deutscher Produkte nicht mit marktwirtschaftlichen Grundsätzen 
vereinbar seien. Die Anpassung der ostdeutschen Wirtschaft werde 
hierdurch behindert.33 Hervorgehoben wurde hingegen das freiwil-
lige Engagement westdeutscher Firmen, zum Beispiel im Rahmen 
der sogenannten Einkaufso�ensive. Dies allerdings erwies sich als 
unzureichend, um den innerverbandlichen Konsens wiederherzu-
stellen.
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Im Oktober 1993 kam es auf der Vorstandssitzung des DIHT 
zu einer Aussprache über die verbandspolitische Ausrichtung. Der 
Präsident der IHK Erfurt trug dort vor, wie er die Lage ostdeut-
scher Betriebe einschätzte. Anhand von Beispielen sowohl aus der 
Lebensmittel- als auch der Metall- und Elektrobranche beklagte er 
mangelnde Fairness westdeutscher Geschäftspartner im Umgang 
mit ostdeutschen Betrieben.34 Die Förderpolitik sei nicht ausrei-
chend, um dem ostdeutschen Mittelstand zu helfen und industriel le 
Betriebe zu erhalten. Der Präsident der IHK Erfurt forderte, dass 
sich der DIHT mit den Vorschlägen wie der Wertschöpfungspräfe-
renz und den Lohnsubventionen auseinandersetzen solle. Er ver-
wies auf mehrere ostdeutsche Kammern sowie Landesregierungen, 
die in dieser Frage eine ähnliche Position hätten. Die Wünsche der 
ostdeutschen Unternehmer nach einer steuerlichen Bevorzugung 
ihrer Produkte riefen indessen heftigen Widerstand hervor. Die 
Unternehmer aus dem alten Bundesgebiet beharrten darauf, dass 
es den Betrieben in den neuen Bundesländern an marktfähigen 
P rodukten mangele.

Der Kon�ikt um die politische Ausrichtung des DIHT konnte im 
Oktober 1993 beigelegt werden, indem Hilfsmaßnahmen zugunsten 
der ostdeutschen Betriebe beschlossen wurden. Die ostdeutschen 
IHKn erweiterten infolgedessen mithilfe des Spitzenverbands ihre 
Leistungsangebote. Zu den erfolgreichen Programmen zählten die 
„Industriepatenschaften“, mit denen pensionierte Führungskräfte 
gewonnen wurden, um Aufbauhilfe in ostdeutschen Betrieben zu 
leisten.35 Das Programm eignete sich insbesondere für frühere THA-
Betriebe, bei denen es an Nachsorge nach der Privatisierung geman-
gelt hatte. Ein ebenfalls erfolgreiches Förderinstrument, das die 
IHKn in Zusammenarbeit mit der Deutschen Ausgleichsbank ent-
wickelten, waren die sogenannten Runden Tische. Es handelte sich 
um eine Maßnahme, um Unternehmen in akuten Liquiditätsproble-
men zu unterstützen. Die Runden Tische dienten dazu, Gläubiger zu 
versammeln und unter Führung der IHK zu sondieren, ob sich ein 
bedrohtes Unternehmen weiterführen ließ. Die Erfolgsquoten die-
ser Beratungen waren hoch und trugen in vielen Fällen dazu bei, 
E xistenzen zu sichern.
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Fazit

Die Kammern sowie die Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände zähl-
ten 1990 zu den Gewinnern der Wiedervereinigung. Zwischen den 
ostdeutschen Neumitgliedern und den Spitzenverbänden herrschte 
weitgehend Interessenkongruenz. Es gelang daher innerhalb kur-
zer Zeit, die ostdeutsche Wirtschaft in die bestehenden organisato-
rischen Strukturen einzugliedern, ohne dass die Spitzenverbände 
Abstriche in Bezug auf ihre politische Ausrichtung vornehmen muss-
ten. Dies galt insbesondere für ihre Unterstützung der THA sowie 
der Vereinigungspolitik der Bundesregierung, die darauf zielte, die 
ostdeutschen Verhältnisse an die der Bundesrepublik anzugleichen. 
Als die ostdeutsche Transformation in schweres Fahrwasser geriet, 
wurden die Unternehmerorganisationen allerdings mit erheblichen 
Problemen konfrontiert. Dies betraf insbesondere die Frage, wie sie 
auf die Erwartungen ostdeutscher Unternehmer reagieren sollten, 
die oft kleine und mittlere Unternehmen führten.

Die ostdeutschen Arbeitgeberverbände hatten 1990 kaum kleine 
und mittlere Unternehmen in ihren Reihen. Um ein System zentra-
lisierter Lohnverhandlungen aufzubauen, waren sie entbehrlich. Da 
es zunächst keine größeren Privatunternehmen gab, rekrutierte sich 
die Mitgliederbasis der Arbeitgeberverbände anfangs nahezu aus-
schließlich aus Staatsbetrieben. Im Zuge der Privatisierungen der 
THA-Betriebe zeigte sich, dass Betriebe in privater Hand den Arbeit-
geberverbänden fernblieben. In Reaktion auf den dadurch rapide sin-
kenden Organisationsgrad entstanden Arbeitgeberverbände ohne 
Tarifbindung, die zwar das Problem der Mitgliederrekrutierung lös-
ten, das System zentralisierter Tarifverhandlungen aber eher weiter 
schwächten.

Auch die Spitzenverbände der Kammern und der Wirtschafts-
verbände gerieten in Anbetracht der Krisenerscheinungen der ost-
deutschen Wirtschaft unter den Druck der Erwartungen ihrer 
ostdeutschen Mitglieder. Dies galt vor allem für ihr Verhältnis zur 
THA: DIHT und BDI hatten stets für die THA geworben, die unter 
ostdeutschen Unternehmern aber wenig beliebt war. Der BDI vertrat 
in der Folge die Forderung nach Subventionen zugunsten ostdeut-
scher Betriebe und konnte den Erwartungsdruck so vorübergehend 
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auf die Bundesregierung umlenken. Auch im DIHT wurde darauf-
hin debattiert, ob die Einführung einer Mehrwertsteuerpräferenz 
zu fordern sei. Da die Mehrheit der Mitglieder dem kritisch gegen-
überstand, hatte die Initiative keinen Erfolg. Der Kammerverband 
musste allerdings, um den Verbandsfrieden zu wahren, Maßnah-
men zur Unterstützung der ostdeutschen Mitgliedsunternehmen 
beschließen, die in Form von Dienstleistungen und Förderprogram-
men der ostdeutschen IHKn umgesetzt wurden.
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Schnelle Privatisierung 
für schnelle Erlöse
Wie die Transformation der DDR-Wirtschaft 
�nanziert werden sollte 1

Fast 30 Jahre nach der Wiedervereinigung sind die Treuhand anstalt 
und ihre Privatisierungspolitik nach wie vor beziehungsweise 
erneut ein Gegenstand kritischer Auseinandersetzungen. Der vorlie-
gende Beitrag widmet sich auf der Basis neu zugänglicher Quellen 
den grundsätzlichen Überlegungen, die die westdeutsche Bundes-
regierung im Frühjahr 1990 anstellte, und wie diese die spätere Pri-
vatisierungspolitik der Treuhandanstalt prägten. Ein besonderer 
Fokus wird dabei auf den sogenannten Altschulden beziehungsweise 
Altkrediten liegen. Sie bildeten die innere Verschuldung der DDR ab 
und wurden in das marktwirtschaftliche System übertragen.

Erste Überlegungen auf westdeutscher Seite

Mit dem Mauerfall begannen Politik und Verwaltung in Westdeutsch-
land über die wirtschaftspolitischen Implikationen und Möglichkei-
ten einer Wiedervereinigung nachzudenken. Dabei ging es zunächst 
nicht um die Privatisierung des volkseigenen Vermögens, sondern um 
die Änderung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in der DDR. 
Auf diese Weise sollten die Voraussetzungen für eine mögliche Wäh-
rungsunion und Wiedervereinigung gescha�en werden. So forderte 
etwa das Bundeswirtschaftsministerium im Januar 1990 n otwendige 
wirtschaftliche Reformschritte in der DDR, insbesondere privates 
Eigentum, freie Preisbildung, die Einführung von Wettbewerb und 
Marktmechanismen sowie ein zweistu�ges Bankensystem.2
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Auch in den Gesprächen auf politischer Ebene stand zunächst 
eine mögliche Währungsunion und nicht das Volkseigentum im Vor-
dergrund. Dabei wurde von westdeutscher Seite der Wechselkurs als 
zentrales Problem eingestuft. So heißt es in einem internen Papier 
des Bundeskanzleramtes, dass dem Bundes�nanzministerium 
zufolge eine Währungsunion nur dann sinnvoll sei, wenn es grenz-
überschreitenden Güter- und Warenverkehr gebe. Allerdings „wür-
den dann große Teile der DDR-Wirtschaft ihre Wettbewerbsfähigkeit 
verlieren, sofern nicht – was schwer vorstellbar ist – das nominale 
Lohn- und Einkommensniveau in der DDR wesentlich unter dem der 
Bundesrepublik gehalten wird“.3 Der politische Druck war jedoch 
groß; nur wenige Monate später kam es zur Währungsunion. Wie 
vorhergesehen schwächte die Währungsumstellung die ostdeutsche 
Wirtschaft.

Vor der Verabschiedung des Vertrags über die Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion im Mai 1990 intensivierten sich auf 
westdeutscher Seite die konzeptionellen Überlegungen. Bundeswirt-
schaftsministerium, Bundes�nanzministerium und Bundeskanzler-
amt p�egten dabei einen engen Austausch. Die Frage der Zukunft 
des volkseigenen Vermögens trat nun zunehmend in den Vorder-
grund. Die Grundgedanken über die zukünftige Privatisierungspoli-
tik wurden Anfang Mai in einem Papier festgehalten: Den erwarteten 
�nanziellen Belastungen für die Sanierung der Wirtschaft stehe 
„ein beträchtliches volkseigenes Vermögen gegenüber“. Ziel sei „die 
Mobilisierung und Privatisierung der Vermögenswerte, die in der 
DDR-Wirtschaft sowie insbesondere in Grund und Boden, auch im 
Wohnungsbestand, gebunden sind. Der Sanierungsaufwand für die 
bisher volkseigene Wirtschaft sollte aus dem volkseigenen Vermögen 
selbst �nanziert werden und der Staatshaushalt insoweit nicht her-
angezogen werden“.4 Letzteres wurde fortan zum politischen Leit-
gedanken.

Das Bundeswirtschaftsministerium forderte zudem, es solle 
„keine Überfrachtung der Privatisierungspolitik mit wirtschaftlich 
kontraproduktiven Modellen der unentgeltlichen breiten Ver mögens-
bildung“5 geben. Diese Aussage spielte auf die westdeutsche Privati-
sierungspolitik seit den 1950er Jahren an: Der Verkauf von Aktien 
bundeseigener Unternehmen hatte eine klare vermögenspolitische 
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Note. So sollte insbesondere in den 1950er und 1960er J ahren durch 
die Ausgabe von Volksaktien die Vermögensbildung unterer und mitt-
lerer Einkommensschichten gezielt gefördert werden. Bereits damals 
bemängelten Vertreter der Regierungsparteien, dass eine vergüns-
tigte Ausgabe von Aktien zulasten der privatisierten Unternehmen 
gehe und den benötigten Kapitalzu�uss verringern würde. Das Bun-
deswirtschaftsministerium machte im Vorfeld der Verhandlungen 
über die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion also deutlich, 
dass bei der Privatisierung des volkseigenen Vermögens der DDR ver-
mögenspolitische Fragen keine Rolle spielen sollten.

Die Regierung von Ministerpräsident Lothar de Maizière (CDU) 
hatte nach Amtsantritt eine Untersuchung zur Rentabilitätslage der 
ostdeutschen Betriebe in Auftrag gegeben. Anfang Mai lagen erste 
ernüchternde Ergebnisse vor. Aus der Auswertung von 1534 Betrie-
ben ergab sich, dass 32 Prozent der Betriebe rentabel waren und ohne 
Fördermaßnahmen auskamen, 54 Prozent mit Verlusten arbeiteten, 
aber sanierungswürdig waren, und 14 Prozent der Betriebe ein Kon-
kurs bevorstand. Nach Auswertung von 2600 Betrieben erhöhte sich 
die Rate der als konkursgefährdet eingestuften Betriebe auf 39 Pro-
zent.6 In einem Vermerk aus dem Bestand des Bundeswirtschafts-
ministeriums wurde auf Basis dieser ersten Ergebnisse errechnet, dass 
bei Übernahme aller erwarteten Verluste der Betriebe in den Staats-
haushalt im zweiten Halbjahr 1990 eine Belastung von 42 Milliarden 
DM, im Jahr 1991 eine Belastung von 63 Milliarden DM entstehen 
würde. Durch Eliminierung der Verluste der als konkursgefährdet 
eingestuften und „nicht erhaltenswerten“ Betriebe beziehungsweise 
Unternehmen und den Abbau von Arbeitsplätzen könnten die Ver-
luste um 4,5 Milliarden DM im zweiten Halbjahr 1990 beziehungs-
weise um 23 Milliarden DM im Jahr 1991 auf 37 Milliarden DM 
beziehungsweise 40 Milliarden DM gesenkt werden.7

Vor diesem Hintergrund wurde eine zügige Privatisierung zur 
Erzielung schnell verfügbarer Erlöse für umso dringlicher gehalten: 
„Eine Hauptquelle zur Finanzierung der eingeschätzten Verluste 
bzw. erforderlichen Überbrückungsmittel muß nach Lage der Dinge 
im Staatshaushalt o�ensichtlich der Verkauf, d. h. die Privatisierung 
vorhandenen Volks-bzw. Staatseigentums (einschließlich Grund und 
Boden) durch die Treuhandanstalt sein.“8
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Der Zeitwert der ostdeutschen Betriebe wurde im Vermerk auf 
375 Milliarden DM geschätzt. Der Berechnung lagen folgende Eck-
punkte zugrunde: Das Vermögen der Treuhandanstalt wurde mit 
1000 Milliarden DDR Mark angegeben, ein Betrag, der sich  nach 
der geplanten Umstellung von 2:1 auf 500 Milliarden DM belaufen 
würde; nach einer Neubewertung zum Zeitwert würden 75 Prozent 
davon, also 375 Milliarden DM, übrig bleiben. Bezüglich des Mittel-
bedarfs für förderungswürdige Unternehmen gingen die Schätzun-
gen von 50 bis 60 Milliarden DM aus. Der Einsatz dieser Mittel galt 
als „unabdingbar [...], wenn nicht abrupt ca. 50 % zeitweise sanie-
rungsbedürftiger Unternehmungen in Konkurslage kommen sollen 
und eine Massenarbeitslosigkeit von 1,5–2 Mio Menschen vermie-
den werden soll“.9 Hauptsächliches Problem war demzufolge nicht 
die Summe des Mittelbedarfs, sondern die Zeitlichkeit: Privatisie-
rungserlöse würden erst mit der Zeit r ealisiert werden, Investitionen 
in förderungswürdige Betriebe allerdings baldmöglichst erforder-
lich sein. Die erforderlichen Mittel sollten durch Kreditaufnahme 
der DDR und aus Haushaltsmitteln der Bundesrepublik generiert 
w erden.

Die Verantwortlichen in den westdeutschen Ministerien waren 
sich also bewusst, dass zumindest anfangs die Verkaufserlöse kaum 
ausreichen würden und somit eine Zwischen�nanzierung erfor-
derlich sei. Die Arbeitsgruppe „Strukturanpassung“ der Bundes-
regierung zog in ihrem Bericht vom 9. Mai 1990 über „gezielte 
Maßnahmen für förderungswürdige, sanierungsfähige Unterneh-
men“ neben der „Mobilisierung von Kapital durch Verkauf oder 
Belastung treuhänderisch verwalteten staatlichen Vermögens als 
Finanzierungsquelle für Investitionen“ unter anderem eine Kapital-
aufnahme der Treuhandanstalt in Erwägung. Voraussetzung für die 
Teilnahme der Betriebe an Förderprogrammen sei die Ausarbeitung 
von Sanierungskonzepten, die „den Nachweis enthalten, durch wel-
che Maßnahmen […] in einem Zeitraum bis zu 3 Jahren die Wettbe-
werbsfähigkeit erreicht werden soll“.10 Wie sich später zeigte, war der 
Zeitraum von drei Jahren bei Weitem nicht ausreichend.

Was die �nanzielle Seite anging, blieben die zuständigen Stellen 
in den Ministerien zunächst zuversichtlich. Laut einem Vermerk des 
Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWi) von Mitte Mai 1990 
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ging das Bundesministerium für Finanzen (BMF) von einem De�-
zit der Treuhandanstalt in Höhe des Kreditermächtigungsrahmens 
von sieben Milliarden DM im zweiten Halbjahr 1990 und zehn Mil-
liarden DM im Jahr 1991 aus. Dies entsprach knapp 20 Prozent des 
geschätzten De�zits des Haushalts der Bundesrepublik in Höhe von 
50 Milliarden DM pro Jahr und lag auch deutlich unterhalb des vor-
ausberechneten De�zits des DDR-Haushalts (inklusive des Fonds 
Deutsche Einheit) von 31 Milliarden DM im Jahr 1990 beziehungs-
weise 51 Milliarden DM im Jahr 1991. Die damit einhergehende 
gesamtdeutsche Neuverschuldung wurde auf 2,4 Prozent (1990) 
beziehungsweise 3,0 Prozent (1991) des gemeinsamen Bruttosozial-
produkts von BRD und DDR geschätzt. Dies sei „im Vergleich zur 
Vergangenheit nicht als extrem einzustufen“.11

Grundgedanke der Bundesregierung war also, dass durch rasche 
Privatisierung Verkaufserlöse zur Verfügung stünden, die genutzt 
werden sollten, um andere Betriebe zu sanieren und dadurch 
Massen schließungen und Massenarbeitslosigkeit zu verhindern. 
Dieser Grundsatz wurde im Vertrag über die Errichtung einer Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland 
festgeschrieben. Der Vertrag erklärte nicht nur das Leitbild der 
Sozialen Marktwirtschaft der Bundesrepublik zur gemeinsamen 
Grundlage. Er regelte auch, dass das Treuhandvermögen verkauft 
werden sollte, und legte fest, wie die Nettoerlöse aus der Verwer-
tung des Ver mögens zu verwenden waren. Gemäß den Artikeln 10, 
Absatz 6, und 26, Absatz 4 sollten die Erlöse zunächst dazu dienen, 
Betriebe, die von alleine nicht überlebensfähig waren, zu sanieren 
und wett bewerbsfähig zu machen. Was danach übrig blieb, sollte 
zur Sanierung des Staatshaushalts der DDR verwendet werden, also 
zur Schuldentilgung. Ein darüber hinaus verbleibender Restbetrag 
konnte gemäß dem Vertrag unter Umständen an ostdeutsche Bürger 
verteilt werden.

Zu diesem Zeitpunkt gab es o�enbar noch Verantwortliche, die 
davon ausgingen, dass am Ende Verwertungserlöse zur Ver fügung 
stünden, die an die Bevölkerung ausgegeben werden könnten. 
Faktisch bedeutete der Vertrag aber letztlich, dass es keine kostenlose 
Übertragung von Vermögenswerten an DDR-Bürger geben konnte, 
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da die �nanziellen Aufgaben der Treuhandanstalt sämtliche Erlöse 
mehr als aufzehrten.

Nach der Verabschiedung der Wirtschafts-, Währungs- und 
Sozial union liefen die Verhandlungen über das Treuhandgesetz an, 
in dem die Grundsätze der Privatisierungspolitik festgeschrieben 
werden sollten. Die westdeutschen Vertreter zeigten sich nach einer 
Besprechung der Staatssekretäre des Bundeswirtschafts- und des 
B undes�nanzministeriums Ende Mai 1990 zufrieden. Sie hoben posi-
tiv hervor, dass Paragraf 4 des DDR-Gesetzentwurfes eine „Finanzie-
rung ohne Inanspruchnahme des Haushalts auch im Rahmen eines 
horizontalen Finanzausgleiches“ und „Einnahmen rangig [sic] zur 
Sanierung und Strukturanpassung sowie für Beiträge zum Staats-
haushalt“ vorsah und damit auf der Linie des Staatsvertrags lag.12

Die Altschuldenfrage

Jedoch erwiesen sich die Annahmen und Vorstellungen der Bun-
desregierung vom Mai 1990 als illusorisch. Die Lücke zwischen 
Privatisierungserlösen und Mittelbedarf war größer als erwar-
tet, da unter anderem den Vermögenswerten, die die Treuhandan-
stalt übernahm, beträchtliche Schulden gegenüberstanden, die die 
DDR-Betriebe bei der Staatsbank der DDR angehäuft hatten. Als 
Altschulden beziehungsweise Altkredite werden die Bankverbind-
lichkeiten der Betriebe, des Wohnungssektors und staatlicher Ein-
richtungen bezeichnet, die zum Zeitpunkt der Währungsumstellung 
am 1. Juli 1990 bestanden und aus dem DDR-System in das markt-
wirtschaftliche System überführt wurden. Entstanden waren sie aus 
dem internen Verrechnungsmechanismus der DDR: Betriebe waren 
zur Produktion auf staatliche Mittel aus Umlauf- und Grundmittel-
krediten angewiesen, die sich als Schulden auf ihren Verrechnungs-
konten ansammelten. Da die Betriebe gleichzeitig Überschüsse an 
den Staat abführen mussten, konnten sie keine entsprechenden 
�nanziellen Polster als Gegenwert zu ihren Schulden aufbauen. 
Altschulden stellten also gewissermaßen den verborgenen Teil der 
Staatsverschuldung dar, der nicht im Republikhaushalt sichtbar war. 
Sie waren eigentlich dem Staat und nicht den Betrieben zuzuordnen.
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Die Summe sämtlicher Altschulden betrug nach der Währungs-
umstellung etwa 120 Milliarden DM  – mehr als das Vierfache des 
o�ziellen Schuldenstands der DDR in Höhe von 27,5 Milliarden DM. 
Von den Altschulden betrafen 50 Milliarden DM den Wohnungssek-
tor. Die Verbindlichkeiten der Betriebe und des kommunalen Woh-
nungsbaus im Treuhandbereich lagen bei 102 Milliarden DM.13

Gläubiger eines Großteils der Altschulden war ursprünglich die 
Staatsbank der DDR gewesen; einen Teil der Altforderungen hielt sie 
indirekt durch ihre Tochterbank Deutsche Außenhandelsbank AG. 
Dies änderte sich bereits vor der Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union durch die Ausgründung der Deutschen Kreditbank (DKB) und 
der Berliner Stadtbank aus der Staatsbank am 19. März 1990. Die 
DKB übernahm den Großteil der Forderungen der Staatsbank. Allein 
gegenüber Treuhandbetrieben und der Wohnungswirtschaft im 
Treuhandbereich hielt die DKB Forderungen aus Altkreditgeschäf-
ten in Höhe von etwa 86 Milliarden DM.

Haupteigentümerin der DKB und der Berliner Stadtbank wurde 
1989 die Treuhandanstalt. Weitere Anteilseigner an der DKB waren 
mit geringen Anteilen zunächst das Synthesewerk Schwarzheide, 
Interhotel und die Centrum Warenhäuser, die allerdings ebenfalls 
in Treuhandbesitz waren und deren Anteile die Treuhandanstalt 
schließlich übernahm. In die Joint-Venture-Banken, die die DKB 1990 
mit der Deutschen Bank und der Dresdner Bank gründete und an 
denen sie zunächst jeweils 51 Prozent hielt, brachte sie zwar ihre von 
der Staatsbank übernommenen Filialnetze und Grund und Boden 
ein, behielt aber das Altkreditgeschäft. Ende 1994 ging die DKB an 
das Bundes�nanzministerium über und wurde zum 1. Januar 1995 
an die Bayerische Landesbank verkauft. Die Treuhandanstalt ver-
kaufte die Berliner Stadtbank AG 1991 an die Berliner Bank AG. Die 
Deutsche Außenhandelsbank ging nicht in Treuhandbesitz über, 
sondern blieb ein Tochterunternehmen der Staatsbank. Die DDR-
Staatsbank selbst wurde nicht der Treuhandanstalt zugeschlagen, 
sondern mit der Wiedervereinigung direktes Eigentum des Bundes. 
1994 ging die Staatsbank Berlin in der bundeseigenen Kreditanstalt 
für Wiederaufbau auf.14

Die Treuhandanstalt war also als Eigentümerin der Betriebe 
und der Wohnungswirtschaft auf der einen Seite und der DKB und 
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S tadtbank auf der anderen Seite gleichzeitig Gläubigerin und Schuld-
nerin im Altkreditgeschäft. Das bedeutete allerdings nicht, dass sie 
die Altschulden einfach hätte streichen können: DKB und Stadtbank 
erhielten mit der Übernahme der Altkredite von der Staatsbank im 
gleichen Ausmaß Schulden bei der Staatsbank. Am Ende der Kredit-
kette stand also weiterhin die Staatsbank; die Treuhandanstalt war 
Nettoschuldnerin der Staatsbank. 

Für die Staatsbank stellte dies allerdings nur die eine Seite der 
Bilanz dar: Spareinlagen der Bürger waren bis zur Währungs-
umstellung gemäß der Einlagenp�icht von den Geschäftsbanken an 
die Staatsbank weitergereicht worden, sodass die Staatsbank ent-
sprechende Verp�ichtungen gegenüber den DDR-Bürgern hatte. Die 
Höhe der Sparguthaben nach der Währungsumstellung betrug eben-
falls etwa 120 Milliarden DM. Aus Sicht der Staatsbank bildeten die 
Forderungen aus dem Altkreditgeschäft also den Gegenwert zum 
Sparvermögen der Bürger.

Mit Inkrafttreten des Staatsvertrags über die Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion wurde dieses staatliche Finanzierungssys-
tem aufgeweicht. Erstens ent�el die Einlagenp�icht, das heißt, die 
Banken waren nicht mehr verp�ichtet, Spareinlagen an die Staats-
bank weiterzureichen. Die Staatsbank musste sich folglich über den 
Finanzmarkt re�nanzieren, was deutlich teurer war. Zweitens war 
die Währungsumstellung asymmetrisch angelegt: Spareinlagen wur-
den nur zum Teil zum Kurs 1:1 umgestellt, andere Bestandsgrößen 
zum Kurs 1:2. Der Wert der Schulden des konsolidierten Bankensys-
tems stieg also relativ zum Wert des gesamten Guthabens. Um die 
daraus folgende Überschuldung der Banken auszugleichen, wurde 
der Ausgleichsfonds Währungsumstellung eingerichtet, über den die 
Banken Ausgleichsforderungen erhielten. Drittens, und dies war für 
die Betriebe von Bedeutung, bekamen die Banken das Recht, Zins-
sätze für Kredite an die marktübliche Höhe anzupassen. Dies hatte 
zur Konsequenz, dass Zinssätze auf Altschulden und damit die Belas-
tung für Betriebe stiegen.15

Die Treuhandanstalt erhielt also Betriebe, von denen viele so hoch 
verschuldet waren, dass sie nach den westdeutschen gesetz lichen 
Regelungen nur unzureichend mit Eigenkapital ausgestattet waren. 
Außerdem blieb nach einer Neubewertung ihres Anlage vermögens 
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von den Vermögenswerten nicht mehr viel übrig: Hatte der Verschul-
dungsgrad der letzten o�ziellen DDR-Statistik zufolge noch bei 0,3 
gelegen, betrug er nach Währungsumstellung und Neubewertung der 
Aktiva und Passiva 0,8.16 Die innere Verschuldung der DDR wurde 
über die Kreditkette Betriebe – Geschäftsbanken – Staatsbank also 
in die Treuhandanstalt hineingetragen und entwertete das ihr über-
tragene Vermögen massiv.

Die SPD forderte, dass die Altschulden der Betriebe komplett 
gestrichen werden sollten, da sie ursächlich dem Republikhaushalt 
zuzurechnen seien. SPD-Parteichef Hans-Jochen Vogel führte dazu 
im Mai 1990 ein Gespräch mit Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU). 
Für die Regierungskoalition stand jedoch eine komplette Entschul-
dung der Betriebe nicht zur Debatte. So heißt es in einem Vermerk 
des Bundeswirtschaftsministeriums vor dem Gespräch zu einer mög-
lichen Streichung der Schulden: „Hierdurch würde ein Ausgleichsbe-
darf der Staatsbank zu Lasten des Staatshaushaltes und damit der 
Steuerzahler von über 100 Mrd. DM entstehen. Dieser Betrag wäre 
marktmäßig zu verzinsen, weil die Staatsbank zwar ihre Forderun-
gen in dieser Höhe verlöre, nicht aber ihre Schulden etwa gegenüber 
den Sparern, die sie voll verzinsen muß. Dabei würde einer Reihe von 
Unternehmen nicht einmal geholfen, weil sie entweder ihre Schul-
den selbst bewältigen können oder weil sie auch schuldenfrei nicht 
zu retten sind.“17

Hier kam also genau der oben beschriebene Gedanke zum Tragen: 
Die Altschulden wurden als Gegenwert zum Sparvermögen der DDR-
Bürger verstanden. Auch in der Bundesbank gab es Überlegungen, ob 
eine Streichung der Altschulden nicht sinnvoll sei, um den Liquidi-
tätsstau zu lösen. In einer Gesprächsvorbereitung für Bundesbank-
präsident Karl Otto Pöhl wurde argumentiert: 

„Diese Altschulden sind zum guten Teil durch gewinnunabhän-
gige angeordnete Geldabführungen an den Staat entstanden, sind 
insoweit also eigentlich Staatsschuld. An den auf solche Art über-
schuldeten VEBs und Kombinaten ist kein Kooperationspartner und 
Käufer interessiert. 

Man sollte deshalb überlegen, ob die Altschulden der Unternehmen 
nicht doch noch gestrichen werden können. Letztendlich ist ja der 
Staat Eigentümer und Gläubiger in einer Person (über die Treuhand-
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anstalt bzw. DKB und Staatsbank). […] Ein solcher Schuldenerlaß 
würde im übrigen auch die Probleme der Banken auf einen Schlag 
lösen, denn statt in der Werthaltigkeit nicht abschätzbare Kredit-
forderungen hätten sie dann (zu FIBOR verzinste) Ausgleichsforde-
rungen auf ihrer Aktivseite. Dann könnte die Alt-DKB abwickeln und 
die Staatsbank wäre lebensfähig.“18

Die Regierungskoalition blieb jedoch bei ihrer Linie, keine volle 
Entschuldung vorzunehmen. Gleichwohl sollte verhindert werden, 
dass Betriebe nur aufgrund von Altschulden schließen mussten. 
Bundeswirtschaftsminister Helmut Haussmann (FDP) sprach sich 
daher dafür aus, dass Betriebe, die eine Überlebenschance hatten, 
von der Treuhandanstalt nach Einzelfallentscheidung Ausgleichs-
forderungen erhalten sollten.19

Auf der Basis des DM-Bilanzgesetzes wandte die Treuhandanstalt 
dementsprechend folgende Lösung an: Betriebe erhielten von der 
Treuhandanstalt zusätzlich zu den gesetzlichen Mindestanforderun-
gen aus Aktien- und GmbH-Recht Eigenkapital in der Höhe des jewei-
ligen westdeutschen Maßstabs zugewiesen. Dies geschah durch eine 
Entschuldung von Altkrediten, durch die Umwandlung von Darlehen 
in Eigenkapital oder zusätzliche Einlagen oder auch durch das Ein-
räumen von Ausgleichsforderungen an die Treuhandanstalt. In den 
seltenen Fällen, dass die Betriebe ein zu hohes Eigenkapital gemes-
sen an westdeutschen Durchschnittswerten hatten, mussten sie 
Ausgleichsverbindlichkeiten gegenüber der Treuhandanstalt in ihre 
Bilanzen einstellen.20

Der Wert des Treuhandvermögens

Die Altschulden hatten einen starken Ein�uss auf das bilanzielle Ver-
mögen der Treuhandanstalt. Im Sommer 1990 waren alle Betriebe 
aufgefordert worden, auf der Basis des DM-Bilanzgesetzes Erö�nungs-
bilanzen zu erstellen. Es vergingen zwei Jahre, bis der Prozess der 
Bilanzerstellung und Bilanzüberprüfung abgeschlossen war. Erst im 
Sommer 1992 stellte die Treuhandanstalt ihre o�zielle Erö�nungsbi-
lanz auf. Innerhalb dieser Zeit zeigte sich zunehmend, dass der Wert 
des Treuhandvermögens anfänglich stark überschätzt worden war.
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Der Wert des Anteilsbesitzes der Treuhandanstalt betrug laut 
Erö�nungsbilanz zum 1. Juli 1990 79 Milliarden DM, allerdings 
nach Ausstattung der Betriebe mit Eigenkapital. Zieht man von die-
ser Summe die 43 Milliarden DM ab, die die Treuhandanstalt netto 
in die Eigenkapitalausstattung gesteckt hatte, bleibt ein Anteilswert 
von 36 Milliarden DM. Vernachlässigt man die Altschulden in Höhe 
von 102 Milliarden DM, ergibt sich ein Anteilswert von 138 Milliar-
den DM. Für ihre kommenden Aufgaben, insbesondere die Sanierung 
von Betrieben, bildete die Treuhandanstalt in ihrer Bilanz erheb-
liche Rückstellungen in Höhe von 215 Milliarden DM. Davon waren 
166 Milliarden DM für die Privatisierung, Sanierung und Liquidie-
rung von Betrieben vorgesehen. Die Rückstellungen, die die erwarte-
ten Ausgaben der Treuhandanstalt spiegelten, waren also bedeutend 
höher als der Wert der Betriebe, selbst wenn die Altschulden heraus-
gerechnet wurden.21

Die Altschulden, mit denen die Betriebe belastet waren, minder-
ten das �nanzielle Ergebnis der Treuhandanstalt beträchtlich. Zum 
einen kann man davon ausgehen, dass Investoren die Schulden, die 
sie mit den Betrieben erwarben, in ihren Geboten berücksichtigten, 
was die Kaufpreise entsprechend minderte. Dies ist auch zumindest 
ein Faktor, der erklären kann, warum Betriebe für eine DM oder 
sogar zu negativen Kaufpreisen verkauft wurden. Eine weitere Belas-
tung für die Betriebe und damit auch für die Treuhandanstalt waren 
Zinszahlungen zur Re�nanzierung der Altkredite. Über die Kredit-
kette wurden Zinsen von den Betrieben über die Geschäftsbanken an 
die Staatsbank weitergereicht, die sich jedoch nach dem schrittwei-
sen Abzug von Einlagen der (ehemaligen) DDR-Banken seit Inkraft-
treten des Ersten Staatsvertrags selbst zu marktüblichen Zinsen 
re�nanzieren musste. Dies stellte insbesondere im Sommer 1990 ein 
Problem dar, als die Frage der Gewährträgerhaftung nicht abschlie-
ßend geklärt war und die Staatsbank sich daher vorrangig über den 
Geldmarkt re�nanzierte.22

Die Altschuldenfrage wurde im Treuhandausschuss und im Unter-
suchungsausschuss des Bundestages wiederholt diskutiert. Wie 
bedeutend das �ema wirtschaftlich war, lässt sich nicht abschlie-
ßend beantworten. Auf Betriebsebene stellt sich insbesondere die 
Frage, ob die Folgekreditverträge für Verbindlichkeiten aus der 
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Zeit vor der Währungsunion die Betriebe durch überhöhte Zinsen 
unverhältnismäßig hoch belasteten und möglicherweise zusätz liche 
notwendige Kreditaufnahmen einschränkten. Untersuchen lässt 
sich dies vorrangig auf betrieblicher Ebene. Zudem muss die Frage 
gestellt werden, ob die Beibehaltung der Altschulden gesamtwirt-
schaftlich möglicherweise teurer war, als es die komplette Streichung 
der Altschulden und Sicherung der Spareinlagen der Bürger auf ande-
rem Wege gewesen wäre.23 Möglicherweise entstanden dadurch also 
vermeidbare Kosten für die ö�entliche Hand.

Das �nanzielle Erbe

Ende 1994 hatte die Treuhandanstalt Schulden in Höhe von 210 Mil-
liarden DM hinterlassen, die auf den Erblastentilgungsfonds über-
gingen. Der größte Teil der verbleibenden Vermögenswerte und 
Verp�ichtungen wurde auf die Bundesanstalt für vereinigungs-
bedingte Sonderaufgaben übertragen. In ihrer Abschlussstatistik 
prognostizierte die Treuhandanstalt ein Gesamtde�zit der Treu-
handanstalt und ihrer Nachfolgeeinrichtungen von 256 Milliarden 
DM.24

Die Abschlussbilanz der Treuhandanstalt sollte nicht überinter-
pretiert werden; das �nanzielle Ergebnis der Treuhandanstalt kann 
nicht unmittelbar als Wert des DDR-Volksvermögens interpretiert 
werden. Erstens ist der Marktwert, wenn es um eine ganze Volks-
wirtschaft und zudem um einen Systemwechsel geht, nur bedingt 
aus sagekräftig. Zweitens übernahm die Treuhandanstalt eben 
nur einen Teil des Volksvermögens, das zudem noch mit erhebli-
chen Restitu tionsansprüchen behaftet war und durch den Kurs der 
Währungsumstellung entwertet wurde. Und drittens war die Ver-
handlungsmacht der Treuhandanstalt bei Unternehmensverkäufen 
gering, was das �nanzielle Ergebnis minderte.

Die hier angesprochenen Probleme bei der Transformation der 
DDR-Wirtschaft sollten weiter untersucht werden. Dazu gehört auch 
das �ema der Kosten und Pro�teure im Zusammenhang mit der 
Altschuldenregelung. Ganz allgemein bleibt die Frage o�en, wie es 
dazu kommen konnte, dass die westdeutsche Bundesregierung im 
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F rühjahr 1990 im Vorfeld der Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union Illusionen über die ostdeutsche Wirtschaft erlegen war, die 
schließlich nur zu Enttäuschungen führen konnten.
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Die Wiedervereinigung als „Stunde 
Null“ des ostdeutschen Mittelstands?
Über verpasste Chancen

„Mittelstand“ – Rückgrat von Demokratie 
und Marktwirtschaft?

Mit der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 hielt das Modell der 
sozialen Marktwirtschaft Einzug in Ostdeutschland und damit das 
vermeintliche Erfolgsrezept, das hinter dem ökonomischen Erfolg 
Westdeutschlands stand. Soziale Marktwirtschaft bedeutete in der 
populären Wahrnehmung Wohlstand, eine stabile Währung und 
nicht zuletzt Freiheit. Bereits im Sommer 1990 war mit der Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion der Startschuss für einen Auf-
bruch in Ostdeutschland erfolgt. Die Einführung der D-Mark und 
des westdeutschen Sozialsystems sollte die Bevölkerung rasch in die 
westdeutsche Gesellschaft integrieren.

Zur ökonomischen Freiheit im engeren Sinn gehört das Recht 
für Personen und Gesellschaften, sich selbstständig als Unterneh-
mer betätigen zu können. Kleine und mittlere Unternehmen stehen 
hierbei im Gegensatz zu anonymen Großkonzernen, die, von ange-
stellten Managern verwaltet, für die Interessen der Anteilseigner 
arbeiten, die in aller Regel nicht selbst im Unternehmen beschäf-
tigt sind. Diesem Großkonzern steht das Ideal des inhabergeführ-
ten Unternehmens gegenüber. In Deutschland hat sich hierfür der 
Begri� Mittelstand etabliert, der ein weit schillernderes Bedeutungs-
spektrum aufweist als der englische Begri� „small and medium sized 
enterprises“.

Das westdeutsche Erfolgsmodell der sozialen Marktwirtschaft und 
der Mittelstand stehen in einem engen B edeutungszusammenhang. 
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Für die Vordenker der sozialen Marktwirtschaft in den 1930er und 
1940er Jahren wie Alexander Rüstow und Wilhelm Röpke bildeten 
Mittelstandsfragen das Zentrum ihrer Überlegungen, um die „mega-
lomane Elephantiasis der Wirtschaft“ aufzubrechen.1 Möglichst 
vielen Menschen sollte die Möglichkeit erö�net werden, sich eine 
eigene wirtschaftliche Existenz abseits abhängiger Lohnarbeit auf-
zubauen. Gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Nutzen gingen 
in den Augen der Begründer der sozialen Marktwirtschaft Hand in 
Hand: Ein breiter Mittelstand bilde das Rückgrat einer demokrati-
schen Gesellschaft und erweise sich – so das Ideal – als immun gegen 
autoritäre Versuchungen.

Die historische Forschung in der Bundesrepublik stellte solche 
Deutungsmuster infrage, da gerade vor dem Hintergrund der Welt-
wirtschaftskrise der Mittelstand im Deutschen Reich sich weit 
empfänglicher für die autoritären Versprechungen des Nationalso-
zialismus gezeigt hatte als die organisierte Industriearbeiterschaft.2 
Ungeachtet dieser gesellschaftswissenschaftlichen Erkenntnisse 
feierte der Mittelstand in den 1970er Jahren ein internationales 
Comeback, das eng mit der Krise des Fordismus und der wirtschafts-
wissenschaftlichen Infragestellung der E�zienz industrieller Mono-
kulturen verbunden war.3 Autoren wie der deutsch-britische Ökonom 
Ernst Friedrich Schumacher popularisierten solche Ideen.4

Mittelstandspolitik in der DDR

Die Wiedervereinigung bot die einmalige Chance, die mittelständi-
schen Strukturen Westdeutschlands auf Ostdeutschland zu über-
tragen und damit ein international anerkanntes Erfolgsmodell zu 
transplantieren. Der Gegensatz konnte kaum größer sein: Während 
vor allem der industrielle Mittelstand in Westdeutschland in den 
1970er und 1980er Jahren ein nahezu symbiotisches Verhältnis 
mit der Großindustrie eingegangen war und immer größere inter-
nationale Erfolge verbuchen konnte, hatte die SED-Führung 1972 
den einst blühenden ost- beziehungsweise mitteldeutschen Mittel-
stand in einer großen politischen Kampagne enteignet. Die letzte 
Enteignungswelle, von der circa 12 000 Betriebe betro�en waren, 
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schien das Ende des Mittelstands in der DDR zu bedeuten. Beson-
ders anachronistisch hieran war, dass die Enteignungen zu einer Zeit 
erfolgten, als sowohl in der westlichen Welt als auch im Ostblock 
selbst privates, mittelständisches Unternehmertum als Ausweg aus 
der Krise des Fordismus wiederentdeckt wurde.

Die Verstaatlichungskampagne von 1972 war in der Hinsicht 
erfolgreich, als sie große Teile des verbliebenen ostdeutschen Mit-
telstands endgültig in die großen Kombinate überführte. Noch grö-
ßer war aber ihr propagandistischer Erfolg, vor allem außerhalb 
der DDR. Selbst in einer von der Bundesanstalt für vereinigungs-
bedingte Sonderaufgaben herausgegebenen wissenschaftlichen 
Publikation zur Tätigkeit der Treuhandanstalt aus dem Jahr 2003 
�ndet sich die Behauptung, dass es nach 1972 de facto kein nennens-
wertes ostdeutsches Unternehmertum mehr gegeben habe.5 Auch 
ehemalige Funktionsträger des Regimes, wie der Vorsitzende der 
Staatlichen Plankommission, erkannten im Nachhinein in den Ent-
eignungen von 1972 den Nukleus des wirtschaftlichen Niedergangs 
in der DDR.6

Aus dieser Perspektive betrachtet erscheint das Jahr 1990 als die 
„Stunde Null“ des ostdeutschen Mittelstands und die Zeit zwischen 
1972 und 1990 als eine Art mittelständische Eiszeit. Diese Sicht trügt 
jedoch. Zwar ließ sich in anderen ostmitteleuropäischen Ländern in 
den 1980er Jahren eine größere Dynamik als in der DDR feststel-
len; dies bedeutet aber nicht, dass die DDR-Wirtschaft 1972 in eine 
Schockstarre gefallen wäre – weder im staatlichen noch im verbliebe-
nen Privatsektor. Die Anomalie im Vergleich zu den anderen staats-
sozialistischen Ländern bestand eher in der Phase vor 1972. Die 
DDR war das einzige Land, in dem der private Sektor bis Anfang der 
1950er Jahre nicht vollständig enteignet worden war. Während es 
in Polen und der Tschechoslowakei Anfang der 1950er Jahre keiner-
lei privates Unternehmertum mehr gab, arbeitete in der DDR noch 
etwa ein Drittel aller Beschäftigten in Privatunternehmen.7 Dies 
wirft die Frage auf, inwiefern die DDR der 1950er Jahre als sozialisti-
sche Kommandowirtschaft bezeichnet werden kann. Mit der letzten, 
aber bei Weitem nicht einzigen Verstaatlichungskampagne von 1972 
hatte die DDR einen Anpassungsprozess an ihre östlichen Nachbar-
länder vollzogen.
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In personeller Hinsicht bedeutete das Jahr 1972 in den meisten 
Fällen keinen Bruch. Viele der ehemaligen Eigentümer wurden nach 
der Verstaatlichung als Geschäftsführer eingesetzt.8 Zudem waren 
auch nach der letzten Enteignungswelle zahlreiche Unternehmen in 
privater Hand verblieben. Etwa 85 000 private Handwerksunterneh-
men und 40 000 Unternehmen in Gastronomie und Einzelhandel 
waren von den Ereignissen von 1972 weitgehend unberührt geblie-
ben.9 Ähnlich wie in den anderen sozialistischen Staaten setzte in der 
SED-Führung bereits Mitte der 1970er Jahre eine zaghafte Wende 
in der Politik gegenüber dem Privatsektor ein. Die Überführung von 
12 000 mittelständischen Betrieben in das Kombinatssystem hatte 
weder die Kombinate e�zienter gemacht noch die Versorgung der 
Bevölkerung mit Konsumgütern verbessert – eher im Gegenteil.

Engpässe im Bereich des Handwerks drohten überdies, Prestige-
projekte des Regimes wie das Wohnungsbauprogramm zu gefährden. 
Aus diesem Grund erließ der Ministerrat der DDR Mitte der 1970er 
Jahre mehrere Fördermaßnahmen, die die Zahl der Selbstständigen 
vor einem weiteren Rückgang bewahren sollten. Mittel der Wahl stell-
ten unter anderem Steuererleichterungen, eine bessere Materialver-
sorgung und eine gelockerte Vergabe von Gewerbegenehmigungen 
dar.10 Bürger, die einen Privatbetrieb übernahmen und weiterführten, 
erhielten im ersten Jahr einen Steuerfreibetrag in Höhe von 10 000 
Mark und Zugang zu Krediten für Rationalisierungsinvestitionen. 
Die Vergabe von Gewerbegenehmigungen nahm das erste Mal seit 
den frühen 1950er Jahren wieder zu, ohne jedoch den Wunsch von 
DDR-Bürgern nach wirtschaftlicher Selbstständigkeit vollständig 
zu erfüllen oder die Nettozahl von Gewerbetreibenden signi�kant 
zu erhöhen.11 Dennoch bedeutete dies im Kern eine Abkehr von der 
zuvor praktizierten Haltung von Staat und Partei.

Privates Unternehmertum im Dienst des Sozialismus?

Die Politik der zaghaften Stabilisierung des Privatsektors verste-
tigte sich in den 1980er Jahren. Die in Handels- und Gewerbekam-
mern umbenannten ehemaligen Industrie- und Handelskammern 
der DDR erfuhren 1983 eine Aufwertung ihrer Tätigkeit. Sie hatten 
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sich fortan verstärkt um die Quali�zierung ihrer Mitglieder und eine 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der Privatwirtschaft in der DDR 
zu kümmern.12 Auf seiner 58. Sitzung am 24. März 1988 erließ der 
Ministerrat der DDR einen Beschluss, der erstmals die Privatisie-
rung ö�entlichen Eigentums ermöglichte.13 In der Begründung der 
Beschlussvorlage heißt es: „Die systematische Förderung privater 
Gewerbetreibender ist ein fester Bestandteil der Politik der Haupt-
aufgabe, der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik. […] Die mit 
dem Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen gegebenen Mög-
lichkeiten sind insgesamt noch umfassender für die Verbesserung 
der Versorgung der Bevölkerung zu nutzen. Noch bestehende unge-
rechtfertigte Unterschiede zwischen Kreisen, Städten und Gemein-
den sowie engstirniges, kleinliches Verhalten zu diesen Fragen gilt es 
zügiger zu überwinden.“14

Die Staats- und Parteiführung suchte die Schuld für die man-
gelhafte Unterstützung der verbliebenen Privatwirtschaft bei den 
Bezirken. Dabei hatten dieselben Mitglieder des Ministerrates die 
Verstaatlichungskampagne von 1972 initiiert und befeuert. Die Hal-
tung der Bezirksverwaltungen erscheint daher primär in Selbstschutz 
begründet. Auch wenn der Erlass nur Einzelhandel und Gastronomie 
betraf, ist bemerkenswert, dass private Einzelhändler und Gastwirte 
zu einem integralen Bestandteil der honeckerschen Wirtschaftsde-
vise der „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ erklärt wurden.

Noch Anfang der 1980er Jahre war der Privatsektor in der DDR 
weit vielfältiger und sein Anteil an der Gesamtbeschäftigung und an 
der Wirtschaftsleistung größer als in Polen und Ungarn, die beide 
als Vorreiter von Privatisierung und zaghafter wirtschaftlicher Libe-
ralisierung im Ostblock galten.15 Obgleich die Dynamik der von der 
SED-Führung Mitte der 1970er Jahre eingeleiteten Kehrtwende 
bedeutend geringer war als in Polen und Ungarn, war das Ausgangs-
niveau ein anderes. In der DDR hatte es nie eine komplette Verstaat-
lichung der Privatwirtschaft gegeben. Der Anteil der außerhalb der 
Landwirtschaft privat Beschäftigten lag 1980 in der DDR bei 5,2, in 
Polen bei 4,9 und in Ungarn bei drei Prozent.16

Die Anzahl der Interessenten für Gewerbegenehmigungen lag 
in den 1980er Jahren deutlich über der Zahl der zu vergebenden 
Lizenzen.17 Dies deutet darauf hin, dass es in einem o�ziell staats-
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sozialistischen Land wie der DDR ein signi�kantes Interesse der 
Bevölkerung an einer selbstständigen Existenz gab. Darüber hin-
aus lohnte sich die Selbstständigkeit trotz restriktiver Steuergesetz-
gebung auch in �nanzieller Hinsicht. Während etwa selbstständige 
Fahrradmechaniker im Schnitt so viel verdienten wie Facharbeiter, 
lag das Nettomedianeinkommen eines Selbstständigen in der DDR 
bei mehr als dem Doppelten des Verdienstes eines Facharbeiters. 
Inhaber besonders nachgefragter Dienstleistungsbetriebe konnten 
legal auf das Zwanzigfache eines Durchschnittsverdienstes kom-
men.18 Auch wenn der Privatsektor weit kleiner war als der Staats-
sektor, bedeutete dies eine – trotz sozialistischer Rhetorik – enorme 
Einkommensungleichheit.

Dennoch war die restriktive Steuergesetzgebung von großer Bedeu-
tung für das Verhalten der Unternehmer in der DDR der 1980er Jahre. 
Sie setzte starke Anreize, Umsatz und damit Größe und Beschäfti-
gungsstruktur der Unternehmen nicht über einen bestimmten Punkt 
hinaus wachsen zu lassen. Dadurch blieben die Wirkungen ökonomi-
scher Skalenerträge begrenzt. Bedingt durch die restriktive Vergabe 
von Gewerbegenehmigungen und mangelnde Wachstumsmöglichkei-
ten für bestehende Betriebe wurden die Unternehmer in ihrem Ver-
halten konditioniert. Hinzu kam die im sozialistischen System im 
Vergleich zum Westen untergeordnete Rolle des Geldes. Da sie auch 
mit mäßigem Arbeitseinsatz ein privilegiertes Leben führen konn-
ten, nahm der Faktor Freizeit in der individuellen Nutzenfunktion 
eines durchschnittlichen Selbstständigen in der DDR eine größere 
Rolle ein, als dies für einen typischen westdeutschen Selbstständi-
gen der 1980er Jahre der Fall gewesen sein dürfte. Nach 1976 hatten 
Staats- und Parteiführung die Kinder von U nternehmern explizit auf-
gefordert, den elterlichen Betrieb zu übernehmen. Aus diesem Grund 
verfestigte sich bei vielen Unternehmen zwischen 1976 und 1989 der 
Charakter von „Familienunternehmen“.19

Au�ällig ist, dass der Privatsektor in der DDR weit weniger in 
Schattenwirtschaft und Korruption involviert war als in Polen, 
Ungarn und der Sowjetunion. In diesen Ländern vollzog sich die För-
derung privaten Unternehmertums in den 1980er Jahren in Kon-
kurrenz zum Staatssektor. Dies entsprach nicht zwangsläu�g den 
Intentionen der politischen Führung, resultierte aber häu�g in einer 

ZiG_Bd_31.indd   89 15.06.20   11:54



90

MAX TRECKER

wenig produktiven Konkurrenz um knappe Ressourcen und den 
Zugang zu Arbeitskräften.20 Kombinatsleiter waren versucht, sich 
ihrer Konkurrenz, die ihre Macht gefährdete, zu entledigen, indem 
sie ihre eigenen politischen Kontakte auf regionaler Ebene nutzten. 
In der DDR gestaltete sich das Zusammenspiel aufgrund der unter-
schiedlichen historischen Tradition abweichend von der Erfahrung 
anderer staatssozialistischer Länder.21

Falsche Vorstellungen und enttäuschte Ho�nungen

Trotz aller politischen Unsicherheit in der DDR waren die unteren 
staatlichen Instanzen an die Existenz eines lokalen privaten Unter-
nehmertums gewöhnt, dessen Produkte und Dienstleistungen fest in 
die Wirtschaftspläne der Bezirke und der Staatlichen Plankommis-
sion eingearbeitet waren. Das private Unternehmertum war somit 
integraler Bestandteil des legalen Wirtschaftskreislaufs. Ende der 
1980er Jahre wurde die Förderung des privaten Handwerks o�ziell 
als Bestandteil der Wirtschafts- und Sozialpolitik der SED bezeich-
net.22 Darüber hinaus hatte das Management der größeren Kombi-
nate zumindest in den 1960er und frühen 1970er Jahren auf das 
Wissen und die Produktpalette des Mittelstands zurückgegri�en, 
um die eigene Produktion e�zienter zu gestalten. Daher entwickelte 
sich das Zusammenspiel zwischen Staat und Privatwirtschaft in der 
DDR weit weniger antagonistisch als in anderen staatssozialistischen 
Ländern.23 Trotz des stets prekären Verhältnisses zwischen Partei-
elite und Unternehmertum gehörten die Unternehmer in der späten 
DDR zur privilegiertesten sozialen Schicht nach der höheren Partei-
Nomenklatur.24 Dies schien der DDR-Wirtschaft und vor allem dem 
ostdeutschen Mittelstand vergleichsweise gute Bedingungen für den 
Start in eine neue Zeit zu bieten.

Aufgrund der Nähe zum Staat und zum sozialistischen Wirt-
schaftskreislauf waren die Unternehmer der DDR jedoch kaum auf 
einen radikalen Kurswechsel vorbereitet, wie er sich im Sommer und 
Herbst 1990 vollzog. Dies unterschied sie von den Unternehmern in 
anderen staatssozialistischen Ländern. Zwar spielte die Reprivatisie-
rung der 1972 enteigneten Betriebe im politischen Diskurs von 1990 
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eine bedeutende Rolle und wurde bereits im März 1990 – noch von 
der Modrow-Regierung – eingeleitet; das Vorwissen und die Bedürf-
nisse der mehr als 100 000 an der Jahreswende von 1989 auf 1990 
aktiven Privatunternehmen spielte im Diskurs aber eine äußerst 
untergeordnete Rolle. Die in die „1972er“ gesteckten Ho�nungen 
erfüllten sich nicht und waren realistischerweise auch unerfüllbar. 
Viele der 1972 verstaatlichten Unternehmen existierten 1990 nicht 
oder zumindest nicht mehr in ihrer ursprünglichen Form bezie-
hungsweise waren marode.25

Die Restitution der Betriebe zog sich über mehrere Jahre hin und 
erwies sich als zu schwere Hypothek auf dem Weg zur Revitalisierung 
des industriellen Mittelstands in Ostdeutschland. Durch den Fokus 
auf die „1972er“ erlagen sowohl die bundesrepublikanische Politik 
als auch die Manager der Treuhandanstalt einem Propaganda mythos 
der SED, dem zufolge 1972 die letzten Überreste des alten kapita-
listischen Systems in der DDR beseitigt worden seien. Zwar hatte 
das verbliebene private Unternehmertum in der DDR eine Art modus 
vivendi mit der Planwirtschaft �nden müssen, es war jedoch nicht 
verschwunden.

Dabei mangelte es zumindest zwischen Herbst 1989 und Sommer 
1990 im ostdeutschen Unternehmertum nicht an Optimismus und 
Veränderungswillen. Wie schwer es jedoch für die 1989 und 1990 
aktiven privaten Unternehmer der DDR war, von der Politik ernst 
genommen zu werden, zeigt das Beispiel Rudolf Stadermanns. Sta-
dermann gehörte zu den Gründungsmitgliedern des Unternehmer-
verbandes der DDR, der sich an der Jahreswende von 1989 auf 1990 
gebildet hatte und dessen Vorsitzender er war. In seiner Rede auf dem 
„Kongress deutsch-deutscher Marktplatz“, der unter der Schirmherr-
schaft des Deutschen Industrie- und Handelstages stand, sagte er im 
Februar 1990 vor Vertretern der west- und ostdeutschen Politik und 
Wirtschaft: „Bei unseren Gesprächen in der Bundesrepublik haben 
wir feststellen müssen, daß es dort überhaupt keine richtigen Vor-
stellungen davon gibt, was es an Unternehmer-Potential in der DDR 
gibt. Es gab keine Zahlen, man wußte nichts von den über 100 000 
Privatbetrieben in der DDR, die Gewehr bei Fuß stehen, die sofort 
loslegen, wenn man ihnen nur die Möglichkeit dazu gibt. In einer 
Art missionarischer Tätigkeit haben wir in der Bundesrepublik um 
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Verständnis für unsere Situation geworben, und zwar nicht nur beim 
Wirtschaftsministerium, sondern u. a. auch beim DIHT.“26

Zwar hatte man in Westdeutschland die Reformen und Entwick-
lungen in Polen, Ungarn und der Sowjetunion intensiv verfolgt, für 
die DDR lässt sich bei den Eliten aus Politik und Wirtschaft hin-
gegen eine Wahrnehmungsschwäche feststellen beziehungsweise 
eine in Wirtschaftsfragen weitgehend unkritische Übernahme der 
Außendarstellung der SED. Diese Wahrnehmung erwies sich als 
Hindernis für die Transformation in Ostdeutschland nach 1990, 
verkannte sie doch die Potenziale und Ausgangsbedingungen der 
DDR-Wirtschaft. Für den Aufbau mittelständischer Strukturen und 
die T ransplantation der sozialen Marktwirtschaft musste dies ent-
täuschte Ho�nungen nach sich ziehen.

Laut Schätzungen des Instituts für Mittelstandsforschung in 
Bonn hätten allein aus der Reprivatisierung der 1972 verstaatlich-
ten Unternehmen etwa 9000 mittelständische Industriebetriebe mit 
mehreren hunderttausend Beschäftigten entstehen können.27 Die 
Berechnungen des Instituts ergaben, dass 1996 weniger als 3000 repri-
vatisierte Industriebetriebe am Markt tätig waren, die nicht einmal 
100 000 Mitarbeiter hatten. Selbst diejenigen Betriebe, die sich am 
Markt behaupten konnten, hatten in aller Regel im Vergleich zu 1990 
Personal abgebaut und sich nicht als Jobmotor e rwiesen.28

Die Treuhandanstalt selbst hatte sich des �emas der Mittel-
standsförderung eher widerwillig angenommen und einen Großteil 
der für den Mittelstand verwandten Energie auf die Restitution der 
1972 enteigneten Unternehmen konzentriert. Aufgrund der kom-
plizierten juristischen Situation und Organisationsschwierigkei-
ten zog sich dieser Prozess über mehrere Jahre hin. Die unsichere 
rechtliche Situation, in der sich Tausende Reprivatisierer wiederfan-
den, stellte einen wichtigen Faktor für das wirtschaftliche Aus vieler 
Unternehmen dar. Interessanterweise hatten diejenigen Reprivati-
sierer die größte Überlebenschance, die als Erste reprivatisiert wor-
den waren.29 Rohwedders Diktum „schnell privatisieren“ hätte sich 
bei den „72ern“ somit im Vergleich zur gelebten Praxis der Treuhand-
anstalt als vorteilhaft erwiesen.

Die bereits bestehenden Privatunternehmen in der DDR hatten 
trotz des Versuchs der Selbstorganisation nur eine schwache Lobby 
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und blieben weitgehend unter der Wahrnehmungsschwelle der Poli-
tik. Die Treuhandanstalt interessierte sich nicht für sie, da sie bereits 
privatisiert waren. Dabei hätte es hier ein Potenzial an Unterneh-
mertum gegeben, das weit einfacher zu aktivieren gewesen wäre 
als die „72er“. Aufgrund ihrer Nähe zum Staat und ihrer früheren 
(legalen) Einbettung in das sozialistische Wirtschaftssystem hätten 
diese Unternehmer jedoch Starthilfen benötigt, um sich dem neuen 
System anzupassen. Unterstützung fanden sie aber nur schwer, am 
ehesten noch bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau, die mit der 
Wiedervereinigung eine deutliche Ausweitung ihrer Tätigkeit erfuhr. 
Im Blickfeld der eigentlich für die Transformation Ostdeutschlands 
zuständigen Institutionen tauchten sie nicht auf, da deren Vertreter 
mit ihrer Existenz nicht gerechnet hatten.

Dies lässt die Wiedervereinigung als wesentlich dramatischeren 
Einschnitt für den ostdeutschen Mittelstand erscheinen als die Ver-
staatlichungskampagne von 1972. Ein stärkerer Fokus auf die Bildung 
mittelständischer Strukturen hätte nicht nur zu einer ausgewogene-
ren Wirtschaftsstruktur in Ostdeutschland beigetragen. Mehr Mög-
lichkeiten für Ostdeutsche zu scha�en, sich selbst als Unternehmer 
zu betätigen, hätte zumindest einen teilweisen Ausgleich für ein sub-
jektives Gerechtigkeitsde�zit bei Wiedervereinigung und Privatisie-
rung der DDR-Wirtschaft bilden können. Die Politik der 1990er Jahre 
zeigte große Erfolge in der Hebung des ostdeutschen Konsumniveaus, 
das sich rasch den westdeutschen Werten annäherte. Dadurch waren 
die ostdeutschen Bürger aber nicht automatisch als aktive und über-
zeugte Teilhaber der sozialen Marktwirtschaft gewonnen.
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Ein Privatisierungsmarathon 
à la Treuhand
Die Übernahme der Umformtechnik Erfurt 
durch Škoda Plzeň

Schon vor ihrer Übernahme durch den tschechischen Groß konzern 
Škoda Plzeň 1995 hatte die Umformtechnik Erfurt (UTE) auf eine 
lange Geschichte zurückblicken können. Nach der Gründung als 
Zweigwerk der Maschinenfabrik Henry Pels & Co. im Jahr 1900 
wurden die jüdischen Besitzer 1936 enteignet und das Werk der 
Deutschen Wa�en- und Munitionsfabriken AG einverleibt.1 Nach 
Kriegsende wurde das Unternehmen erst als sowjetisch-deutscher 
Betrieb, dann unter dem Namen VEB Pressen- und Scherenbau 
Henry Pels und später als VEB Umformtechnik Erfurt weiterge-
führt.2 1970 wurde die UTE zum Kernstück des neu gegründeten 
Kombinats Umformtechnik Herbert Warnke und galt zu Beginn der 
1990er Jahre als international konkurrenz fähig.3

Die Privatisierung des Erfurter Pressenwerks erwies sich den-
noch als ein für alle Beteiligte mühseliger und langwieriger Prozess, 
der im Folgenden, basierend auf den derzeit verfügbaren Quel-
len, rekonstruiert wird 4, um so einen Einblick in einen ungewöhn-
lichen Privatisierungsfall zu gewinnen: Nur bei knapp sechs Prozent 
der Treuhandbetriebe spielten internationale Investoren für die 
Entstaat lichung eine Rolle. Dominant waren dabei jedoch Geldgeber 
aus dem westlichen Ausland, insbesondere aus der Schweiz, Groß-
britannien, Österreich und den Niederlanden.5

Im Rahmen der Fallstudie werden sowohl die einzelnen (Ver-)
Handlungsschritte als auch deren ö�entliche Wahrnehmung nach-
gezeichnet. Zentrale Fragen dabei sind, ob die Treuhand mit der 
V eräußerung des Pressenbauers „überfordert“ war und ob sie sich 

ZiG_Bd_31.indd   96 15.06.20   11:54



97

EIN PRIVATISIERUNGSMARATHON À LA TREUHAND

bei den Verhandlungen einer „Hinhaltetaktik“ bediente.6 Außerdem 
richtet sich das Interesse auf die Frage, inwieweit die Behörde eine 
realistische Einschätzung des tschechischen „Privatisierers“ vor-
nahm – handelte es sich doch um einen Betrieb, der kurz zuvor erst 
selbst privatisiert worden war.

Um die zum Jahreswechsel von 1994 auf 1995 vollzogene Über-
nahme der UTE durch Škoda Plzeň (deutsch: Škoda Pilsen; im Fol-
genden: Škoda) zu bewerten, lohnt sich zunächst ein genauer Blick 
auf den Käufer. Das 1859 gegründete Unternehmen war anfangs in 
erster Linie im Maschinenbau tätig gewesen und hatte seine Aktivi-
täten dann auf immer mehr Bereiche ausgeweitet, u. a. auf Wa�en-
produktion, Schienenfahrzeug- und Flugzeugbau. 1925 übernahm 
Škoda den Autobauer Laurin & Klement, der deshalb auch seinen 
Markennamen änderte. Im Zuge der Verstaatlichung im Jahr 1945 
wurde das Automobilwerk wieder vom Mutterkonzern abgetrennt. 
Auch nach dem Ende des Sozialismus bestanden die beiden Unter-
nehmen unabhängig voneinander. 1989 beziehungsweise 1990 war 
Škoda ein riesiger, wirtschaftlich schwer angeschlagener Misch-
konzern mit beinahe 45 000 Beschäftigten.7

In den Folgejahren war die Entwicklung des Konzerns in mindes-
tens zweierlei Hinsicht problematisch: aufgrund seiner Eigentums- 
und Machtstrukturen und aufgrund seiner Unternehmensstrategie. 
Die Privatisierung von Škoda war von Kon�ikten zwischen staat-
lichen Akteuren und den zukünftigen Eigentümern geprägt. Letztlich 
mündete der Privatisierungsprozess in intransparente Eigentums-
strukturen. Innerhalb dieser Strukturen verfügte eine Einzelper-
son über eine große Machtfülle: Lubomír Soudek fungierte sowohl 
als größter privater Anteilseigner als auch als Vorstandsvorsitzender 
des Konzerns.8 Er genoss einerseits einen Ruf als fähiger Unterneh-
mer, andererseits geriet er schon bald in die Kritik, unter anderem 
wegen schlechter Zahlungsmoral.9

Unter Soudeks Führung verzichtete Škoda auf eine radikale 
Restrukturierung und verfolgte stattdessen eine Internationalisie-
rungs- und Expansionsstrategie. Das Unternehmen bemühte sich 
um Aufträge aus dem Ausland, etwa aus China, dem Iran, Russ-
land oder Südafrika, sowie um internationale Joint Ventures, zum 
Beispiel mit französischen, niederländischen oder westdeutschen 
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U nternehmen.10 Außerdem kaufte Škoda andere Betriebe auf, darun-
ter große tschechische Betriebe wie ČKD, LIAZ und Tatra. Aber auch 
westdeutsche Unternehmen verleibte sich Škoda ein: Neben der UTE 
wurde 1995 der hessische Transformatorenhersteller May & Christe 
übernommen.11

Die Expansionsstrategie war jedoch kein Indikator für die Stärke 
des Unternehmens. Vielmehr war sie ein Versuch, von bestehenden 
Problemen abzulenken beziehungsweise sie zu überdecken – diesen 
Standpunkt vertrat im Nachhinein unter anderem der ehemalige 
Pressesprecher des Unternehmens.12 Jedenfalls führte das Ausblei-
ben von umfassenden Sanierungsschritten innerhalb weniger Jahre 
dazu, dass der Konzern riesige Verluste einfuhr und massiv verschul-
det war. Ende der 1990er Jahre war Škoda zu einem gewaltigen, vom 
Bankrott bedrohten und von Korruptionsskandalen gebeutelten 
Konglomerat angewachsen.

Beginn der Privatisierung: 
Japan, Südkorea, Australien (1990–1992)

Die UTE war zu Beginn der 1990er Jahre in keiner einfachen wirt-
schaftlichen Situation und hatte, wie viele andere ostdeutsche 
Betriebe, mit Absatzproblemen zu kämpfen: Zum einen verkaufte der 
Erfurter Pressenhersteller immer weniger in die Länder des ehema-
ligen Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe, zum anderen konnte er 
im Westen nicht genügend Abnehmer �nden. Insgesamt machte das 
Unternehmen zwischen Mitte 1990 und Ende 1993 Verluste in Höhe 
von 230 Millionen DM. Parallel dazu reduzierte sich die Beschäftig-
tenzahl von knapp 4000 in den Jahren 1989 und 1990 auf etwa 1900 
im Jahr 1993, wobei die verbliebene Belegschaft immer wieder in 
Kurzarbeit geschickt wurde.13

Bereits im Mai 1990 kam es zum ersten Privatisierungsschritt: 
Das Kombinat wurde in eine Finanz- und Verwaltungsholding umge-
wandelt, die wiederum aus mehreren GmbHs, unter anderem der 
Umformtechnik Erfurt GmbH, bestand.14 Anfang 1991 strebte der 
Aufsichtsrat der Holding eine Privatisierung mithilfe von I nvestoren, 
bevorzugt aus Westdeutschland beziehungsweise Westeuropa, an. Als 
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weitere Möglichkeit galt der Einstieg von russischen Geldgebern.15 
Mitte 1991 reichte der Aufsichtsrat ein erstes Privatisierungskon-
zept bei der Treuhandanstalt ein.16 In den Folgemonaten wurde die-
ses Konzept überarbeitet, jedoch waren auch ein halbes Jahr später 
keine konkreten Maßnahmen ergri�en worden. Während sich der 
Aufsichtsrat noch dafür einsetzte, möglichst viele Teile der Holding 
zu erhalten, bestand die Treuhand darauf, dass „letztlich der Investor 
entscheidet, wie die Zusammensetzung und Größe der Gruppe ist“.17

Auf der Suche nach Investoren waren UTE und Treuhand im ers-
ten Halbjahr 1992 in verschiedenen Ländern aktiv. Insbesondere die 
japanische Investmentbank Yamaichi galt als aussichtsreicher Part-
ner. Nachdem über sechs Monate hinweg Verhandlungen geführt 
worden waren, kam es aber nicht zu einer Zusammenarbeit. Als 
weitere mögliche Geldgeber standen zur Diskussion: die japanische 
Sumitomo Finanzgruppe, die südkoreanischen Unternehmen LG 
(damals Lucky Goldstar) und Hyundai, die australische Bliss Group, 
die KUKA AG sowie die Deutsche Bank. Letztlich blieb die Investo-
rensuche aber erfolglos, worüber auch die Presse berichtete. Die UTE 
galt als „Rosine“, die bislang „verschmäht“ worden war.18

Fortsetzung der Privatisierung: Kanada – 
oder vielleicht doch Westdeutschland? (1992–1993)

Im Frühsommer 1992 trat dann aber ein neuer Interessent auf den 
Plan: eine Investorengruppe um den kanadische Konzern Magna. Als 
sich Ende 1992 beziehungsweise im Frühjahr 1993 mit der Müller-
Weingarten AG und der Schuler AG noch zwei westdeutsche Inte-
ressenten zur Investorengruppe gesellten, kam Unruhe auf: Die 
Geschäftsführung und der Betriebsrat, die IG Metall und der Ver-
band der Metall- und Elektroindustrie vermuteten, dass die beiden 
Konkurrenten die UTE zu einer verlängerten Werkbank umbauen 
wollten.19 Die Treuhandanstalt betonte jedoch, dass sie eine solche 
Entwicklung auf jeden Fall verhindern werde, und veranschlagte als 
Datum für den Vertragsabschluss den 30. Juni 1993.20

Diesen Zeitplan konnte die Privatisierungsbehörde aber nicht 
einhalten, da es erneut zu Umstrukturierungen in der Investoren-
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gruppe kam. Magna blieb letztendlich der Hauptinvestor, die west-
deutschen Pressenbauer waren nicht mehr vertreten. Ein weiteres 
Mal wurde nun die Unterzeichnung eines Übernahmevertrages 
geplant, und zwar für August 1993. Darin garantierte der kanadi-
sche Konzern, der sich insgesamt 40 Prozent der Anteile sichern 
wollte, innerhalb von fünf Jahren 337 Millionen DM in das Unter-
nehmen zu investieren und mindestens 1260 Arbeitsplätze zu erhal-
ten. Weitere 40 Prozent sollten bei der Treuhand verbleiben und die 
restlichen 20 Prozent waren für die an der Finanzierung beteiligten 
Banken vorgesehen.21 Diesem Plan stimmten die Banken aber letzt-
endlich nicht zu – der für den Vertragsabschluss festgelegte Termin 
verstrich ein zweites Mal.

Das erneute Scheitern der Übernahme betrachteten die Erfur-
ter mit Argwohn. Der Betriebsratsvorsitzende Peter Müller vermu-
tete, die Treuhand habe in Wirklichkeit kein großes Interesse an 
einem Weiterbestehen der UTE: „Man kann annehmen und unter-
stellen, daß da natürlich auch Methode dahintersteckt. Man will 
vielleicht nicht, daß so viele ostdeutsche Betriebe eine Chance 
erhalten, als gleichberechtigte Wettbewerber aufzutreten.“22 Die 
UTE-Unternehmensführung verdächtigte Magna, unter dem Ein-
�uss der westdeutschen Konkurrenten Schuler und Müller-Wein-
garten zu stehen.23 Dieser Verdacht wurde von Magna nicht aus 
dem Weg geräumt: Der Konzern bekräftigte lediglich seinen Wil-
len zur Übernahme, betonte aber gleichzeitig, nach dem Vertrags-
abschluss „strategic alliances with other companies“24 eingehen zu 
wollen. 

Indes hatte die Treuhand ein neues Datum für die Vertragsun-
terzeichnung festgelegt: den 27. Oktober 1993.25 Doch es gelang 
wieder nicht, die Kreditzusagen der Banken einzuholen, sodass der 
Vertragsabschluss ein drittes Mal nicht zustande kam. Das Ver-
trauen in den Deal schwand nun auch bei der Treuhandanstalt: Zwar 
wollte sie die Gespräche mit Magna nicht abbrechen, hatte aber vor, 
p arallel dazu „Verhandlungen mit anderen Interessenten […] aufzu-
nehmen“.26

ZiG_Bd_31.indd   100 15.06.20   11:54



101

EIN PRIVATISIERUNGSMARATHON À LA TREUHAND

Das Ende der Privatisierung: 
von Kanada nach Tschechien (1993–1994/95)

Die Finanzierung der Magna-Beteiligung konnte auch bis Ende 1993 
nicht abschließend geklärt werden. Gleichzeitig hatte ein neuer 
Interessent am Verhandlungstisch Platz genommen: der tschechi-
sche Konzern Škoda, der noch im Dezember ein Privatisierungskon-
zept bei der Treuhand einreichte.27 Wenig später begannen konkrete 
Gespräche mit dem Investor. Dieser hatte bislang noch keine genauen 
Geschäftszahlen vorlegen können, was mit der Gesetzeslage in der 
Tschechischen Republik begründet wurde. Eine genaue Vorstellung, 
wie die Übernahme vonstattengehen sollte, hatte Škoda aber bereits: 
Da der Investor die UTE alleine führen wollte, forderte er eine min-
destens 51-prozentige Beteiligung. Gleichzeitig garantierte der 
tschechische Maschinenbauer den Erhalt von 1000 Arbeitsplätzen 
sowie Investitionen in Höhe von 162 Millionen DM bis 1998.28

Auf das Angebot reagierte die Treuhand mit dem Hinweis, Škoda 
solle „aggressiver“ vorgehen. Da Entlassene sozial abgefangen wür-
den, sollten lediglich produktive Arbeitsplätze erhalten bleiben. 
Škoda wurde aufgefordert, genauere Geschäftszahlen sowie ein über-
arbeitetes Privatisierungskonzept vorzulegen. Tatsächlich fuhr die 
Treuhand zu diesem Zeitpunkt aber noch zweigleisig und verfolgte 
die Strategie, Magna und Škoda als Investoren ins Boot zu holen, 
um sowohl die Märkte im Westen als auch im Osten abzudecken. 
Magna war von dieser Idee jedoch nicht begeistert: Der ursprünglich 
geplante Vertragsabschluss müsse zustande kommen; erst dann sei 
man für Gespräche mit dem tschechischen Mitinteressenten o�en.29

Von diesem Hin und Her versuchte die Treuhand so wenig wie 
möglich an die Ö�entlichkeit dringen zu lassen. In einer Presse-
mitteilung Anfang Februar 1994 hieß es, dass die Privatisierungs-
behörde aktuell mit zwei Investoren verhandle, wobei lediglich 
Magna und nicht Škoda im Text explizit genannt wurde.30 Nur 
wenige Tage später wendete sich aber das Blatt: Der Vorstandsvor-
sitzende von Magna teilte der Treuhand mit, dass der Konzern an 
einem Einstieg als Hauptinvestor nicht mehr interessiert sei und sich 
lediglich noch eine geringere Beteiligung von etwa zehn bis 15 Pro-
zent vorstellen könne.31
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Mit dem Rückzug von Magna – auf das Angebot, eine deutlich 
kleinere Beteiligung an der UTE zu übernehmen, ging die Treu-
hand nicht ein – war Škoda nun als einziger potenzieller Investor 
übrig geblieben und legte Ende Februar 1994 eine modi�zierte Fas-
sung seines Privatisierungskonzepts vor.32 In der Presse waren die 
Meinungen über den Interessenten aus Tschechien zwiespältig: 
Einerseits gab es zuversichtliche Stimmen, die es für wahrschein-
lich hielten, dass Škoda die UTE tatsächlich „retten“33 wolle. Ande-
rerseits hatte man Bedenken, wie viele Arbeitsplätze letztendlich 
erhalten bleiben würden.34 Auf Skepsis stieß auch die Vorstellung, 
„daß ausgerechnet ein Konzern aus dem benachbarten Tschechien, 
wo sich die Industriebetriebe selbst täglich der wirtschaftlichen 
West-Konkurrenz erwehren müssen, an ein solch heißes Eisen 
geht“.35

Zur Unterzeichnung eines ersten Übernahmevertrags kam 
es dann im März 1994, wobei dieses Abkommen nicht unmittel-
bar wirksam wurde. Wie schon bei Magna fehlte noch ein von den 
beteiligten Banken bewilligter Finanzierungsplan. Eine vom Ban-
kenkonsortium geforderte Bürgschaft – für den Fall, dass Škoda in 
Zahlungsschwierigkeiten geraten würde – war jedoch von der tsche-
chischen Regierung abgelehnt worden. Außerdem hatte der tschechi-
sche Konzern trotz mehrmaliger Au�orderung noch keine genauen 
Geschäftszahlen vorgelegt.36

Letztlich waren diese Unsicherheiten aus Sicht der Treuhand 
aber nicht so gravierend, dass die Übernahmeverhandlungen ein-
gestellt werden sollten. Die Behörde plädierte dafür, anstelle der 
tschechischen Regierung den Bund und das Land �üringen für 
eine Absicherung der Kredite heranzuziehen. Von der tschechischen 
Regierung erwarteten die deutschen Akteure nur noch die Unter-
zeichnung einer „Gemeinsamen Erklärung“, die unter anderem fest-
legte, dass das tschechische Industrieministerium „dafür Sorge 
tragen wird, daß SKODA die von ihr übernommenen Verp�ichtun-
gen […] gegenüber THA, UTE und dem kreditleistenden Banken-
konsortium erfüllt“.37

Obwohl im Sommer 1994 noch keine Finanzierungszusagen der 
Banken vorlagen, strebten die Beteiligten nun ein Inkrafttreten des 
Vertrags zum 1. September 1994 an. Vor allem aus tschechischer 
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Sicht war ein erneuter Aufschub der Übernahme nicht akzeptabel 
oder, wie es der Vorstandsvorsitzende Soudek formulierte: „Soll-
ten wir dieses Unternehmen von seiner schlechten Situation retten, 
müssen wir das Unternehmen auch leiten.“38 Jedoch führte gerade 
die sich stetig verschlechternde wirtschaftliche Lage der UTE dazu, 
dass die Banken auf ein aktualisiertes Privatisierungskonzept 
p ochten.39

In der Folge nahm die Treuhand Nachverhandlungen mit Škoda 
auf, wobei sie den bislang vorliegenden Übernahmeplan zwar als 
„realistisch“, aber „nicht befriedigend“ einstufte: Die eigenen 
Geschäftszahlen des tschechischen Maschinenbauers seien weiter-
hin nicht Teil des Dokuments, sodass die deutsche Seite befürchten 
müsse, dass Škoda die Rückzahlung der Darlehen nicht garantieren 
könne.40 Angesichts des andauernden Privatisierungsmarathons 
wurde auch die UTE-Belegschaft immer unruhiger; es kam wieder-
holt zu Demons trationen.41 Auch Gerüchte über einen massiven 
Stellenabbau ebbten nicht ab und mündeten in Forderungen, die 
Landesregierung solle die UTE-Privatisierung endlich zur „Chef-
sache“42 machen.

Tatsächlich sah das zum Ende des Jahres 1994 überarbeitete 
Privatisierungskonzept vor, idealerweise 1000 Arbeitsplätze zu 
erhalten. Als absolutes Minimum wurden 886 Arbeitsplätze fest-
gelegt  – für eine Zahl darunter waren Vertragsstrafen vorgesehen. 
Auch �nanzielle Details enthielt das Konzept: Die Treuhand selbst 
wollte 185 017 DM als „Wirksamkeitsvoraussetzung“ für den Priva-
tisierungsvertrag zur Verfügung stellen. Für 95 Prozent der Anteile 
sollte Škoda eine Bareinzahlung in Höhe von zwei Millionen DM 
sowie langfristige, kredit�nanzierte Investitionen über 153 Mil-
lionen DM leisten. Als stiller Teilhaber war die staatliche �üringer 
Industriebeteiligungsgesellschaft vorgesehen, welche die restlichen 
fünf Prozent für 10 Millionen DM erwerben sollte.43

Abgesehen davon, dass die Details für die Übernahme nun fest-
standen, waren die von Škoda vorgelegten Geschäftszahlen weiterhin 
lückenhaft, und auch die Finanzierungszusage des Bankenkonsor-
tiums stand noch aus. Ein Knackpunkt war hier unter anderem eine 
von deutscher Seite noch nicht gewährte staatliche Bürgschaft in 
Höhe von 170 Millionen DM. Dennoch war sich der Verwaltungsrat 

ZiG_Bd_31.indd   103 15.06.20   11:54



104

EVA SCHÄFFLER

einig: „Die Entscheidungsträger der THA votieren in Kenntnis aller 
Probleme und Unwägbarkeiten für eine Privatisierung an SKODA.“44

Der Zeitdruck war mittlerweile immens: Aus juristischen Grün-
den war es notwendig, dass der Vertrag bis zum 31. Dezember 1994 
wirksam wurde; ansonsten wäre eine neue Vertragsunterzeich-
nung notwendig geworden.45 Letztendlich bestätigte das Bundes-
wirtschaftsministerium die vom Bankenkonsortium geforderte 
B ürgschaft, sodass es am 23. Dezember 1994 tatsächlich so weit war: 
Der Vertrag trat in Kraft, die Übernahme von UTE durch Škoda kam 
zustande. 

Die Reaktionen in der deutschen beziehungsweise thüringischen 
Presse �elen ambivalent bis negativ aus. Eine Schlussfolgerung war, 
dass der Fall UTE „nicht zu den Ruhmesblättern der ostdeutschen 
Privatisierungspraxis“ gehöre. Erst nach fünf Jahren „Gerangel zwi-
schen Treuhand, Land �üringen, Banken und den Kau�nteres-
senten“ habe die Treuhand die längst „überfällige Übernahme“ 
unter Dach und Fach gebracht. Der Grund für die Verzögerung sei 
„eines der vielgehüteten Treuhand-Geheimnisse“. Gerüchtehalber 
habe jedoch die starke westdeutsche Konkurrenz den Verkaufspro-
zess immer wieder gestört beziehungsweise sei „tüchtig am Wirken“ 
gewesen.46

In der tschechischen Presse rief der Aufkauf überwiegend 
ablehnende Reaktionen hervor. Vor allem herrschte Erstaunen darü-
ber, dass ein solcher Deal überhaupt zustande gekommen war. Betont 
wurde, dass Škoda den thüringischen Pressenbauer nicht nur zu 
einem symbolischen Preis erhalten habe, sondern dass der deutsche 
Staat dem neuen tschechischen Eigentümer obendrein eine Summe 
von 150 Millionen Mark für Investitionen zur Verfügung gestellt 
habe.47 Die „Mladá Fronta Dnes“ sah darin einen „Privatisierungs-
skandal wie ein Donner“ und war sich sicher: „Wenn etwas Ähn liches 
in der Tschechischen Republik passieren würde, würde das von der 
Opposition auch noch zehn Jahre später als Privatisierungsskan-
dal bezeichnet werden.“48 Das Beispiel UTE zeige außerdem, dass es, 
ähnlich wie in Tschechien, auch im Ausland den Behörden ab einem 
gewissen Zeitpunkt nicht mehr darum gehe, für welche Summe sie 
einen Betrieb verkauften, sondern nur darum, dass sie ihn überhaupt 
loswürden.
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Nach der Privatisierung: 
Die Tschechen kommen – und gehen (1995–2001)

Nach der Übernahme durch Škoda hörten die Absatzprobleme der 
UTE nicht auf: So hatte die UTE einen großen Auftrag für VW nicht 
erhalten, obwohl der kalkulierte Preis 30 Millionen DM unter der 
O�erte des letztlich erfolgreichen Konkurrenten Schuler lag. Bei 
einem Angebot für Opel war der Pressenhersteller ebenfalls leer 
ausgegangen.49 Ein weiteres Problem entwickelte sich im Hinblick 
auf den Führungsstil des Konzernchefs Soudek. Zum einen wurde 
sein Auftreten von deutscher Seite als unverschämt empfunden, als 
er einen tschechischen Manager nach Erfurt schickte, um dort die 
deutsche Geschäftsführung zu beaufsichtigen. Zum anderen bestand 
im UTE-Aufsichtsrat die Au�assung, Soudek sei nicht ausreichend 
engagiert und verantwortungsbewusst.50

Fest steht, dass Škoda sich als unzuverlässig bei der Erfüllung der 
vertraglich festgelegten Verp�ichtungen erwies. Die zugesagte Bar-
einzahlung über zwei Millionen DM war bis Ende Mai 1995 noch 
nicht geleistet worden. Auch die Geschäftsaussichten für das rest-
liche Jahr 1995 waren schlechter als ursprünglich erwartet bezie-
hungsweise angekündigt.51 Diese Entwicklungen bei der UTE gaben 
auch der seit Anfang 1995 bestehenden Treuhand-Nachfolgeinstitu-
tion Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) 
Anlass zur Sorge. Deren Direktor wandte sich im Juli 1995 an Soudek 
und drohte mit der Entziehung der Finanzierungsgrundlage.52 Sou-
dek versuchte daraufhin zu beschwichtigen: Er habe bereits alle von 
der BvS geäußerten Befürchtungen mit der Geschäftsführung und 
dem Aufsichtsrat von UTE besprochen und sei sich der „Verantwor-
tung für die weitere Entwicklung bei UTE völlig bewußt“.53

Dennoch spitzte sich die Lage im Herbst 1995 weiter zu: Nach 
einem Eklat im Aufsichtsrat zog die Dresdner Bank ihre Kredit�nan-
zierungszusage zurück.54 In der Folge sprach das thüringische Wirt-
schaftsministerium von einem „Scheitern der gesamten bisherigen 
Planung“ und betonte, dass die „weitere Existenz der UTE sehr frag-
würdig geworden“ sei.55 Auch die BvS resümierte nicht einmal ein 
Jahr nach der Übernahme, dass „das der Privatisierung zugrunde 
liegende Vertragsziel […] nicht annähernd erreicht wird“.56
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In der Folge verschlechterte sich unter anderem die Beschäftig-
tensituation bei der UTE weiter. Am 31. Dezember 1996 waren nur 
noch 861 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für den Pressenherstel-
ler tätig. Damit wurde die vertraglich festgelegte Mindestzahl von 
886 unterschritten, die vereinbarte Vertragsstrafe aber nicht einge-
fordert.57 Auch die Verluste waren im Jahr 1996 höher ausgefallen als 
erwartet: Statt des prognostizierten Verlustes von knapp 44 Millio-
nen DM kam ein Fehlbetrag von über 58 Millionen DM zustande.58 
Doch nicht nur die UTE, auch das Mutterunternehmen Škoda geriet 
immer mehr in Schwierigkeiten. 1997 betrug der Gesamtverlust des 
Konzerns 96 Millionen DM.59

Ab Mitte 1998 erwog Škoda, UTE wieder abzustoßen, woraufhin 
die deutsche Seite betonte, dass dies nicht ohne Weiteres möglich 
sei.60 Tatsächlich folgte der Verkauf erst mehr als drei Jahre später. 
Škoda war zu diesem Zeitpunkt so schwer ins Straucheln geraten, 
dass als letzte Rettungsmaßnahme eine Holding gegründet wor-
den war, woraufhin immer mehr Gesellschaften aus dieser H olding 
von anderen Unternehmen übernommen wurden. Ende 2001 
geschah dies auch mit der UTE, deren neuer Eigentümer die Müller- 
Weingarten AG wurde.

Zusammenfassung

Es bestätigt sich der Eindruck, den in den 1990er Jahren bereits die 
Presse sowie betriebliche und gewerkschaftliche Vertreter gewon-
nen hatten, dass diese Privatisierung keine Erfolgsgeschichte war. 
Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, dass Spekulationen bei-
spielsweise darüber, dass die Treuhand mit der Konkurrenz aus 
Westdeutschland „gemauschelt“ habe, nicht zu belegen sind. Hinter 
diesem Misserfolg verbirgt sich allerdings ein komplexes Ge�echt 
von Nichtwissen(-wollen), Verzögerungen und Fehlentscheidungen, 
wobei nicht nur die Treuhandanstalt, sondern insbesondere auch die 
in den Privatisierungsprozess eingebundenen Banken von zentraler 
Bedeutung waren.

Warum die Bankenkonsortien sowohl im Fall des ersten (und 
gescheiterten) Investors Magna als auch im Fall des zweiten (und 
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erfolgreichen) Investors Škoda immer wieder ihre Finanzierungszusa-
gen verweigerten und damit die tatsächliche Übernahme blockierten, 
lässt sich aus heutiger Sicht nicht restlos klären. Zum einen spielte 
bestimmt eine Rolle, dass die Übernahmevorhaben mit großen �nan-
ziellen Risiken verbunden waren; zum anderen dürften auch weitere 
di�use Eigeninteressen der Geldhäuser eine Rolle gespielt haben.

Eine weitere wichtige Erkenntnis ist, dass mit Škoda Plzeň ein 
Konzern aus einem postsozialistischen Land als Käufer der UTE 
auftrat; dieser Privatisierungsfall bedarf einer noch intensiveren 
U ntersuchung. Eine abschließende Klärung wird aber erst möglich sein, 
wenn die archivalischen Quellen aus Tschechien für Forschungen her-
angezogen werden können. Fest steht aber: Ausschlag gebend für den 
Verlauf der Privatisierung beziehungsweise auch für die Zeit danach 
war, dass der tschechische Konzerns bei seiner Übernahmestrategie 
kaum darauf achtete, wie erfolgreich sich der übernommene Betrieb 
in Zukunft entwickeln würde. Zudem war Škoda nach seiner eigenen 
Privatisierung alles andere als ein stabiler, in seinen Strukturen und 
Entscheidungen transparenter Geschäftspartner.

Die Treuhandanstalt war sich der Problematik zumindest in man-
cher Hinsicht bewusst. Dennoch entschied sie sich dafür, die UTE 
an Škoda zu verkaufen, wobei der �nanzielle Aufwand für den Ver-
käufer deutlich höher aus�el als die Beteiligung des Käufers. Der 
Jahreswechsel von 1994 auf 1995, und damit das o�zielle Ende der 
Treuhandanstalt, stand zu diesem Zeitpunkt schon kurz bevor. Des-
halb war es aus der Sicht der Behörde wahrscheinlich besser, den Pri-
vatisierungsfall rasch abzuschließen, zumal sich die wirtschaftliche 
Lage der UTE in den vorherigen Jahren eher verschlechtert als ver-
bessert hatte und eine neue Investorensuche vermutlich ein noch 
negativeres Endergebnis zur Folge gehabt hätte.

Obwohl die Übernahme durch Škoda erst nach einem langen und 
mühseligen Privatisierungsmarathon vollzogen werden konnte und 
auch in den Folgejahren Kon�ikte und Probleme nicht ausblieben, 
bedeutete dies nicht den Untergang des Erfurter Pressenbauers: Zwar 
gelangte das Unternehmen letztendlich doch in westdeutsche bezie-
hungsweise westeuropäische Hände61, doch besteht das Pressen werk 
in Erfurt bis zum heutigen Tag weiter, aktuell unter dem Namen 
Schuler Pressen GmbH.
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Einheitsgewinner
Die Privatisierung der ostdeutschen 
Pharmaindustrie

Die Entwicklung der pharmazeutischen Industrie 
der DDR und die Au�ösung des Kombinats Germed

Der Anteil der Unternehmen auf dem Gebiet der späteren DDR an der 
gesamten deutschen Pharmaproduktion lag im Jahr 1936 lediglich 
bei fünf Prozent.1 Während die kleineren Pharmabetriebe bis 1972 
in privatem Besitz verblieben, wurden alle größeren Hersteller noch 
vor der Gründung der DDR auf besatzungsrechtlicher Grundlage 
enteignet.2 Die pharmazeutische Industrie der DDR stand vor der 
Aufgabe, die Arzneimittelversorgung der Bevölkerung weitgehend 
aus eigenem Produktionsaufkommen zu sichern. Um dieses Ziel zu 
erreichen, musste die Branche den größten Teil ihrer Forschungs- 
und Entwicklungspotenziale auf die Nachentwicklung bewährter 
Präparate (Generika) konzentrieren.3

Zum 1. Juli 1979 wurde die Unterteilung der Branche in drei Kom-
binate aufgegeben und der VEB Pharmazeutisches Kombinat Germed 
(Dresden) gegründet4, dessen Stammbetrieb das Arzneimittelwerk 
Dresden (AWD) war. Zu Germed gehörten 14 juristisch selbststän-
dige Betriebe mit 100 Produktionsstätten, in denen rund 14 500 Mit-
arbeiter tätig waren, darunter etwa 1500 im Bereich Forschung und 
Entwicklung.5 Auf ausgewählten Gebieten der Wirksto�forschung 
erreichte Germed international anerkannte Leistungen und gehörte 
zu den Kombinaten, die hohe Exportüberschüsse im Handel mit den 
Ländern des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) erwirt-
schafteten.6 Die Stammbetriebe der drei größten Hersteller  – Arz-
neimittelwerk Dresden, Berlin-Chemie und Jenapharm – verfügten 
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über moderne Produktionsanlagen, gut quali�zierte Belegschaften 
und beachtliche Forschungskapazitäten. Nach Maßstäben der Plan-
wirtschaft hatten sie sich erfolgreich entwickelt.

Im Februar 1990 bot das Beratungsunternehmen McKinsey 
& Company den wichtigsten westdeutschen Pharmaunternehmen 
eine Untersuchung über die künftige Entwicklung des Arzneimittel-
markts in der DDR an. Die Berater gingen von einem Niedergangs-
szenario aus: „Bei einer Wiedervereinigung ohne Kooperations- oder 
andere Schutzmaßnahmen müsste die Produktion von 80 % aller 
Arzneimittel in der DDR eingestellt werden. Dies würde dazu füh-
ren, dass 80–90 % der Betriebe stillgelegt werden.“7

Im Frühjahr 1990 wurde der Verband der Deutschen Pharmain-
dustrie der DDR, später Landesverband Ost des B undesverbandes 
der Pharmaindustrie (BPI), gegründet. Dem Verband gehörten 
30 Unternehmen an, denen rund 800 Konkurrenten aus den alten 
Bundesländern gegenüberstanden. Angesichts der Leistungskraft 
und politischen Vernetzung der westdeutschen Pharmaproduzenten 
und der nicht vorhandenen GMP-Zerti�kate („Good Manufacturing 
Practice“) bei den DDR-Betrieben war diesen klar, dass ihnen ohne 
staatliche Regulierung eine Verdrängung vom Markt drohte. Daher 
wurde mit dem BPI ein Arzneimittelabkommen geschlossen. Es sah 
vor, dass bis 1992 nur Medikamente aus der Bundesrepublik in die 
DDR geliefert werden sollten, die dort nicht verfügbar waren.8 Der 
Einigungsvertrag entwertete jedoch das Arzneimittelabkommen. 
Alle in der alten Bundesrepublik gehandelten Präparate durften mit 
Wirkung zum 1. Juli 1990 auch in der DDR vertrieben werden.9 Wäh-
rend damit den westdeutschen Pharmaherstellern der ostdeutsche 
Markt o�enstand, galt dies umgekehrt nicht.

Trotz der hier nur angedeuteten ungünstigen Vorzeichen konn-
ten sich die ostdeutschen Pharmahersteller wesentlich besser als all-
gemein erwartet behaupten. Umsätze und Preise wurden aufgrund 
der spezi�schen Produktstrukturen und den damit verbundenen 
Risiken für Hersteller, Ärzte, Apotheker und Verbraucher nicht von 
Angebot und Nachfrage bestimmt. Krankenhäuser und Ärzte bestell-
ten auch weiterhin überwiegend die ihnen bekannten Erzeugnisse.

Während die großen Pharmabetriebe Chancen für einen eigen-
ständigen Weg in die Marktwirtschaft sahen, schätzten die 
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kleineren Betriebe ihre Möglichkeiten pessimistischer ein. Sie plä-
dierten für die Überführung des Kombinats Germed in eine Aktien-
gesellschaft.10 Auf der letzten Kombinatsleitersitzung am 8. März 
1990 kam es zum Eklat.11 Kombinatsdirektor Winfried Noack sprach 
sich für den Erhalt des Verbunds in Form einer Holding aus. Die 
Direktoren der drei großen Hersteller lehnten diesen Plan ab.12 Die 
Aufsprengung der Kombinatsstruktur bedrohte den Fortbestand der 
kleineren Betriebe. Die verbliebenen Unternehmen – Pharma Neu-
brandenburg, Philopharm Quedlinburg, Leipziger Arzneimittelwerk, 
ISIS Chemie Zwickau, Laborchemie Apolda, Forschungszentrum für 
Biotechnologie Berlin, Germed Export-Import sowie das Institut für 
pharmakologische Forschung – schlossen sich zu einer Notgemein-
schaft zusammen und gründeten die Germed Pharma AG. Bereits 
im Herbst 1990 zeigte sich jedoch, dass nicht alle an einem Strang 
zogen. Der Geschäftsführer der ISIS Chemie GmbH betrieb mit Billi-
gung des Vorstandsvorsitzenden der Germed Pharma AG die Priva-
tisierung seines Unternehmens an der Treuhandanstalt (THA) und 
an der Holding vorbei.13 Zwar gab es für eine Übernahme der Ger-
med Pharma AG ersthafte Interessenten, doch die THA bestand auf 
einer schnellen Au�ösung der Holding. Am 22. Juli 1991 leitete sie die 
Liquidation der Germed Pharma AG ein.14

Schnelle Verkäufe und Liquidationen

Typisch für die ersten Monate der THA waren nicht nur rasche Ver-
käufe, sondern auch übereilte Liquidationen. Bereits wenige Tage 
nach der Währungsunion zeichnete sich bei den THA-Betrieben eine 
Liquiditätskrise ab. Die im Staatsvertrag vom 18. Mai 1990 festge-
legten sieben Milliarden DM als maximaler Kreditrahmen für die 
THA reichten bei Weitem nicht aus.15 Die THA stand vor der de facto 
unlösbaren Aufgabe, innerhalb kurzer Zeit die Sanierungsfähigkeit 
all ihrer Betriebe prüfen zu lassen, um nicht Liquiditätskredite nach 
dem Gießkannenprinzip verteilen zu müssen. Diese Aufgabe sollten 
seit August 1990 mehrere Teams von Wirtschaftsprüfern bewälti-
gen.16 In einem ersten Schritt begutachteten sie rund 300 Unterneh-
men und stuften davon mehr als ein Drittel als nicht sanierungsfähig 
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ein. Die betre�enden Betriebe kamen auf sogenannte Sterbelisten – 
ein fataler Begri�, der rasch an die Ö�entlichkeit drang und Ängste 
schürte. Im Bereich der pharmazeutischen Industrie betraf dies das 
jüngste und vermeintlich modernste Werk der Branche in Neubran-
denburg. Der Betrieb war erst Anfang der 1980er Jahre mit dem Ziel 
gegründet worden, den gesamten Bedarf der DDR an Penicillin zu 
decken, um unabhängig von Importen zu werden.17

Fachleute der Schering AG, die das Werk im Frühjahr 1990 besich-
tigten, kamen zu ernüchternden Erkenntnissen.18 Auf sich allein 
gestellt hielten sie die Pharma Neubrandenburg GmbH nicht für 
überlebensfähig. Die Fermenter wiesen Konstruktionsfehler auf, was 
fatale Auswirkungen auf die Steril-Haltung hatte. Ein Kilo Penicillin 
aus Neubrandenburg kostete 120 DM; in der alten Bundesrepublik 
lag der Marktpreis bei 38 DM.19 Außerdem fehlte dem Unternehmen 
eine Forschungsabteilung.

Weder für die Schering AG noch für andere westliche Pharma-
unternehmen kam ein Engagement in Neubrandenburg infrage. 
Die THA teilte diese skeptischen Bewertungen und beschloss am 
1. Oktober 1990, die Penicillin-Produktion in Neubrandenburg still-
zulegen.20 Der größte Teil des Unternehmens wurde abgewickelt, die 
teuer erworbenen Maschinen und Ausrüstungen mussten für einen 
Bruchteil ihres Einkaufspreises veräußert werden. Für die rund 
1000 Beschäftigten brachten die ersten Wochen nach der deutschen 
Einheit herbe Enttäuschungen. Ihnen war nicht zu vermitteln, dass 
ausgerechnet ihr neuer Betrieb geschlossen wurde. Die THA ver-
suchte auch gar nicht erst, ihre Entscheidung der Belegschaft zu 
erklären.

Ein Beispiel für die böswillige Liquidierung eines potenziellen 
Konkurrenten stellte die Abwicklung der Pharma Neubrandenburg 
GmbH nicht dar.21 Das Unternehmen war aus den genannten Grün-
den nicht konkurrenzfähig: Es hätte entschuldet und für mehrere 
hundert Millionen DM modernisiert werden müssen. Ob danach 
Märkte für das Hauptprodukt Penicillin hätten erschlossen werden 
können, war nicht abzusehen. Allerdings ließ der Vorstand der THA 
im Herbst 1990 auch keinen Willen erkennen, Unternehmen mit 
unsicheren Marktchancen aufwendig zu sanieren. Bei der Auswahl 
der am schnellsten zu liquidierenden Betriebe orientierte sich der 
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Vorstand der THA an den westdeutschen Erfahrungen mit nieder-
gehenden beziehungsweise abgewanderten Industrien (z. B. Kamera-
fertigung, Textil- und Chemiefaserbetriebe).

Vor dem Verkauf der produzierenden Unternehmen der Pharma-
branche in Ostdeutschland wurden die Großhandelsdepots veräu-
ßert, die als Sprungbrett für die Erschließung des Marktes für den 
westdeutschen Pharmagroßhandel besonders interessant waren. Die 
insgesamt zwölf Großhandelsdepots hatten dem Staatlichen Versor-
gungskontor für Pharmazie und Medizintechnik gehört, das dem 
Ministerium für Gesundheitswesen unterstellt war. Aus dem Staatli-
chen Versorgungskontor ging im Sommer 1990 die Pharmed Handels-
gesellschaft (Berlin) hervor.22 Die Gehe AG (Stuttgart), mit rund vier 
Milliarden DM Umsatz der Branchenführer im Pharma großhandel, 
wollte sechs der zwölf Niederlassungen kaufen. Am 1. November 
1990 bewilligte die THA den Verkauf.23 Eine Ausschreibung fand 
nicht statt. Karl Schirner, Vorstand für Privatisierung, begrün-
dete dies damit, dass es angeblich keine weiteren Bewerber gegeben 
habe.24 Wichtig für die THA waren die Verp�ichtungen der Gehe AG 
zur Übernahme aller 1640 Arbeitnehmer in den sechs Niederlas-
sungen, zur Beteiligung am Sozialplan und zu Investitionen in Höhe 
von 135 Millionen DM bis Ende 1992. Regelungen für die Gewähr-
leistung dieser Vertragspunkte wurden allerdings nicht vereinbart. 
Die Gehe AG sprach, wohl etwas übertrieben, vom umfangreichsten 
Investitionsprogramm in ihrer Geschichte, das nach der Übernahme 
anlief.25 Für den Pharmagroßhändler zahlte sich das Engagement in 
Ostdeutschland rasch aus. Der Konzern verzeichnete 1991 und 1992 
hohe zweistellige Zuwächse bei Ertrag und Umsatz. Allein im ersten 
Halbjahr 1991 trug die Gehe Pharmed GmbH rund 450 Millionen DM 
zum Gesamtumsatz von zwei Milliarden DM der Pharmasparte des 
Konzerns bei.26 Die deutsche Einheit und der Kauf der sechs Nieder-
lassungen wirkten wie ein Konjunkturprogramm für die Gehe AG.

Das erste produzierende Unternehmen aus der Pharmabran-
che wurde Anfang November 1990 privatisiert. Schon im Septem-
ber hatte die THA die Sanierungsfähigkeit der Pharmazeutisches 
Werk Halle GmbH prüfen lassen.27 Der Betrieb produzierte in fünf 
Produktionsstätten in Sachsen-Anhalt, Sachsen und �üringen Ins-
tant-Tees, Hustenpastillen und Dragees.28 Für den Hauptstandort in 
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Halle interessierte sich die Krüger GmbH & Co. KG (Bergisch-Glad-
bach) und gab am 19. Oktober 1990 ein Kaufangebot ab.29 Bereits 
am 2. November 1990 übernahm sie die am 25. Oktober durch Ver-
mögensübertragung aus der Pharmazeutisches Werk Halle GmbH 
hervorgegangene Krüger Halle GmbH. Der neue Eigentümer erwarb 
den als sanierungsfähig eingestuften Betriebsteil in Halle für einen 
Spottpreis. Alle anderen Sparten wurden mithilfe der Krüger Halle 
GmbH liquidiert. Der Kaufvorgang und ein späterer Nachtrag 
zugunsten des Erwerbers waren in größter Eile vom Ressort Priva-
tisierung der Zentrale der THA ohne Rücksprache mit der Nieder-
lassung Halle initiiert worden.30 Aus diesem Vorgehen resultierte 
eine Reihe von Problemen. So waren auf dem Betriebsteil Halle las-
tende Restitutionsansprüche ebenso übersehen worden wie die Mög-
lichkeit, dass das neu gegründete Unternehmen Kosten zulasten 
der THA auf die in Abwicklung be�ndliche Pharmazeutisches Werk 
Halle GmbH abwälzen konnte. Auf diese und zahlreiche weitere 
Unzulänglichkeiten ihres Handelns machte ein Wirtschaftsprüfer 
die THA im September 1991 aufmerksam.31 Das daraufhin von der 
Zentrale eingeleitete Revisionsverfahren bestätigte im Grundsatz 
dessen Befunde. Es warf ein Schlaglicht auf die chaotischen ersten 
Monate der Privatisierungsbehörde.32

Mit der Übernahme des Werks in Halle gelang es der Krüger-
Gruppe, schnell auf dem ostdeutschen Markt Fuß zu fassen. Das 
Unternehmen aus Bergisch-Gladbach entwickelte sich in den 1990er 
Jahren zu einem der größten europäischen Hersteller von Instant-
Produkten. In Halle wurde die Produktion nur noch kurze Zeit fort-
gesetzt und Mitte der 1990er Jahre in einen knapp 60 km entfernten 
Betriebsteil in Klein Schierstedt verlagert. Auch der Sitz der Krüger 
Halle GmbH wurde dorthin verlegt. Die Krüger-Gruppe konzen-
trierte ihre Aktivitäten in Ostdeutschland in der Folgezeit allein auf 
die Milchwerk Mittelelbe GmbH, Stendal.33

Zu den attraktivsten Unternehmen der Pharmabranche 
gehörte die ISIS-Chemie GmbH in Zwickau. Dieser Betrieb hatte 
sich zum wichtigsten Hersteller von Herz-Kreislaufmitteln in der 
DDR entwickelt.34 Bewerber waren unter anderem die Hexal Che-
mie GmbH & Co KG der Brüder Strüngmann (Tegernsee) und die 
Schwarz Pharma AG (Monheim).35 Die Strüngmanns schlossen einen 
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Kooperations vertrag mit der ISIS-Chemie GmbH. Sie kamen jedoch 
nicht zum Zuge, da die von ihnen mit den Privatisierungsverhand-
lungen beauftragten Anwälte die Seiten wechselten. Die Anwälte 
machten drei Alteigentümer aus�ndig und rieten ihnen, einen Antrag 
auf Reprivatisierung zu stellen. Das Problem bestand darin, dass die 
1953 aus der DDR ge�ohenen Alteigentümer beziehungsweise ihre 
Witwen gar keinen Beitrag zur erfolgreichen Entwicklung des Betrie-
bes geleistet hatten, nun aber Ansprüche geltend machen konnten. 
Es ging ihnen nicht um die Fortführung des Unternehmens, sondern 
ausschließlich um den schnellen Verkauf der Anteile. Der Gründer 
und langjährige Geschäftsführer der ISIS-Chemie, Helmut Frömmel, 
zu diesem Zeitpunkt 76 Jahre alt und weiterhin in Zwickau ansässig, 
ging hingegen leer aus.36

Das zuständige Amt zur Regelung o�ener Vermögensfragen und 
die THA sahen sich an das im Einigungsvertrag festgeschriebene 
Prinzip „Rückgabe vor Entschädigung“ und das Gesetz zur Regelung 
o�ener Vermögensfragen vom 23. September 1990 gebunden. Am 
28. Februar 1991 unterzeichnete die THA den Vertrag zur Repriva-
tisierung. Die Alteigentümer verkauften ihre Anteile sofort an einen 
Unbekannten, der die Firmenanteile an eine Schweizer Briefkasten-
�rma, die PCT Pharmaintra AG, Zürich übertrug.

Anfang August 1991 kam es zwischen zwei westdeutschen Rechts-
anwälten, die an der Vorbereitung des Verkaufs der Anteile der ISIS-
Chemie GmbH beteiligt waren, zu einem Streitgespräch. Es ging um 
die Höhe der Vergütung der Leistungen des Rechtsanwalts B. Sein 
Kollege gab dieses Gespräch wie folgt wieder:

„[A.]:  Sie wollen doch nicht im Ernst behaupten, dass Sie 5 Mio. 
  wollen. Sind das belgische Franken?
[B.]:  Mark, fünf Millionen Mark, nicht belgische Franken oder 

italienische Lira.
[A.]:  Was ist denn Ihre Gegenleistung, welche diese Summe recht-

fertigt?
[B.]:  Ich halte die Schnauze. 
[A.]:  Es gibt Leute, die Sie nicht vergessen werden, wo immer Sie 

auch sind.“37

Eine Woche später bot die PCT Pharmaintra AG der Schwarz Pharma 
AG den Kauf der ISIS-Chemie GmbH an. Schwarz Pharma, e benfalls 
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auf Herz-Kreislauf-Präparate spezialisiert, willigte ein, zahlte einen 
Kaufpreis von 34 Millionen DM, übernahm alle Mitarbeiter, alle 
Lizenzen und das Arzneimittelsortiment. Der weltweite Umsatz 
der Schwarz Pharma AG lag 1991 bei rund 676 Millionen DM. Die 
ISIS-Chemie GmbH setzte mit 235 Mitarbeitern rund 120 Millio-
nen DM um.38 Die Schwarz Pharma AG verzeichnete demnach einen 
beachtlichen Potenzialzuwachs. Patrick Schwarz-Schütte, Vor-
standsmitglied der Schwarz Pharma, nannte als Hauptgrund für die 
Akquisition die Chance zur raschen Erschließung des ostdeutschen 
Marktes.39

Über die merkwürdigen Vorgänge bei der Privatisierung der ISIS-
Chemie GmbH wurde die Präsidentin der THA von Herrn B. Ende 
August 1991 informiert.40 Da eine Antwort ausblieb, gab B. seine 
Anschuldigungen dem „Manager Magazin“ zur Kenntnis, das im 
November 1991 einen großen Artikel über den Vorgang verö�ent-
lichte. Nun musste sich die Revision der THA mit dem Fall befas-
sen.41 Die Bewertung der Vorgänge blieb umstritten. Zwar bestätigte 
das Bundes�nanzministerium, dass es sich bei der PCT Pharma-
intra AG um eine Schweizer Briefkasten�rma handelte, doch ein 
Ermittlungsverfahren gegen die Verantwortlichen erbrachte keine 
Beweise. Der Leiter des Direktorats Chemie der THA, Ernst Schrauf-
stätter, wurde für die Art und Weise, wie die Reprivatisierung der 
ISIS- Chemie GmbH vollzogen wurde, von der Wirtschaftspresse 
und den leer ausgegangenen Interessenten attackiert.42 Er rechtfer-
tigte sich mit dem Verweis auf das Gesetz zur Regelung o�ener Ver-
mögensfragen.

Ein Fehlverhalten kann man der THA bei dieser Privatisierung, 
die sich zu einem Spekulationscoup entwickelte, nicht nachweisen. 
Die THA-Mitarbeiter handelten gesetzeskonform. Dass es zu solchen 
fragwürdigen Vermögenstransfers zulasten der Steuerzahler über-
haupt kommen konnte, lag weniger am Agieren der Privatisierungs-
anstalt als vielmehr am Gesetzgeber, der Schlup�öcher für solche 
Praktiken gescha�en hatte. Der Belegschaft der ISIS-Chemie blieben 
die Hintergründe der Reprivatisierung verborgen. Was für sie zählte, 
waren der Erhalt ihrer Arbeitsplätze und die Aussicht auf stabile 
wirtschaftliche Verhältnisse. Diese Versprechen löste die Schwarz 
Pharma GmbH ein.43
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Die Privatisierung der drei größten Pharmahersteller

Die Privatisierung der drei größten Pharmahersteller fand unter 
anderen Rahmenbedingungen statt als die bis zum Frühsommer 
1991 erfolgten Verkäufe. Inzwischen hatte das Direktorat Chemie der 
THA seine Strukturen gefestigt. Die neuen gesetzlichen Bestimmun-
gen begünstigten den Verkauf von Betrieben an Unternehmer, die 
tatsächlich gewillt waren, aktiv tätig zu werden. Auch wurden nun-
mehr Investmentbanken mit der Vorbereitung der wichtigsten Priva-
tisierungen betraut. Zwar blieb der Zeitdruck unverändert hoch, doch 
die Tätigkeit der THA gewann an Systematik und auch Transparenz.

Zu den attraktivsten Unternehmen im Portfolio der THA gehörte 
die Jenapharm GmbH.44 Die Geschäftsführung unter der Leitung 
von Dieter Taubert ho�te noch eine Zeit lang, Jenapharm als eigen-
ständiges Unternehmen erhalten zu können, was Taubert später 
als blau äugig bezeichnete.45 Die THA hatte inzwischen Booz Allen 
Acquisition Services (München) mit der Prüfung der Kaufangebote 
beauftragt. Nach mehreren Gesprächsrunden forderten die Invest-
mentbanker die noch verbliebenen Bewerber zu einer Präzisierung 
ihrer Angebote bis zum 16. April 1991 auf. Ein Angebot der Schering 
AG wurde aussortiert, sodass für die letzte Runde der Verkaufsver-
handlungen nur die Merckle GmbH (Blaubeuren) und die Gehe AG 
übrig blieben. Als Schering davon erfuhr, reichte der Finanzvorstand 
Klaus Pohle drei Tage nach Ablauf der Bieterfrist ein überarbeitetes 
Angebot mit höheren Arbeitsplatz- und Investitionszusagen nach.46 
Booz Allen Acquisition Services berücksichtigte dieses Angebot aber 
nicht mehr, da dies einen Verstoß gegen die Regeln der Ausschreibung 
bedeutet hätte.47 Die Investmentbanker sprachen sich für das Kon-
zept der Gehe AG aus, obwohl die Merckle GmbH noch einen etwas 
höheren Kaufpreis geboten hatte.48 Für ihre Entscheidung zogen sie 
noch weitere Kriterien heran, insbesondere den Erhalt und Ausbau 
der Entwicklungskapazitäten sowie die langfristige Sicherung des 
Standortes.

Am 25. Juni 1991 stimmte der Vorstand der THA dem Verkauf 
der Jenapharm GmbH an den Pharmagroßhändler zu.49 Mit die-
ser Entscheidung waren der Betriebsrat und die Geschäftsführung 
der Jenapharm GmbH einverstanden. Taubert sprach von einem 
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„I dealpartner“.50 Er verbuchte es als großen Erfolg, dass Jenapharm 
nicht an einen direkten Konkurrenten verkauft wurde: „Die hätten 
unsere Produktion vielleicht einfach dichtgemacht.“51

Solche Befürchtungen hegte der größte ostdeutsche Pharmapro-
duzent, die Arzneimittelwerke Dresden GmbH (AWD), kaum.52 Von 
seinem Potenzial her war AWD ein attraktives Unternehmen. Aller-
dings wurde die Privatisierung in besonderem Maße durch eigen-
tumsrechtliche und Umweltprobleme erschwert. Die THA knüpfte 
eine Reihe von Bedingungen an den Verkauf des Unternehmens: Der 
neue Eigner sollte ein Maximum an Arbeitsplätzen erhalten, die Pro-
duktpalette erweitern, eigene Forschungskapazitäten in den Ver-
bund einbringen und am Standort Dresden investieren. Auch sollte 
er bereit sein, möglichst bald die Altlastensanierung fortzusetzen 
und Vertriebswege in den alten Bundesländern zu ö�nen. Mit dem 
Verkauf von AWD beauftragte die THA die Investmentbank Wasser-
stein Perella. Mehr als 60 Firmen bekundeten ihr Interesse.53 Asta 
Medica, eine hundertprozentige Tochtergesellschaft der Degussa 
AG, und die Merck AG lieferten sich in der letzten Verhandlungs-
runde einen Bieterwettstreit.54 Der Vorstand der THA stimmte am 
25. November 1991 dem Verkauf von AWD an Asta Medica zu.55 Drei 
Tage später erhielt die Präsidentin der THA, Birgit Breuel, ein Schrei-
ben von Hans Joachim Langmann, Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung der Merck AG.56 Er stellte Merck als den idealen Investor dar, 
betonte die Bereitschaft zu hohen Investitionen und zur Übernahme 
des Personals von AWD. Der Kaufpreis, die Investitionszusagen und 
sonstige Positionen würden sich auf fast 750 Millionen DM summie-
ren. Als dieses Schreiben bei der THA einging, war die Entscheidung 
aber schon zugunsten von Asta Medica gefallen.

Die Tochtergesellschaft der Degussa AG hatte nicht nur den 
höchsten Kaufpreis geboten, sondern lag auch bei den Arbeits-
platz- und Investitionsgarantien vorn. Asta Medica verp�ichtete 
sich, 2000 Beschäftigte bis 1994 zu übernehmen und Investitio-
nen in Höhe von mindestens 250 Millionen DM zu tätigen.57 Zudem 
sagte Asta Medica zu, ihren Firmensitz von Frankfurt am Main nach 
D resden zu verlegen.

Sonderlich erfolgreich verlief die Entwicklung der AWD GmbH in 
den 1990er Jahren allerdings nicht. Das Unternehmen verlor Markt-
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anteile.58 Während im Geschäftsjahr von 1992 und 1993 noch 327 
Millionen DM Umsatz erzielt wurden, waren es 1998 und 1999 nur 
noch 210 Millionen DM. Die Zahl der Mitarbeiter sank in dieser Zeit 
von rund 2000 auf weniger als 1300.59 Mit der Fusion von Degussa 
und Hüls 1999 und ihrer Konzentration auf Spezialchemie folgte die 
Trennung von Asta Medica und AWD.60

Nachdem der Verkauf von Jenapharm und AWD gelungen war, 
sollte bis Mitte 1992 auch der dritte große ostdeutsche Pharma-
produzent, die Berlin-Chemie AG, privatisiert werden. Deren Vor-
geschichte als Teil des Schering-Konzerns ist an dieser Stelle 
erwähnenswert, da sich daraus nach dem Fall der Mauer auf Ost-
Berliner Seite bestimmte Erwartungen auf eine Wiedervereinigung 
mit dem Stammhaus ergaben. Das im Westteil Berlins gelegene 
Schering-Stammwerk im Wedding hatte sich zum Zentrum eines 
Weltunternehmens entwickelt. Etwa 80 Prozent des Konzern-
umsatzes von fast sechs Milliarden DM wurden 1989 im Ausland 
erzielt.61 Die Zen trale der Schering AG in der Müllerstraße befand 
sich in Sichtweite der Mauer. Daher berührte die Grenzö�nung im 
November 1989 den Konzern noch stärker als andere Unternehmen. 
Zwar kam es 1990 auf vielen Ebenen zu Kontakten zwischen der 
Schering AG und der nunmehrigen Berlin-Chemie AG, doch Koope-
rationen blieben aus. Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielten 
dabei Altlastenpro bleme und ein von Berlin-Chemie 1987 ausgelös-
ter Umweltskandal.62

Abgesehen von den Umweltproblemen, die 1990 noch nicht quan-
ti�ziert werden konnten, gab es noch andere gewichtige Gründe, 
die Schering von einer Kooperation mit Berlin-Chemie abhielten. 
Die Produktpaletten beider Unternehmen waren grundverschieden. 
Auch hatte sich die Schering AG frühzeitig auf eine Zusammenarbeit 
mit Fahlberg-List in Magdeburg konzentriert.

Im Mai 1991 bestätigte der Unternehmensbereich Chemie der 
THA die Sanierungsfähigkeit der Berlin-Chemie AG 63, die 1991 ein 
überraschend gutes Ergebnis erzielte: Statt der angepeilten 250 Mil-
lionen DM wurde ein Nettoumsatz von 365 Millionen DM erreicht.64 
Ein eigenständiger Weg der Berlin-Chemie AG stand für die THA 
dennoch nicht zu Diskussion. Diese „Perle“65, so die Präsidentin der 
THA Birgit Breuel, sollte von der Unternehmensberatung Goldman 
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Sachs meistbietend verkauft werden. Es meldeten sich fast 100 Inte-
ressenten. In der Schlussrunde blieben das französische Unterneh-
men Beaufour-Ipsen und der italienische Konzern Menarini aus 
Florenz – ein ertragsstarkes, forschendes Pharmaunternehmen mit 
breiter Produktpalette und einem Jahresumsatz von rund einer 
M illiarde US-Dollar – übrig.66

Menarini bot den höchsten Kaufpreis. Auch bei den zugesicherten 
Investitionen lagen die Italiener vorn. Den Ausschlag für die Emp-
fehlung von Goldman Sachs zugunsten von Menarini gab das in sich 
schlüssige Unternehmenskonzept, das der Berlin-Chemie AG eine 
langfristige Zukunft als Produktions- und Forschungsstandort bot.67 
Das italienische Unternehmen verp�ichtete sich, 900 Arbeitsplätze 
zu erhalten, 120 Millionen DM in Sachanlagen sowie 300 Millio-
nen DM in Marketing, Forschung und Entwicklung zu investieren.68 
Von besonderem Gewicht war die Zusage, dass Menarini Berlin zum 
zweiten Hauptstandort entwickeln und ab 1993 neue Produkte über 
Lizenzverträge herstellen lassen würde.

Mitte der 1990er Jahre waren die Transformationsprobleme 
endgültig überwunden. Seitdem befand sich die Berlin-Chemie AG 
auf Wachstumskurs. Der Umsatz stieg bis 2018 auf rund 1,7 Mil-
liarden Euro und hat sich im Vergleich zu 1992, dem Jahr der Pri-
vatisierung, in etwa verzehnfacht.69 Für das Unternehmen sind über 
5000 Mitarbeiter, deutlich mehr als zur DDR-Zeit, tätig.

Resümee

Während mehrere der einst zum Kombinat Germed gehörenden 
Betriebe auf den Erhalt eines Verbundes ostdeutscher Pharmaher-
steller ho�ten und zu diesem Zweck mit der Germed Pharma GmbH 
eine Holding gründeten, setzte der Unternehmensbereich Chemie der 
THA von vornherein auf eine vollständige Au�ösung der Kombinats-
strukturen. Viel musste die THA dafür nicht tun, da der Ent�ech-
tungsprozess bereits im Frühjahr 1990 von unten begonnen hatte. 
Von den 14 Stammbetrieben des Kombinats Germed unterlagen neun 
Restitutionsansprüchen, die in vier Fällen die Gestaltung der neuen 
Eigentumsstrukturen wesentlich beein�ussten.70 Inklusive der aus 
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Abspaltungen hervorgegangenen Kleinunternehmen wurden von 
30 Pharmaunternehmen lediglich vier in die Liquidation geschickt.

Für die Ö�entlichkeit nur schwer nachzuvollziehen war die Ent-
scheidung der THA, ausgerechnet das erst in den 1980er Jahren 
gebaute pharmazeutische Werk in Neubrandenburg zu schließen. 
Damit wurden nicht nur rund 1000 Arbeitsplätze abgebaut, sondern 
auch eine strukturpolitische Entscheidung der DDR-Regierung zur 
Stärkung des industrieschwachen Nordens revidiert. Um dem Werk 
eine Chance zu geben, hätte die THA für Entschuldung, Modernisie-
rung und Sozialpläne rund 500 Millionen DM aufwenden müssen.71 
Eine Sanierung in dieser Dimension für einen Standort ohne Indust-
rietradition und ohne politische Lobby lag im Herbst 1990 außerhalb 
der Vorstellungen der THA. Im Gegenteil, die THA wollte durch die 
rasche Stilllegung einen „Präzedenzfall für die Durchführung eines 
Konkursverfahrens mit zumindest regionaler Bedeutung“72 scha�en.

In den ersten Monaten ihrer Tätigkeit unter Präsident Rohwed-
der setzte die THA auf schnellstmöglichen Verkauf der ostdeutschen 
Betriebe an große westdeutsche Industrie- und Handelskonzerne. 
Dabei stand weniger der Verkaufserlös als die rasche Einbindung 
ostdeutscher Standorte in die Strukturen westdeutscher Unterneh-
men im Vordergrund. Die frühen Privatisierungen lassen ein Muster 
erkennen: Zum Zuge kamen hauptsächlich Branchenführer, die über 
einen Informationsvorsprung verfügten, und bisweilen auch skru-
pellose Gauner. Hauptziel der Branchenführer war die Markterwei-
terung und weniger der Zugewinn an Produktionskapazitäten. Die 
THA verfügte noch nicht über die nötigen Strukturen und Instru-
mentarien, um wettbewerbskonforme Ausschreibungen zu gewähr-
leisten. Die Privatisierungen erfolgten freihändig oder mittels 
Ausschreibungen, die von vornherein nur auf einen Bewerber zuge-
schnitten waren. Dies begünstigte Spekulationscoups und Bilanz-
manipulationen. Da es bei der THA noch kein Controlling gab, wurden 
diese Fälle, wenn überhaupt, nur durch externe Anstöße bekannt.

Ab Sommer 1991 gelang es der THA, Strukturen aufzubauen, die 
seriöse Ausschreibungen überhaupt erst ermöglichten. Eine kaum zu 
überschätzende Rolle spielten dabei externe Berater und Investment-
banker. Versuche der Ein�ussnahme auf Privatisierungsentscheidun-
gen der THA durch Bewerber gab es nahezu täglich. Sie liefen über 
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alte Netzwerke, zeigten aber im Fall der zum Verkauf ausgeschrie-
benen drei großen ostdeutschen Pharmahersteller nicht die erho�-
ten Wirkungen. Für die Entscheidungs�ndung wurden nicht nur 
die höchsten Kaufangebote zugrunde gelegt, sondern die Zukunfts-
trächtigkeit der jeweiligen Unternehmenskonzepte b ewertet.

In keinem anderen Bereich der Chemiebranche wurden ähnlich 
hohe Erlöse erzielt wie im Pharmabereich. Die THA nahm beim Ver-
kauf von AWD, Berlin-Chemie und Jenapharm 625 Millionen DM 
ein und konnte auch einen Teil der Kosten für die Altlastensanierung 
und Altkredite auf die Käufer abwälzen.

Privatisierung der ostdeutschen Pharmaindustrie 1991 und 1992

Unternehmen
Neuer 
Eigner

Arbeits-
plätze

Investitionen
(in DM)

Kaufpreis
(in DM)

Arzneimittel-
werk Dresden

Asta 
Medica

2000 250 Mio. 415 Mio.

Jenapharm Gehe AG 1250  80 Mio. 110 Mio.

Berlin-Chemie Menarini 900 420 Mio. 100 Mio.

Summe 4150 750 Mio. 625 Mio.

Wie die weitere Entwicklung der privatisierten Betriebe zeigen sollte, 
greift eine Bewertung der von der THA gescha�enen neuen Struk-
turen allein mittels der Auswahlkriterien (pönalisierte Arbeitsplätze, 
Investitionen und Kaufpreis) zu kurz. Noch wichtiger waren die von 
den Käufern verfolgten längerfristigen Strategien. Im Fall der Berlin-
Chemie AG ging das Kalkül der THA voll auf. Menarini nutzte Berlin 
als Brückenkopf, um sich in Mittel- und Osteuropa zu positionieren, 
und baute den Standort systematisch aus. Ausschlag gebend für den 
Verkauf der Jenapharm GmbH an die Gehe AG war das Gesamtkon-
zept, das den Erhalt eines starken Unternehmens mit eigener For-
schung und Marke sicherte. Der Kaufpreis wäre nach einer Sanierung 
des Unternehmens wahrscheinlich noch deutlich höher ausgefallen, 
doch die THA hatte nicht die Zeit dafür, da die Privatisierung der 
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Unternehmen der Pharmabranche rasch abgeschlossen werden sollte. 
Weniger erfolgreich verlief die Entwicklung der Arzneimittelwerk 
GmbH Dresden, des einstigen ostdeutschen Branchenführers. Trotz 
hoher Investitionen des neuen Eigners verlor das Unternehmen in 
den 1990er Jahren zunehmend Marktanteile. Die Anfang der 2000er 
Jahre aus AWD hervorgegangene AWD.pharma GmbH & Co. KG ging 
nach mehreren Eigentümerwechseln Ende 2011 in L iquidation.

Trotz des Niedergangs von AWD gehörte die Pharmaindustrie zu 
den Branchen, die sich überdurchschnittlich gut entwickelten. Im 
Jahr 2008 waren in den in Ostdeutschland angesiedelten Pharma-
unternehmen knapp 18 000 Mitarbeiter tätig – mehr als im letzten 
Jahr der DDR. Ein historischer Langzeitvergleich zeigt ihren Bedeu-
tungszuwachs. Während die Pharmaindustrie 1936 auf dem Gebiet 
der späteren DDR nur rund fünf Prozent der gesamtdeutschen 
P harmaproduktion erzeugte, waren es im Jahr 2008 17 Prozent.73 
Allerdings wird dieses Ergebnis wesentlich durch die Einbeziehung 
Berlins mit den großen Produzenten Bayer-Schering AG und Berlin-
Chemie AG beein�usst.
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Ost-West-Doppelunternehmen 
und die Treuhandanstalt
Der Fall Carl Zeiss Jena

Um die Rolle der Treuhandanstalt in der Umgestaltung der ostdeut-
schen Wirtschaft nach dem Zusammenbruch der DDR angemessen 
beurteilen zu können, muss zunächst einmal ihr Wirken in einzelnen 
Unternehmen und Branchen im Zusammenspiel mit anderen Akteu-
ren untersucht werden. Im Folgenden sollen die Ergebnisse einer 
solchen Analyse für das Unternehmen Carl Zeiss Jena zusammen-
gefasst werden. Dafür konnten die Archive aller Akteure – also der 
beteiligten Unternehmen, Landesregierungen und der letzten DDR-
Regierung sowie der Treuhandanstalt – herangezogen werden.1 Erst 
wird auf die Ausgangslage eingegangen, um dann nacheinander die 
Interessen und Positionen der einzelnen Akteure mit einem Schwer-
punkt auf der Treuhandanstalt darzustellen. Abschließend werden 
die Ergebnisse der Umgestaltung behandelt.

Ausgangslage

Das Kombinat Carl Zeiss Jena galt unter DDR-Bedingungen als 
eine der gewinnbringenderen Wirtschaftseinheiten. Jedoch waren 
auch hier die Konsequenzen der SED-Wirtschaftspolitik zu spüren: 
A ufgrund lediglich punktueller Investitionen veraltete der Kapi-
talstock insgesamt. Infolge der weitgehenden Abschottung gegen-
über dem Weltmarkt erfolgten Innovationen im Wesentlichen 
nur in den Bereichen, die von den zentralen Instanzen als Schwer-
punkte betrachtet wurden. Das Unternehmen war durch zentral 
beschlossene Zuordnungen zusätzlicher Aufgaben und Produktionen 
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über dimensioniert wie auch infolge der typischen Hortungserschei-
nungen personell überbesetzt. Soweit war das für ein DDR-Unter-
nehmen nicht ungewöhnlich, aber dieser Fall wies aufgrund seiner 
Geschichte Besonderheiten im P rivatisierungs- und Transforma-
tionsprozess auf: Während der deutschen Teilung hatten sich zwei 
Carl Zeiss Unternehmen etabliert. Neben dem Traditionsunterneh-
men in Jena – wo die historische Wiege der Firma stand und das sich 
ursprünglich im Eigentum der 1889 gegründeten und ebenso dort 
ansässigen Carl-Zeiss- Stiftung befand – gründeten in die amerikani-
sche Zone evakuierte, ehemalige leitende Mitarbeiter nach 1945 im 
baden-württembergischen Oberkochen ein Zeiss-Unternehmen neu 
und richteten eine eigene Carl-Zeiss-Stiftung in Heidenheim ein. 

Beide Carl-Zeiss-Stiftungen in Ost und West beriefen sich auf das 
Erbe des Gründers Ernst Abbe und dessen Stiftungsstatut, also auf die 
gleiche historische Wurzel. Jedoch sprachen sie sich in langwierigen 
gerichtlichen Auseinandersetzungen, aber auch auf politischer Ebene 
über Jahrzehnte wechselseitig die Existenzberechtigung ab: Die nach 
dem Zweiten Weltkrieg in Baden-Württemberg neu etablierte Carl-
Zeiss-Stiftung sah in Jena nach der 1948 erfolgten Enteignung der 
dortigen Stiftungsunternehmen und deren Umwandlung in soge-
nanntes Volkseigentum das Stiftungsstatut in wesentlichen Punkten 
nicht mehr erfüllt und damit die historische Stiftung als nicht mehr 
existent an. Diese wiederum betrachtete die Errichtung der Stiftung 
in Heidenheim als illegitim, da die Carl-Zeiss-Stiftung zu Jena sehr 
wohl existiere und die im Stiftungsstatut verankerten nichtunter-
nehmerischen Zwecke erfülle, die im Übrigen von der Heidenhei-
mer Stiftung nicht verwirklicht wurden. Darüber hinaus stritten sich 
beide Seiten lange Zeit juristisch um die Namens- und Warenzeichen-
rechte, die schließlich zwischen den beiden Zeiss-Firmen im Londo-
ner Abkommen von 1971 grob entlang der Blockgrenzen abgesteckt 
wurden. Diese Frage musste nach dem Zusammenbruch des Ost-
blocks, ebenso wie das Verhältnis der beiden Unternehmen und der 
Stiftungen zueinander, neu geregelt werden. Dies beein�usste wiede-
rum die Privatisierung des VEB Carl Zeiss Jena.

Obwohl die Carl-Zeiss-Stiftung im Westen und ihre Stiftungsun-
ternehmen Ende der 1980er Jahre insgesamt wirtschaftlich erfolg-
reich dastanden, waren bei Zeiss Oberkochen strukturelle Probleme 
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nicht zu übersehen, die die wirtschaftlichen Möglichkeiten begrenz-
ten. Mit dem Fall der Berliner Mauer und der sich abzeichnenden 
staatlichen Wiedervereinigung sahen sie sich mit der ö�entlichen 
Erwartung  – auch aus der Politik  – konfrontiert, dass sie an ihren 
Ursprungsort Jena zurückkehren oder aber zumindest die Bemühun-
gen unterstützen würden, die dortigen Traditionsbetriebe unter den 
neuen Bedingungen lebensfähig zu machen. Daran waren sie aber 
wirtschaftlich eigentlich nicht interessiert: Weder wollten sie sich 
mittelfristig einen neuen Konkurrenten scha�en, noch benötigten sie 
zusätzliche Kapazitäten, um selbst im Osten erweiterte Märkte abde-
cken zu können. Jedoch konnten sie dieses Ansinnen wegen des Streits 
um die Namens- und Warenzeichenrechte, aber viel mehr noch wegen 
der Stiftungsfrage nicht ignorieren. Deren Relevanz ergab sich daraus, 
dass die Existenz zweier Stiftungen gleichen Namens gesetzlich nicht 
vorgesehen war. Da jedoch die Rechtmäßigkeit der Existenz einer der 
beiden Stiftungen auch den Anspruch auf die Vermögenswerte der 
jeweils anderen implizierte, berührte die Stiftungsfrage ebenfalls die 
Stiftungsunternehmen unmittelbar. Auf diese Weise war Carl Zeiss 
Oberkochen (ebenso wie sein Schwesterunternehmen Schott Glas-
werke Mainz) gezwungen, in diesen Fragen aktiv zu werden.

Bei dieser Ausgangssituation lag es nahe, mit der Au�ösung der 
DDR-Wirtschaft und der sich abzeichnenden staatlichen Wieder-
vereinigung die Stiftungen und Unternehmen zusammenzuführen 
und zugleich Letztere zu sanieren und umzustrukturieren. In diesem 
P rozess mussten die stiftungsrechtlichen und unternehmerischen 
Probleme sowie die Frage der Warenzeichen- und Namensrechte 
gelöst und dabei den Interessen und Positionen der verschiedenen 
Akteure möglichst Rechnung getragen werden.

Die westdeutsche Seite

Bei Zeiss Oberkochen wurde bereits Anfang 1990 – als die Treuhand-
anstalt noch nicht bestand – erwogen, bestimmte Geschäftsfelder des 
Jenaer Zeiss-Betriebes mit einer eindeutigen Markenidentität aus-
zuwählen und in ein Unternehmen zu überführen, an dem man sich 
selbst mehrheitlich beteiligen würde. So sollte – wie damals die Unter-
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nehmensleitung in Oberkochen einschätzte  – ein potenziell starker 
Wettbewerber (man nahm Jena zunächst als möglichen Konkurrenten 
wahr und ernst!) zum Verbündeten gemacht und andere Konkurren-
ten von der Zusammenarbeit mit dem Jenaer Unternehmen abge-
halten werden. Letzteres wollte der Oberkochener Vorstand bei allen 
Kooperationen nicht zu stark machen und zugleich aber das Namens-
problem lösen. Dieses war einer der zwei Aspekte, die Zeiss Oberko-
chen besonders wichtig erschienen. Der andere betraf die Befürchtung, 
dass Konkurrenten Teile von Carl Zeiss Jena kaufen könnten, was 
verhindert werden sollte. Jedoch wurde angesichts der eigenen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten in Oberkochen die Übernahme in Jena 
auch als bedrohlich empfunden. Deshalb orientierte sich der Vorstand 
auf eine unternehmerische Minimallösung, die gleichwohl die Lösung 
der o�enen Fragen ermöglichen sollte. Zugleich beförderten wechsel-
seitige Missverständnisse über die Absichten der jeweils anderen Seite 
das Misstrauen, das hier wie dort infolge jahrzehntelanger Auseinan-
dersetzungen bestand. Beides  – dieses Misstrauen und die Grenzen 
der eigenen wirtschaftlichen Kraft – behinderten in Oberkochen das 
an sich zu erwartende Bestreben, nach Jena zurückzukehren und die 
dortigen Potenziale für sich nutzbar zu machen.

Die Verwaltung der Heidenheimer Stiftung beziehungsweise die 
Landesregierung Baden-Württemberg waren in den Gesprächen 
und Verhandlungen bezüglich des Stiftungsproblems zwar anfangs 
durch ihren Anwalt beteiligt, aber das Heft des Handelns auf west-
licher Seite lag vor allem bei den Unternehmen. Erst nachdem die 
Gefahr des Verlustes von Arbeitsplätzen und Steuereinnahmen auch 
in Baden-Württemberg erkannt worden war, schaltete sich die dor-
tige Landesregierung stärker ein. Sie entsandte einen Vertrauten des 
Ministerpräsidenten in die Gespräche, der dann einen wesentlichen 
Beitrag leistete, um das Stiftungsproblem zu lösen.

Die ostdeutsche Seite

Auch auf der ostdeutschen beziehungsweise thüringischen Seite 
spielten anfangs die Unternehmen, die ehemaligen Stiftungs-
betriebe  – zunächst noch im Kombinat zusammengefasst  – die 
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e ntscheidende Rolle. Bei Carl Zeiss Jena war man sich des Bedarfs 
an Sanierung und Umstrukturierung bewusst, wobei die westlichen 
Stiftungs unternehmen dafür auch von der Belegschaft als „natür-
liche“ Partner gesehen wurden. Da sie der anderen Seite nach den 
jahr zehntelangen Streitigkeiten nicht vollständig traute, betrachtete 
sie größtenteils die Rückführung der Jenaer Betriebe in das Eigentum 
der dortigen Stiftung als die einzige Möglichkeit, die Unternehmen 
und ihre Arbeitsplätze im Ort und in der Region zu erhalten. Die-
ses Bestreben widersprach aber in den Augen der Heidenheimer Seite 
dem Ziel, eine einheitliche Stiftung zu scha�en, da wechselseitige 
Beteiligungen oder F usionen von Stiftungen juristisch nicht zuläs-
sig waren. Die anfängliche Euphorie über die Möglichkeit, nach dem 
Zusammenbruch der DDR wieder an die Zeiss-Traditionen anknüp-
fen zu können, wich bei der Jenaer Belegschaft und den dortigen 
Einwohnern einer ambivalenten Emp�ndung: Einerseits erwarte-
ten sie die Rückkehr der Carl-Zeiss-Stiftung an ihren angestammten 
Ort und von den westlichen Stiftungsunternehmen Unterstützung, 
um den Übergang in die Marktwirtschaft mit möglichst vielen 
Arbeitsplätzen zu bewältigen. Andererseits fürchteten sie, dass das 
Unternehmen aus Oberkochen lediglich die potenzielle Konkurrenz 
aus dem Osten „plattmachen“ wollte.

Für die letzte DDR-Regierung unter Lothar de Maizière war 
bereits früh klar, dass sie vor allem die Arbeitsplätze sichern wollte. 
Dafür betrachtete sie potente Partner, als die sich die Heidenhei-
mer Stiftung und ihre Unternehmen präsentierten, während diese 
die eigenen wirtschaftlichen Schwächen kaschierten, als unerläss-
lich und kam diesen weit entgegen. Als aber im Herbst 1990 das 
Land �üringen wieder eingerichtet worden war, entstand ein star-
ker Akteur. Er etablierte die Stiftungsorgane – den Wissenschafts-
minister als Stiftungsverwaltung und den Wirtschaftsminister als 
Stiftungskommissar  – neu und suchte nach juristischen Wegen, 
seine beziehungsweise die Interessen der Carl-Zeiss-Stiftung Jena zu 
bestimmen und w ahrzunehmen. Diese Aufgaben oblagen Beamten 
beziehungsweise Beratern, die aus den westlichen Bundesländern 
abgeordnet worden waren und die die ihnen bekannten Juristen aus 
dem Westen beauftragten, die �üringer Positionen in den anste-
henden Rechtsfragen zu formulieren. In der Konsequenz wurden die 
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Ost-West-Auseinandersetzungen in der Causa Zeiss zwischen ver-
schiedenen West-Juristen ausgetragen. Die Vertreter �üringens 
schätzten die Chancen, ihre Rechtsposition durchzusetzen, anfangs 
positiv ein. Diese Frage wurde aber nie vor Gericht entschieden, weil 
sich das Land �üringen in der Stiftungsfrage aufgrund der eige-
nen, für die Sanierung der Jenaer Unternehmen nicht ausreichenden 
wirtschaftlichen Stärke und im Interesse der Arbeitsplatzsicherung 
im April 1991 entschloss, auf diese Auseinandersetzung zu verzich-
ten. Jedoch galt Carl Zeiss Jena als ein Vorzeigeunternehmen der 
thüringischen und der ostdeutschen Wirtschaft, was auch die Treu-
handanstalt so sah. Damit bot sich dem Land �üringen aber die 
Möglichkeit, die Stiftungsfrage als Hebel zu nutzen, um das west-
deutsche Schwesterunternehmen in eine Beteiligung zu zwingen.

Die Treuhandanstalt

Die Treuhandanstalt wiederum kam erst im Sommer 1990 ins Spiel, 
als die Gespräche zwischen Oberkochen und Jena bereits liefen. 
Auch in der Treuhandanstalt wurden die westlichen Stiftungsun-
ternehmen als „natürliche“ Interessenten an den ehemaligen Stif-
tungsbetrieben in Jena verstanden. Sowohl Reiner Maria Gohlke 
als auch Detlev Karsten Rohwedder wollten als Präsidenten der 
Privatisierungsbehörde die Carl-Zeiss-Stiftung an ihren historisch 
angestammten Ort zurückbringen und damit auch die dortigen 
Unternehmen erhalten. In dem ersten Gespräch mit den Vorstands-
vertretern von Zeiss Oberkochen, das kurz vor seinem Rücktritt 
stattfand, berief sich Gohlke am 20. August 1990 auf das Ziel der 
Treuhandanstalt, Partner für die Sanierung der DDR-Betriebe zu �n-
den, um Arbeitsplätze zu sichern und deren Wettbewerbsfähigkeit 
herzustellen. Seines Erachtens könne ein solcher „Sanierungspart-
ner“ im Fall Zeiss ein „x-beliebiger Dritter, z. B. ein Japaner sein“. 
Nachdem er auf diese Weise den Vertretern von Zeiss-West gedroht 
hatte, erkannte er an, dass aufgrund der besonderen Stiftungs- und 
Namensproblematik zunächst nach einer Lösung mit Zeiss Ober-
kochen gesucht werden müsse. Für Gohlke war klar, „dass schon aus 
geschichtlichen Gründen die Stiftung auch nach Jena gehöre“.2
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Das unterstrich Rohwedder ebenso verschiedentlich gegenüber 
den Vertretern von Zeiss Oberkochen, deren Zögern er o�enbar nicht 
verstehen konnte. Er betonte im Oktober 1990, „dass der Sitz der 
Stiftung wieder nach Jena müsse. Was unter Gewalt getrennt worden 
sei, könne nun wieder zusammengefügt werden. Es gelte den status 
quo ante herzustellen. Etwas anderes entspreche nicht dem ‚Lebens-
gefühl der Deutschen‘.“3 Zugleich gab Rohwedder den im Vorstand 
der Treuhandanstalt für den Bereich Sanierung zuständigen Klaus-
Peter Wild „dringend“ die Order, dass „die Zeiss-Angelegenheit wegen 
ihrer besonderen Schwierigkeit hochrangig“ in seiner Hand zu behan-
deln sei.4 Damit war die Zeiss-Problematik direkt beim Vorstand der 
Treuhandanstalt angesiedelt. Durch die frühzeitige Festlegung auf 
Zeiss Oberkochen machte sich die Treuhandanstalt aber hinsicht-
lich der Übernahmekonditionen erpressbar. Das war allerdings nur 
ein Moment der allgemein ohnehin eher schwachen Verhandlungs-
position der Treuhandanstalt. Sie stand unter dem politischen Druck, 
ihren Unternehmensbestand schnellstmöglich zu verkaufen. Deshalb 
erschienen die Vertreter der Privatisierungsbehörde  – unabhängig 
von ihrer persönlichen Herkunft – in den ostdeutschen Betrieben oft 
als Vertreter der potenziellen (westlichen) Käufer.

Die Treuhandanstalt stand scheinbar zwischen den Fronten. 
Angesichts der anderen Akteure wirkte sie in dem Zeiss-Privatisie-
rungsprozess mitunter peripher. Nichtsdestotrotz war sie Eigen-
tümerin des Jenaer Unternehmens. Aufgrund der wirtschaftlichen 
Schwäche sowohl von Zeiss Oberkochen als auch von Zeiss Jena und 
�üringen verliehen ihr die ihr zur Verfügung stehenden Gelder doch 
erhebliche Potenz. Anfangs führte die Unkenntnis der komplizierten 
juristischen Materie dazu, dass sie im Streit um die Anteilsübertra-
gung im Sommer 1990 beiden Seiten sich widersprechende Zusagen 
machte. Zugleich wurde sie wiederum von den anderen Mitspielern 
verschiedentlich instrumentalisiert. Dabei war Zeiss Oberkochen als 
der Wunschkandidat der Treuhandanstalt in der günstigeren Posi-
tion: So wurde dem Jenaer Unternehmen im Herbst 1990 von der 
Treuhandanstalt klar bedeutet, dass man in den Verhandlungen mit 
Oberkochen Ergebnisse bis hin zur Bildung gemeinsamer Kapital-
gesellschaften erwarte. Diese Verfahrensweise musste die Jenaer 
Verantwortlichen an die Art erinnern, wie in der DDR W eisungen 
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erteilt wurden  – noch dazu, wenn ein nun in der Privatisierungs-
behörde tätiger ehemaliger stellvertretender DDR-Minister, wie 
Paul Liehmann, dies tat. Jedoch legte das Jenaer Unternehmen ein 
Sanierungskonzept vor, das als zu optimistisch eingeschätzt wurde, 
woraufhin es einräumte, die Lage und weitere Entwicklung erst-
mal günstiger dargestellt zu haben, um bei der Treuhandanstalt 
als sanierungswürdig eingestuft zu werden. O�ensichtlich wurden 
jahrzehnte lang im DDR-Planungssystem eingeübte Praktiken auch 
gegenüber der P rivatisierungsbehörde angewandt.

Ebenso wurde die Treuhandanstalt auf Veranlassung von Ober-
kochen gegenüber dem Land �üringen tätig, als dort im Dezember 
1990 für ihre eigenen Pläne ungünstige Schritte  – wie die Etablie-
rung aller Stiftungsorgane der Jenaer Stiftung – vollzogen wurden. 
Daraufhin wollte Wild weitere „unvorsichtige Schritte in �ürin-
gen“ – wie er Rohwedder mitteilte – verhindern und dem �üringer 
Ministerpräsidenten Josef Duchač angesichts der wirtschaftlichen 
Situation der Jenaer Unternehmen ein „Horror-Szenario“ für den 
Fall an die Wand malen, dass �üringen weiter auf die Selbstständig-
keit der Jenaer Stiftung dränge.5 Zugleich musste auch die Treuhand-
anstalt dem Umstand Rechnung tragen, dass sich Geschäftsleitung 
und Belegschaft der nunmehrigen Jenoptik Carl Zeiss Jena GmbH 
teils mit Recht selbstbewusst zeigten. Mit dem Namen „Carl Zeiss 
Jena“ war ein Prestige verbunden, das für die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit Ostdeutschlands im Allgemeinen und �üringens im 
Besonderen stand. Deshalb wurde die Entwicklung bei diesem Unter-
nehmen nicht nur von der eigenen Belegschaft und den Bewohnern 
Jenas, sondern auch von der Ö�entlichkeit weit darüber hinaus 
beachtet. Entsprechend betonte Wild im Dezember 1990, dass es bei 
Zeiss Jena um die „Würde �üringens“ gehe und es eine „ungeheure 
Niederlage“ für die Treuhandanstalt wäre, wenn Zeiss in Jena ver-
schwinden würde.6 Auf diesem Prestige basierte ebenfalls eine nach 
wie vor latent vorhandene Rivalität zwischen dem Ost- und dem 
Westunternehmen, und Zeiss Jena traute sich – wenn nicht anders 
möglich – einen eigenständigen Weg zu.

Jedoch versuchte die Treuhandanstalt, auch Zeiss Oberkochen 
unter Druck zu setzen, tatsächlich das Jenaer Unternehmen zu über-
nehmen. So lancierte die Treuhandanstalt im Herbst 1990 noch e inmal 
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ö�entlich, dass man die Jenaer Betriebe notfalls an Japaner oder 
Amerikaner verkaufen wolle, wenn Oberkochen mit der Übernahme 
weiter zögere. Damit war die Angst in Oberkochen angesprochen, dass 
das Jenaer Zeiss-Unternehmen an Dritte – vor allem an Konkurren-
ten aus Übersee – verkauft werden könnte. Damit würde das Problem 
der Namens- und Warenzeichenrechte wieder auf der Tagesordnung 
stehen, nachdem dafür zwischenzeitlich bereits eine Lösung gefunden 
worden war. Vom Oberkochener Vorstandssprecher darauf angespro-
chen, ruderte Wild zurück und versicherte, es bestünden im Moment 
keine Kontakte zu Dritten. Auch den Vertretern aus Jena erklärte 
Wild im Januar 1991, dass eine Veräußerung an Dritte, wie japanische 
oder taiwanesische Firmen, erhebliche „rechtliche Probleme“ aufwer-
fen würde. Schließlich dürften diese den Namen „Carl Zeiss“ dann im 
Inland nicht verwenden, sondern nur im östlichen Ausland.7 

Tatsächlich gab es für Zeiss Jena  – ausweislich der Unterlagen 
der Treuhandanstalt – keine ernsthaften dritten Interessenten. Dies 
erklärt sich mit den im Fall einer Übernahme durch Dritte drohen-
den und in ihrem Ausgang höchst ungewissen juristischen Ausein-
andersetzungen nicht nur um die Namens- und Warenzeichenrechte, 
sondern auch um die Eigentumsrechte mit der Carl-Zeiss-Stiftung 
Heidenheim, die dann keinen Grund zur Zurückhaltung mehr 
gehabt hätte. Wild hielt daran fest, dass die bei der Privatisierungs-
behörde noch be�ndlichen Anteile der Jenaer Firmen auf jeden Fall 
einer einheitlichen Carl-Zeiss-Stiftung übertragen werden sollten. 
Diese Anteile – so betonte er im Januar 1991 – könnten nicht an die 
„Oststiftung“ gegeben werden, denn „diese hat kein Geld! Das führt 
zu Minimallösung.“8 Dem �üringer Stiftungskommissar hatte er 
dem Vernehmen nach zur gleichen Zeit erklärt, dass in diesem Fall 
die Jenaer Stiftung wirtschaftlich sofort in Konkurs gehen müsste. 
Die Treuhandanstalt setzte darauf, dass sich beide Seiten auf eine 
einheitliche Stiftung einigen würden, und das möglichst rasch, um 
die bestehenden Hindernisse für die unternehmerische Zusammen-
führung aufzulösen.

Aber auch Zeiss Oberkochen pokerte gegenüber der Treuhandan-
stalt hoch: Als seine Planung für Jena in den nächsten Jahren nur Ver-
luste und keine Aussicht auf Verbesserung auswies, wies der Vorstand 
in der zweiten Januarhälfte 1991 an, das Zahlenbild zu verbessern. 
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Es brauche „eine glaubwürdige, mittelfristig positive Perspektive“.9 
Schließlich solle die Treuhandanstalt für den zu übernehmenden Kern 
des Jenaer Unternehmens neben dem Eigenkapital alle Altlasten, die 
Kosten einer Programmerneuerung – weil der Bereich der optischen 
Instrumente in den letzten zehn bis 15 Jahren nicht modernisiert 
wurde –, die Eigenkapitalausstattung aller zu gründenden Gesell-
schaften und die Verluste für fünf bis sechs Jahre übernehmen. Im 
Gegenzug wurden die von Oberkochen zu erbringenden Leistungen 
aufgelistet, die von Fertigungsstunden über Managementhilfe, Tech-
nologietransfer und Bereichsverlagerungen bis zu Dienstleistun-
gen und Zukunftsinvestitionen reichten. Diese Liste betrachteten 
die Oberkochener selbst als „eine Mischung aus Wunschdenken und 
Argumentationshilfe“, die kreativ, aber glaubhaft zu ergänzen sei.10 
Kurzum, auch das westliche Unternehmen nutzte die asymmetrische 
Informationsverteilung gegenüber der Treuhandanstalt aus. Alle 
diese Handlungsmuster waren bis zu der letztlich im Sommer 1991 
erzielten Einigung (und darüber hinaus) zu beobachten.

Einigungsergebnis

Die schließlich erfolgte unternehmerische Vereinigung erforderte 
von beiden Zeiss-Unternehmen einen Umbau – wenn auch in unter-
schiedlichem Maße und ungleich gewichtet. Die beschränkte wirt-
schaftliche Potenz des Oberkochener Unternehmens zog letztlich 
eine Minimallösung nach sich, bei der nur die traditionellen Zeiss-
Kernbereiche übernommen wurden. Das Überleben von Carl Zeiss 
Jena ergab sich aber auch in entscheidendem Maße daraus, dass es 
sich um ein Vorzeigeunternehmen der thüringischen und der ost-
deutschen Wirtschaft handelte, das schon aus Prestigegründen nicht 
untergehen durfte. Stiftungsrechtlich mussten bei der Vereinigung 
der beiden Carl-Zeiss-Stiftungen die Rechtspositionen beider Sei-
ten gewahrt bleiben und trotzdem ein Weg gefunden werden, über 
den die Scha�ung einer Stiftung möglich war. Formal geschah dies 
über einen Staatsvertrag zwischen Baden-Württemberg und �ürin-
gen, den beiden Sitzländern der Carl-Zeiss-Stiftung, und dem dann 
erfolgenden Beitritt der Jenaer zur Heidenheimer Stiftung, ähnlich 
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dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik. Die Voraussetzung dafür 
war aber, dass das Land �üringen trotz nach eigener Einschätzung 
positiver Chancen vor Gericht, seine Position durchsetzen zu kön-
nen, darauf verzichtete, weil seine wirtschaftlichen Möglichkeiten 
nicht für eine eigenständige Sanierung der Jenaer Unternehmen 
a usreichten. Auf diese Weise glaubte die Landesregierung, ein Maxi-
mum an Arbeitsplätzen in Jena erhalten zu können.

Alles in allem kann die Vereinigung der beiden Carl-Zeiss- 
Stiftungen als ein Erfolg betrachtet werden. Es gelang, eine ein-
heitliche Stiftung zu scha�en, die die Stiftungszwecke erfolgreich 
verwirklicht und auch über die einschlägigen Namens- und Waren-
zeichenrechte verfügt. Der Vereinigungsprozess lieferte zugleich 
einen Anstoß dafür, dass die einheitliche Carl-Zeiss-Stiftung die 
wissenschaftlichen und sozialen Förderzwecke des Stiftungssta-
tuts wieder aufnahm. Zudem haben die Stiftungsunternehmen Carl 
Zeiss und Schott Glaswerke neben ihren Standorten Oberkochen 
und Mainz den Ursprungsort der Stiftung Jena auch als wesent-
lichen Platz der Produktion und im Fall von Zeiss der wichtigen 
Querschnittsbereiche gesichert. Insgesamt kostete dieser Prozess 
allerdings die weit überwiegende Zahl der Arbeitsplätze, die ehe-
mals in Jena beim überdimensionierten Zeiss-Kombinat vorhanden 
waren. Jedoch fällt die Arbeitsplatzbilanz schon positiver aus, wenn 
man die zahlreichen Aus- und Neugründungen im Umfeld der drei 
aus dem Zeiss- Konglomerat hervorgegangenen Unternehmen Carl 
Zeiss Jena GmbH, Jenaer Glaswerk GmbH und Jenoptik GmbH ein-
bezieht. Dies war nur möglich, indem sich auch Carl Zeiss Oberko-
chen einem schmerzhaften Umstrukturierungsprozess unterzog, 
der dort ebenfalls mit Arbeitsplatzabbau verbunden war. Jedoch 
stellte dies nicht allein eine Konsequenz des Vereinigungsprozes-
ses dar, sondern war vielmehr Folge und Teil des sich weltweit voll-
ziehenden wirtschaft lichen Strukturwandels, dem alle beteiligten 
Unternehmen, d arunter auch die Jenaer, Rechnung tragen mussten.

Zu diesem historischen Prozess hätte es auch Alternativen gege-
ben; es ist allerdings fraglich, ob mit ihnen – gemessen am tatsächlich 
eingetretenen Erfolg der Carl-Zeiss-Stiftung und der Unternehmen 
ebenso wie der Zahl der Arbeitsplätze  – mehr zu erreichen gewe-
sen wäre. Beispielsweise hätte eine juristische Auseinandersetzung 
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z wischen den beiden Stiftungen vermutlich mehr Verlierer nach sich 
gezogen. Eine selbstständige Existenz der beiden Zeiss-Unterneh-
men in Oberkochen und Jena wäre wohl machbar gewesen, wenn 
Ersteres Letzterem die Namensrechte abgekauft hätte, was – wenn 
überhaupt  – nur vor der Wiedererrichtung des Landes �üringen 
denkbar gewesen wäre. So scheint es, als wenn im Detail – wie bei der 
Auswahl der zu übernehmenden Geschäftsfelder durch Zeiss Ober-
kochen  – manches vielleicht stärker so geregelt hätte werden kön-
nen, dass sich das Unternehmen strategisch besser aufgestellt und 
mehr Arbeitsplätze erhalten hätte. Im Grundsatz entsprachen aber 
die gefundenen Lösungen wohl dem, was in der historischen Situa-
tion machbar und verkraftbar war.

Alles in allem hat die Treuhandanstalt in diesem Fall durchaus 
eine konstruktive Rolle gespielt. Allerdings resultierte ihr besonde-
res – nicht nur �nanzielles – Engagement vor allem daraus, dass es 
sich bei Carl Zeiss Jena um einen speziellen Fall handelte: nicht nur 
als Vorzeigeunternehmen, sondern auch als Doppel-Unternehmen, 
woraus sich quasi natürliche Partner ergaben.
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Zwischen Abbruch und Aufbruch
Die Treuhandanstalt und der Verkauf 
der Stahlwerke Hennigsdorf und Brandenburg 
im Kontext der europäischen Stahlkrise

In einem Büro auf dem Werksgelände des Hennigsdorfer Stahlwer-
kes bemühte sich Ende November 1991 Horst Weitzmann, Chef der 
Badischen Stahlwerke aus Kehl am Rhein, die ostdeutschen Beleg-
schaftsvertreter darin zu bestärken, den Streik und die Besetzung 
ihres Werksgeländes um jeden Preis fortzusetzen. „Ihr dürft nicht 
nachlassen!“, rief er den Arbeitern zu.1 Damit meinte er vor allem den 
Protest gegen die Treuhandanstalt (THA) in Berlin, deren Informa-
tionspolitik in den Wochen zuvor den Unmut der Beschäftigten des 
Stahlwerkes provoziert und schließlich zur Besetzung des Werkes 
geführt hatte. Der Manager hatte gute Gründe, sich mit den Stahl-
werkern zu solidarisieren. Zu diesem Zeitpunkt bemühte er sich 
nämlich um den Erwerb des Hennigsdorfer Werkes, das gemeinsam 
mit dem Stahl- und Walzwerk in Brandenburg an der Havel von der 
THA zum Verkauf ausgeschrieben worden war. Je schlechter dabei 
die Chancen der �yssen AG und der Saarstahl AG standen, die bei-
den Standorte mithilfe eines gemeinsamen Konsortiums zu erwer-
ben, umso energischer kritisierte Weitzmann die THA. Er warf ihr 
vor, sich mit ihrer Präferenz für den italienischen Familienkonzern 
Riva einseitig positioniert zu haben. Die möglichen Folgen dieser 
ersten großen Privatisierung in der ostdeutschen Stahlindustrie, bei 
der ein ausländischer Investor den Zuschlag erhielt, skizzierte Weitz-
mann vor dem Hintergrund eines harten Verdrängungswettbewerbs 
in apokalyptischer Weise: „Ist sich die Treuhandanstalt darüber im 
Klaren, da[ss] dies auch die völlige Vernichtung der Stahlstandorte 
Brandenburg und Hennigsdorf zur Folge haben kann?“2
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Im Folgenden wird untersucht, warum sich die Vertreter der 
westdeutschen Stahlindustrie mit der ostdeutschen Belegschaft soli-
darisierten und sich sowohl Gewerkschaften als auch die brandenbur-
gische Landesregierung zunächst gegen die THA positionierten. Sie 
unterstellten ihr, die Interessen eines ausländischen Investors höher 
als das Wohl der Stahlwerkerinnen und Stahlwerker zu gewichten. 

Im Mittelpunkt steht der Privatisierungsverlauf der beiden Werke 
in Brandenburg und Hennigsdorf. Dazu müssen zunächst die Aus-
gangslage sowie die nationalen und internationalen Rahmenbe-
dingungen dargelegt, bevor die Verkaufsverhandlungen mit ihren 
Folgen für die Unternehmen, die Belegschaften und die THA geschil-
dert werden. Über den Privatisierungsprozess sollen die handlungs-
leitenden Interessen der beteiligten Akteure sowie die Rolle der 
Treuhandanstalt exemplarisch dargestellt werden.

Die Entwicklung der Brandenburger und 
Hennigsdorfer Stahlindustrie bis 1990

Seit 1912 wurde in der etwa 50 km westlich von Berlin gelegenen Stadt 
Brandenburg an der Havel Stahl gekocht, um den wachsenden Bedarf 
der Hauptstadt zu decken und um einen Preisvorteil gegenüber den 
Produktionsstätten im Ruhrgebiet zu erzielen.3 Dagegen entstand 
das Hennigsdorfer Werk erst während des Ersten Weltkrieges als 
Rüstungsbetrieb zur Belieferung der umliegenden AEG-Werke. Trotz 
der Nähe zu Berlin und der Bedeutung für die Rüstungsproduktion 
im Nationalsozialismus erlitt der Stahlstandort Brandenburg bis 
zum Ende des Zweiten Weltkriegs keine n ennenswerten Kriegsschä-
den, während ein Luftangri� das Werk in Hennigsdorf im Frühjahr 
1945 zu 80 Prozent zerstörte.4 Gravierend wirkten sich an beiden 
Standorten die Demontagen durch die sowjetische Besatzungsmacht 
ab Ende 1945 aus. Sie entnahm die Produktionsanlagen komplett 
und verbrachte sie als Reparationsleistungen in die Sowjetunion.5

Der im Oktober 1947 begonnene Wiederaufbau der Hüttenwerke 
Hennigsdorf sollte zunächst die Reparationsansprüche der UdSSR 
befriedigen. Ab 1949 wurden auch Werksanlagen in Brandenburg an 
der Havel auf der Basis der noch vorhandenen Fundamente w ieder 
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errichtet. In den 1950er und 1960er Jahren wurde Brandenburg 
zu einem integrierten Stahl- und Walzwerk mit insgesamt zwölf 
Siemens- Martin-Öfen (S-M-Öfen) ausgebaut, das schließlich eine 
Leistungskapazität von zwei Millionen Tonnen Rohstahl hatte. Trotz 
umfangreicher Investitionen in die Rekonstruktion und Moder-
nisierung der Anlagen (alleine circa 500 Millionen DDR-Mark in 
Brandenburg) entschied das Politbüro der SED, in Brandenburg und 
Hennigsdorf moderne Elektrostahlwerke zu errichten.6 Hintergrund 
war der technologische Fortschritt in der Stahlerzeugung.7 Anfang 
der 1970er Jahre wurden daher in Hennigsdorf die Elektroofen-
Kapazitäten mit der Unterstützung des westdeutschen Anlagen-
bauers DEMAG erweitert.8

In Brandenburg begann im Mai 1977 der Bau eines Elektrostahl-
werkes, nach dessen Inbetriebnahme der Standort Brandenburg mit 
einer Kapazität von insgesamt 2,8 Millionen Tonnen der größte Roh-
stahlerzeuger der DDR wurde.9 Hennigsdorf verfügte mit seinen 
insgesamt acht Öfen über eine Rohstahlkapazität von etwa 1,3 Mil-
lionen Tonnen. Damit war es nach Brandenburg an der Havel und 
Eisenhüttenstadt der drittgrößte Stahlerzeugerstandort der DDR. 
Ein erheblicher Anteil des produzierten Rohstahls wurde in den Wer-
ken weiterhin durch das Siemens-Martin-Verfahren hergestellt.10

Die Stahlwerke in Brandenburg und Hennigsdorf wiesen in mehr-
facher Hinsicht ähnliche Charakteristika auf – vor allem in Bezug auf 
Produkte und Betriebsgröße. Neben dem eigentlichen Stahlgeschäft 
waren die Betriebe zusätzlich in den 1970er und 1980er Jahren für 
die Herstellung von Konsumgütern zuständig.11 Beide Standorte 
erfuhren außerdem mit der Unterstützung westlicher Anlagenbauer 
eine Teilmodernisierung ihrer Ausrüstung, deren Potenziale auf-
grund der ökonomischen Probleme der DDR in den 1980er Jahren 
nicht vollumfänglich genutzt wurden.12

Bis 1989 erlebten Brandenburg und Hennigsdorf unvollständige 
Konsolidierungen, das heißt die Betriebsstruktur war geprägt von 
einem Nebeneinander von modernen und veralteten Produktions-
anlagen. Die Standorte entsprachen damit dem Zustand der DDR-
Stahlindustrie insgesamt.13 Im Ergebnis lag die Produktivität im 
Vergleich zur westdeutschen Stahlindustrie bei nur etwa einem Drit-
tel bis höchstens 50 Prozent; in der DDR wurde für die Produktion 
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einer Tonne Rohstahl in etwa die 2,3-fache Anzahl an Arbeitskräften 
benötigt.14 Der Rückstand stellte eine besondere Herausforderung im 
Zuge der Wiedervereinigung dar – dies umso mehr, da sich die bun-
desdeutschen und die westeuropäischen Stahlproduzenten zu die-
sem Zeitpunkt in einem erbitterten Wettbewerb befanden.

Die Ausgangslage für die Privatisierung: 
Europäische Stahlkrise und verschärfter 
deutsch-deutscher Wettbewerb

Seit Mitte der 1970er Jahre entstanden Überkapazitäten auf dem 
europäischen Stahlmarkt, die durch staatliche Subventionen in den 
meisten westeuropäischen Ländern noch verstärkt wurden. Gesteu-
ert durch die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl wurden 
diese Überkapazitäten schrittweise abgebaut, sodass allein in der 
Bundesrepublik 1988 etwa fünf Millionen Tonnen Rohstahl weni-
ger erzeugt wurden als noch 1970.15 Zugleich lag die Kapazitätsaus-
lastung 1990 in der BRD bei nur 75 Prozent.16

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft (EG) sollte die Kon-
kurrenz in den frühen 1980er Jahren durch ein Mengenkartell auf 
der Basis der Montanunion-Verträge gebremst werden. Die Stahlher-
steller durften in den jeweiligen nationalen Märkten der Nachbar-
länder nur zu den Preisen ihrer dortigen Wettbewerber einsteigen. 
Zusätzlich verlangte die Europäische Kommission den Abbau der 
Überkapazitäten zur Bekämpfung der Krise und stellte dafür Bei-
hilfen in Aussicht.17

Obwohl die Bundesrepublik mit fast einem Drittel des EG-Stahl-
verbrauchs den größten Absatzmarkt für Stahlprodukte in Europa 
hatte, sahen sich vor dem Hintergrund des verschärften europäi-
schen Wettbewerbs die großen bundesdeutschen Produzenten wie 
�yssen, Krupp und Hoesch einem Schrumpfungs- und Rationalisie-
rungsprozess ausgesetzt. In der Bundesrepublik pro�tierten sie auf-
grund des harten Wettbewerbs in geringerem Maße von staatlichen 
Subventionen als ihre europäischen Konkurrenten.18 Ab 1989 agier-
ten ausschließlich private Stahlanbieter auf einem Markt, der durch 
einen hohen Konzentrationsgrad gekennzeichnet war.19
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Innerhalb von 20 Jahren erlebte die bundesdeutsche Stahlindust-
rie einen Modernisierungsprozess, der mit dem Abbau vieler tausend 
Arbeitsplätze verbunden war. Arbeiteten 1970 noch etwa 230 000 
Beschäftigte in der Rohstahlerzeugung, waren es 1990 nur noch 
118 000. Gleichzeitig stieg die Produktivität von knapp 200 Tonnen 
erzeugtem Rohstahl pro Beschäftigten und Jahr auf 323 Tonnen.20 
Hierzu trugen nicht nur der verschärfte Wettbewerb, sondern auch 
die technologische Entwicklung durch den Einsatz computerge-
steuerter Produktionsanlagen bei, die zu enormen Rationalisie-
rungse�ekten führten und Stahl Ende der 1980er Jahre zu einem 
High-Tech-Produkt machten.21 Dieses Umfeld bestimmte die Priva-
tisierungsbemühungen der Treuhandanstalt in Brandenburg und 
H ennigsdorf nach der Wiedervereinigung.

Unter dem Treuhandregime 

Im Juli 1990 stellte ein internes Restrukturierungskonzept der 
Betriebsleitung des Stahl- und Walzwerkes Brandenburg fest, dass 
mit der bisherigen Produktion enorme Umweltbelastungen einher-
gingen.22 Aufgrund der durch die Währungsunion schlagartig nach-
lassenden Nachfrage konnte und sollte die Produktion nicht mehr 
wie bisher aufrechterhalten werden. Bis 1992 wurde bei Rohstahl 
mit einer Reduzierung auf 56 Prozent und bei Walzstahl auf 58 Pro-
zent gerechnet.23 Verteilten sich die Absatzzahlen bis 1989 auf die 
DDR (55 Prozent), auf die Bundesrepublik (15 Prozent) und die sozia-
listischen Staaten Ostmitteleuropas (30 Prozent), sollten sich die 
zukünftigen Absatzstrategien vor allem auf das Gebiet der ostdeut-
schen Länder beschränken, da dort mit einer wachsenden Nachfrage 
nach Baustahl gerechnet wurde.24 Hierfür sowie für die Modernisie-
rung weiterer Produktionsanlagen stellte die Unternehmens leitung 
einen Finanzierungsbedarf von etwa 425 Millionen DM fest. Von 
den zu diesem Zeitpunkt im Betrieb vorhandenen 8500 Arbeits-
plätzen sollte die Hälfte wegfallen.25

Nachdem es Anfang 1990 zur Kontaktaufnahme mit westdeut-
schen Stahlunternehmen wie �yssen und Salzgitter gekommen 
war, die „nicht abgeneigt schienen, etwas tun zu wollen, sich zu 
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e ngagieren“, ergaben sich aus den informellen Gesprächen letztlich 
keine tragfähigen Kooperationen. Bei den Belegschaftsvertretern 
in Brandenburg und Hennigsdorf entstand daraufhin der Eindruck, 
dass �yssen, Krupp und Co. „eigentlich nur genau darauf gucken, 
was mit unseren Kapazitäten passiert“.26

Im Frühjahr 1991 vergab die THA an die Unternehmensberatung 
McKinsey & Company den Auftrag, die ostdeutsche Stahlindustrie 
hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit und den Privatisierungsper-
spektiven zu analysieren. Auf Basis dieses Gutachtens erstellte die 
THA bis Anfang Juli 1991 ein Konzept zur „Umstrukturierung und 
Privatisierung der Stahlindustrie in den neuen Bundesländern“.27 
Das Konzept machte deutlich, dass sämtliche S-M-Öfen in Branden-
burg und Hennigsdorf innerhalb der kommenden Jahre stillgelegt 
werden sollten. Für das als überlebens- und privatisierungsfähig ein-
gestufte Elektrostahlwerk in Brandenburg wurde mit einem Perso-
nalabbau von 1400 auf 800 Beschäftigte gerechnet. In Hennigsdorf, 
wo neben den S-M-Öfen auch mehrere Walzstraßen stillgelegt wer-
den sollten, wurde mit dem Erhalt von immerhin etwa 1200 Arbeits-
plätzen gerechnet. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Konzepts 
arbeiteten dort noch 6800 Menschen, in Brandenburg circa 6000.28

Auf der Basis des McKinsey-Gutachtens kam die THA zu dem 
Schluss, dass eine unternehmensübergreifende Privatisierung beider 
Stahlwerke „ebenfalls denkbar und eine eventuelle Verschmelzung 
der Unternehmen zu erwägen“29 sei. Grund dafür war die Einschät-
zung, dass die Elektrostahlwerke in Brandenburg und Hennigsdorf 
als verhältnismäßig energiee�zient galten. Als Mini-Mills (kom-
pakte Stahlwerke mit einem integrierten Verwertungskreislauf) 
angelegt und ohne die Abhängigkeit von veralteten Produktions- 
und Betriebsstrukturen, wurden sie als ähnlich e�zient bewertet 
wie entsprechende westliche Werke.30

Der Beginn der Verkaufsverhandlungen

Bis Mitte 1991 hatten sich verschiedene Kau�nteressenten für 
beide Standorte gemeldet, ohne dass sich daraus bis zum Spätsom-
mer 1991 konkrete Verkaufsverhandlungen ergaben.31 Dies änderte 
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sich erst, als der italienische Stahlproduzent Riva Interesse an der 
Übernahme der Elektrostahlwerke in Brandenburg und Hennigsdorf 
zeigte.32 Mit der Übernahme der Stahlwerke nahe Berlin erho�te sich 
das Familien unternehmen Riva eine Expansion auf dem deutschen 
Markt. Die Nachfrage nach Baustahl in Ostdeutschland, die sich 
d araus ergebenden geringen Transportkosten sowie die Professiona-
lität des vorhandenen Arbeitskräftepotenzials boten aus Sicht Rivas 
hervorragende Ausgangsbedingungen.33

Hatten die westdeutschen Stahlunternehmen bis dahin auf Zeit 
gespielt und geho�t, der Treuhandanstalt weitreichende Zugeständ-
nisse bei einer möglichen Übernahme abzuringen, stellte ein mög-
liches Engagement Rivas eine unmittelbare Konkurrenz für die 
Badischen Stahlwerke und die Saarstahl dar, deren Produktpalette 
große Ähnlichkeiten zu Brandenburg und Hennigsdorf aufwies.34 
Die Stahlkrise hatte für erhebliche Verteilungskämpfe zwischen den 
deutschen Stahlherstellern gesorgt, und ein zusätzlicher, ausländi-
scher Investor stellte eine substanzielle Bedrohung der Geschäfts-
tätigkeiten der westdeutschen Unternehmen dar.

Am 4. September 1991 forderte die THA die Kau�nteressenten 
auf, ihre „endgültigen Erwerbsabsichten nach Kaufgegenstand und 
Kaufpreis bzw. kaufpreisbildenden Faktoren bis zum 11. September, 
12.00 Uhr mitzuteilen“.35 Laut Ausschreibungstext waren sowohl ein 
Asset- (also der Herauskauf von Wertgegenständen aus der als Hülle 
zurückbleibenden Restgesellschaft) als auch ein Share-Deal (der Kauf 
von Gesellschafteranteilen) möglich.36 Dabei versäumte es die THA, 
den Interessenten einen Kriterienkatalog für die Erstellung ihrer 
Angebote zu geben. Die O�erten konnten somit „höchst individuell 
von jedem Bieter formuliert“ werden. Daraus ergab sich die Gefahr, 
„durch Fehlinterpretationen falsche Daten zur Grundlage des Ver-
gleichs zu machen“37, wie ein einige Wochen später durch die THA 
bei einer Rechtsanwaltskanzlei in Auftrag gegebenes Gutachten fest-
stellen sollte.

Der Au�orderung der THA zur Abgabe eines Angebots folgten die 
Hamburger Stahlwerke, die italienischen Unternehmen Stefana und 
Riva sowie ein aus der �yssen Stahl AG, der Badischen Stahlwerke 
AG und der Saarstahl AG bestehendes Konsortium. �yssen wollte 
dabei Brandenburg, die Badischen Stahlwerke Hennigsdorf überneh-
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men. Unter Einbindung der Saarstahl wurden jeweils entsprechende 
Teilangebote abgegeben.

Die Angebote der Hamburger Stahlwerke und von Stefana lehnte 
die THA „mangels genügender Finanzierungsbereitschaft“38 ab. Auf 
der Basis eines Gutachtens vom 19. September 1991 entschied sich 
der Vorstand der THA, in Verhandlungen mit Riva einzutreten, da 
das italienische Unternehmen im Hinblick auf die Investitions-, 
Produktions- und Arbeitsplatzzusagen das beste Angebot vorgelegt 
hatte. Daraufhin warf �yssen am 4. Oktober der THA vor, sie habe 
„die Tragweite des Angebots des �yssen-Konsortiums nicht zutref-
fend eingeschätzt“.39 Nachdem die THA und Riva am 8. Oktober 1991 
eine gemeinsame Absichtserklärung zur Übernahme von Branden-
burg und Hennigsdorf verfasst hatten, intervenierte �yssen erneut 
mit dem Hinweis, das Konsortialangebot sei nicht zutre�end beur-
teilt worden. Die THA wendete sich daraufhin am 18. Oktober 1991 
an Riva, �yssen, Saarstahl und die Badischen Stahlwerke mit der 
Au�orderung, ihre Angebote innerhalb einer Woche zu präzisieren. 
Die vorliegenden O�erten seien „so klarzustellen, da[ss] die festzu-
schreibenden Erlöse eindeutig quanti�zierbar sind“. Damit sollte 
eine „Transparenz der einzelnen O�erten“ zum „Zwecke ihrer Ver-
gleichbarkeit“ hergestellt werden.40

Riva reagierte verärgert auf die wiedererö�nete Ausschreibung 
und verwies auf die gemeinsame Absichtserklärung. Am 24. Okto-
ber 1991 ging zum ersten Mal ein gemeinsames Angebot des Konsor-
tiums �yssen/Badische Stahlwerke/Saarstahl bei der THA ein. Diese 
beauftragte daraufhin die Kanzlei Börner & Börner und die Deut-
sche Revisions- und Treuhand-AG (Treuarbeit) mit der Prüfung und 
Bewertung der vorliegenden Angebote. Diese ergab am 30. O ktober 
1991, dass das Riva-Konzept Vorteile bei den zu erhaltenden Arbeits-
plätzen, bei Investitionszusagen und beim geplanten Produktions-
umfang gegenüber dem Konsortialangebot aufwies.41

In den darau�olgenden Wochen besserte das Konsortium seine 
Angebote mehrfach nach. Dies betraf buchhalterische Zugeständ-
nisse an die THA sowie höhere Eigenbeiträge für Altlasten. Vor allem 
erhöhte das Konsortium sein Angebot im Hinblick auf den Gesamt-
kaufpreis, der mit 110 Millionen DM nun acht Millionen DM über 
dem von Riva lag, wobei das ursprüngliche Kaufpreisangebot des 
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Konsortiums zunächst bei 89 Millionen DM gelegen hatte. Mitte 
November 1991 wertete das Konsortium sein Angebot weiter auf 
und versprach eine Erweiterung der Produktion sowie die Erhöhung 
der Investitionen und der zu erhaltenden Dauerarbeitsplätze.42 Diese 
Nachbesserungen führten letztlich dazu, dass das Angebot von Riva 
und das des Konsortiums nun sehr nahe beieinander lagen. Der 
Verwaltungsrat der THA stellte dazu nüchtern fest: „Es bestehen 
Anhaltspunkte dafür, da[ss] dem Konsortium das Riva-Angebot von 
dritter Seite zugespielt worden ist.“43

Proteste, Streiks und Verkaufsentscheidung 
zugunsten Rivas

Die Treuhand befand sich Mitte November in einer schwierigen 
Position. Bedingt durch die uneinheitlichen Ausschreibungskrite-
rien wurde sie immer wieder mit neuen Angeboten des Konsorti-
ums konfrontiert. Gleichzeitig befeuerte die Anfang Oktober 1991 
mit Riva verkündete Absichtserklärung die ö�entliche Wahrneh-
mung, dass die THA ohnehin an die Italiener verkaufen wolle. Zudem 
sprachen sich die Belegschaften und die IG Metall nachdrücklich 
für das Konsortium aus, da sie sich von einem deutschen Bewerber 
eine bessere Beachtung der Mitbestimmungs- und Arbeitnehmer-
rechte e rho�ten.44 Die brandenburgische Landesregierung unter-
stützte zunächst die Stahlwerker in ihrer Überzeugung, dass das 
Konsortium der bessere Käufer sei.45 Die Werksbelegschaften und 
ihre Vertreter kämpften zu diesem Zeitpunkt um möglichst sozial-
verträgliche Lösungen. Immerhin waren Ende 1991 in beiden Wer-
ken noch etwa 10 000 Beschäftigte tätig, wobei dauerhaft nur die 
Übernahme von insgesamt 1800 Arbeitsplätzen durch Riva (Kon-
sortium: 1600 Dauer arbeitsplätze) in Aussicht gestellt wurde. Den 
restlichen Mitarbeitern sollten in den Auslaufbetrieben sowie in 
Beschäftigungs- und Quali�zierungsgesellschaften entsprechende 
Perspektiven geboten werden. Der Streit um die Beteiligung der 
THA und der Neuerwerber an diesen sozialpolitischen Maßnahmen 
überlagerte zum Teil die Fragen um die zukünftige Entwicklung der 
Elektrostahlwerke. Gerüchte über Angebotsdetails führten ab dem 
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22. November zur Besetzung des Hennigsdorfer Stahlwerkes durch 
die Belegschaft.46

Vertreter des Konsortiums beförderten die Kritik an der THA 
noch. Gleichzeitig versuchten sie, Riva zu diskreditieren. Horst 
Weitz mann, der Chef der Badischen Stahlwerke, behauptete: „In der 
Treuhand gibt es eine Spaghetti-Connection.“47 Zugleich unterstellte 
er Riva ma�öse Strukturen und bediente damit Ressentiments von 
Teilen der ostdeutschen Belegschaften: „Die Kerle verdienen im eige-
nen Land nichts, und mit Schwarzgeld aus der Schweiz kaufen sie 
Firmen auf.“ Einen möglichen Einstieg von Riva auf dem deutschen 
Stahlmarkt wollte Weitzmann unter allen Umständen verhindern. 
Für diesen Fall kündigte er einen scharfen Konkurrenzkampf an: 
„Wenn der Italiener kommt, dann ist der Krieg programmiert.“48

Als zusätzlich kritisch erwies sich die unzureichende Kommunika-
tionspolitik der THA. Deshalb interpretierten die Belegschaften die 
Entscheidungen der Berliner Behörde als intransparent und einseitig 
zugunsten Rivas.49 So protestierten in Brandenburg am 26. November 
1991 etwa 3000 Beschäftigte des Stahl- und W alzwerkes B randenburg 
gegen den Verkauf an Riva, den der THA-Vorstand einen Tag zuvor 
beschlossen hatte.50 In Hennigsdorf legte die Belegschaft THA-Präsi-
dentin Birgit Breuel in einer ö�entlichen Erklärung nahe, ihr Wirken 
doch besser „zukünftig ganz nach Italien zu verlegen“.51

Vor dem Hintergrund der festgefahrenen Situation verständigte 
sich der brandenburgische Ministerpräsident Manfred Stolpe (SPD) 
mit dem zuständigen THA-Vorstandsmitglied Hans Krämer d arauf, 
die beteiligten Kau�nteressenten sowie die Unternehmens- und 
Belegschaftsvertreter zu einem gemeinsamen Tre�en in die Treu-
handzentrale einzuladen. Damit sollte dem Vorwurf begegnet wer-
den, die Privatisierungsverhandlungen würden zum Nachteil der 
Belegschaften geführt.52

Am 27. November 1991 fanden zwei Gespräche mit jeweils etwa 
30 Personen statt. Zunächst stellte sich Emilio Riva den Fragen der 
Belegschaftsvertreter, die sich insbesondere um die Existenzsiche-
rung derjenigen Beschäftigten sorgten, die nicht von den Erwerbern 
übernommen werden sollten. Im Hinblick auf den zeitlich befriste-
ten Auslaufbetrieb des Altwerkes und die Gründung der Gesellschaf-
ten zur Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturentwicklung 
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erklärte sich Riva zu einer Minderheitsbeteiligung und der Stützung 
durch die Auftragsvergabe an die Gesellschaft bereit.53

Das im Anschluss daran anberaumte Gespräch mit den Vertretern 
des Konsortiums begann mit einer Reihe von Vorwürfen der Konsor-
tialvertreter. Diese unterstellten der Treuhand, dass die Anhörung 
keinen Sinn habe, „sie sei ‚just for show‘. Es werde ‚mit gezinkten 
Karten gespielt‘. Die Treuhandanstalt habe keinen Stahlfachmann 
zu Rate gezogen, man habe tiefes Mi[ss]trauen. Die Produktions-
zahlen von Riva seien lediglich ‚Sprüche‘.“54 Die im Anschluss vom 
b randenburgischen Wirtschaftsminister Walter Hirche (FDP) ein-
geforderte „sachliche Diskussion“55 brachte letztlich keine signi�-
kanten Änderungen im Angebotsvergleich mehr zutage. Bevor der 
Verwaltungsrat der THA der Vorlage des Vorstands zum Verkauf 
der Elektrostahlwerke in Brandenburg und Hennigsdorf zustim-
men konnte, musste mit den Belegschaftsvertretern allerdings noch 
eine Einigung im Hinblick auf den Übergangsbetrieb und die sich 
daran anschließenden Beschäftigungs- und Quali�zierungsmaß-
nahmen erzielt werden. Die entsprechenden Vereinbarungen wur-
den am 4. Dezember 1991 zwischen Belegschaftsvertretern von 
Brandenburg und Hennigsdorf, Vertretern der IG Metall, der THA 
und des Landes Brandenburg getro�en. Die jeweiligen Restunter-
nehmen sollten nach dem Verkauf der Elektrostahlwerke an Riva zur 
Unterstützung des Auslaufbetriebes bis Ende 1993 beziehungsweise 
1994 erhalten bleiben.56 Mit den vereinbarten Übergangsregelungen 
konnte der Verwaltungsrat dem Verkauf an Riva in einer eigens ein-
berufenen Sondersitzung am 7. Dezember 1991 in Köln zustimmen. 
Die eigentliche Übernahme der Stahlwerke in Brandenburg und Hen-
nigsdorf erfolgte Anfang Mai 1992, nachdem zuvor die Bundesregie-
rung und die EG-Kommission ihr Einverständnis erklärt hatten.57

Gründe für den Verkauf an Riva 
und Folgen der Privatisierung

Aus Sicht der Treuhandanstalt sprachen drei Gründe für die Ent-
scheidung zugunsten des italienischen Unternehmens Riva: E rstens 
versprach Riva, mit 1800 Beschäftigten an beiden Standorten 

ZiG_Bd_31.indd   153 15.06.20   11:55



154

WOLF-RÜDIGER KNOLL

(jeweils 900) eine größere Zahl an Dauerarbeitsplätzen zu erhal-
ten als das Konsortium (1600). Zweitens lag die Höhe der Investi-
tionsvorhaben bei Riva (200 Millionen DM) ebenfalls höher als beim 
K onsortium (140 Millionen DM), ebenso wie drittens die beabsich-
tigte dauerhafte Stahlproduktion (2,4 Millionen Tonnen im Verhält-
nis zu 1,5 Millionen).58

Neben dem direkten Angebotsvergleich lassen sich aber noch drei 
weitere Aspekte benennen, die für die Entscheidung eine ebenso 
wichtige Rolle gespielt haben. Hierzu zählte zunächst die Möglich-
keit, mit dem Verkauf an Riva ein Zeichen zu setzen, dass bei der 
Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft Chancengleichheit zwi-
schen in- und ausländischen Unternehmen herrsche. Wenngleich die 
THA stets erklärte, sie habe sich bei dem Verkauf an Riva für das 
bessere Angebot entschieden und keine politische Entscheidung 
getro�en, um ausländische Investoren gezielt anzulocken59, hatte 
der Verwaltungsrat der THA die politische Dimension der Verkaufs-
verhandlungen sehr wohl diskutiert. Im November 1991 wurde dazu 
festgestellt, dass „unter allen Umständen der Eindruck vermieden 
werden müsse, da[ss] die Treuhandanstalt ausländischen Bewerbern 
nicht die gleichen Chancen gebe“.60 Unternehmen aus Italien, immer-
hin viertgrößte Wirtschaftskraft der EG, waren bis dahin unter den 
großen ausländischen Investoren, die in Ostdeutschland gekauft 
hatten, noch nicht vertreten. Bundesregierung und Treuhandanstalt 
wollten mit dem Verkauf an Riva auch „ein politisches Signal an euro-
päische Investoren senden, dass sie […] willkommen waren“.61 Die-
ses Signal war Ende 1991 ein natürliches Anliegen der THA, um ihre 
eigene Verkaufsposition bei zukünftigen Verhandlungen durch ein 
möglichst großes und internationales Feld von Kau�nteressenten zu 
stärken.62 

Ein weiterer wichtiger Aspekt war das Vertrauensde�zit, das sich 
in der Treuhand gegenüber den westdeutschen Stahlunternehmen 
herausgebildet hatte. Diesen hatte die THA die ostdeutschen Stahl-
werke nach eigenen Angaben wie „Sauerbier“ angeboten, ehe Riva sein 
Interesse formulierte.63 Die zunächst sehr au�ällige Zurückhaltung 
und der dann einsetzende aggressive Aktionismus wurden daher von 
der THA misstrauisch beäugt. Die bundesdeutschen Unternehmen 
sahen ohne die Bedrohung durch ausländische Konkurrenz schlicht-
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weg keine Veranlassung, �nanzielle Risiken in Ostdeutschland nur 
aus scheinbar sentimental-vaterländischen Überzeugungen einzuge-
hen. So begegnete �yssen-Vorstand Heinz Kriwet der Au�orderung 
zu einem stärkeren Engagement in Ostdeutschland mit der Feststel-
lung, dass er Probleme damit habe, Patriotismus in seinen Bilanzen 
darzustellen.64 Hinzu kam das negative Beispiel der Übernahme des 
Kaltwalzwerkes in Oranienburg durch die Krupp AG, die sich nicht 
an die mit der THA vereinbarten Verkaufskriterien gehalten und die 
Schrumpfung des Werkes vorangetrieben hatte. Die brandenburgi-
sche Landesregierung hatte ihre Haltung im Herbst 1991 ebenfalls 
geändert und unterstützte den Verkauf der Werke an Riva. Zugleich 
warnte Arbeitsministerin Regine Hildebrandt vor der „Illusion“65, 
das deutsche Konzept des Konsortiums als besser zu erachten.

Gleichwohl manövrierte sich die THA selbst durch die Umstände 
der Ausschreibung in eine schwierige Lage. Die unklaren Ausschrei-
bungskriterien sorgten dafür, dass die THA sich wiederholt gezwun-
gen sah, die Bieter zur Präzisierung ihrer Angaben aufzufordern. 
Mit ihrer ö�entlichen Vorfestlegung auf Riva durch die gemeinsame 
Absichtserklärung erweckte sie zudem den Eindruck, dass das Ver-
fahren weitestgehend abgeschlossen sei. Gleichzeitig verhandelte 
sie mit dem Konsortium weiter und traf erst am 25. November 1991 
eine Entscheidung zugunsten Rivas. Die auf Initiative Stolpes durch-
geführten Gespräche in der Treuhandzentrale mit beiden Bewerbern 
und den Belegschaftsvertretern am 27. November 1991 und damit 
zwei Tage nach der Entscheidung des Vorstands für den Verkauf an 
Riva sollten zwar der Transparenz dienen, kamen aber deutlich zu 
spät. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Besetzung des Hennigsdorfer 
Werkes bereits begonnen.

Gerade die frühzeitige Festlegung auf Riva sowie das für die 
Ö�entlichkeit intransparente Bieterverfahren führten zu einer 
Akzeptanzkrise der THA, sodass sich der Verwaltungsrat in einer 
Sondersitzung am 7. November 1991 genötigt sah, festzustellen: 
„Eine andere Entscheidung als die Vergabe an RIVA ist nicht möglich, 
wenn die THA nicht ihre Glaubwürdigkeit aufs Spiel setzen wolle.“66 
Das ö�entliche Eingeständnis dieser Fehler erfolgte bereits einen 
Tag nach dem Entscheid zum Verkauf an Riva durch den THA-Ver-
waltungsrat Anfang Dezember 1991. THA-Vorstand Hans Krämer 
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räumte die „mangelhafte Informationspolitik“67 bei der Privatisie-
rung der Stahlwerke in Brandenburg und Hennigsdorf ein und kün-
digte an, fortlaufend für Transparenz bei den Verhandlungen der 
Treuhand sorgen zu wollen.

Obwohl die Umstände der Privatisierung ö�entlich kritisch 
betrachtet wurden, hat sich die Verkaufsentscheidung der THA als 
nachhaltig erwiesen. Zunächst wurden 2400 der Ende 1991 noch vor-
handenen 10 000 Beschäftigten von Riva übernommen. Der Abbau 
der Arbeitsplätze war dabei ein schmerzhafter Prozess, der die Region 
vor erhebliche soziale und arbeitsmarktpolitische Herausforderun-
gen stellte.68 Der Auslaufbetrieb bis Ende 1993 und die letztendliche 
Liquidation der Restgesellschaften in Brandenburg und Hennigsdorf 
verursachten der THA Kosten in Höhe von circa 490 Millionen DM.69 
Auf den ehemaligen Werksgeländen entstanden Gewerbe- und Indus-
trieparks. Riva hielt sich an die mit der Treuhand vereinbarten Kon-
ditionen und investierte bis Ende 1994 rund 200 Millionen DM in die 
Modernisierung der Elektrostahlwerke.70 25 Jahre nach dem Verkauf 
arbeiteten in den Riva-Werken in Brandenburg und Hennigsdorf 
insgesamt etwa 1500 Beschäftigte.71 Darüber hinaus kann von der 
Sicherung weiterer Arbeitsplätze in ähnlicher Größenordnung bei 
Zulieferern und Dienstleistern in näherer Umgebung ausgegangen 
werden – und damit von knapp 3000 direkt oder indirekt Beschäf-
tigten an beiden Standorten.72 Die Privatisierung der Stahlwerke 
Brandenburg und Hennigsdorf lässt sich insofern insgesamt als eine 
Einpassung in europäische Wirtschaftsstrukturen sowie als begin-
nende Internationalisierung des ostdeutschen Stahlmarktes charak-
terisieren, die es den Standorten letztlich ermöglichte, in modernen 
Strukturen dauerhaft zu überleben.
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Was wurde aus den industriellen Kernen 
der ehemaligen DDR?
Einige Fallbeispiele

Im Mittelpunkt des Beitrags steht die Frage, wie es um die industriel-
len Kerne der ehemaligen DDR nach fast dreißig Jahren marktwirt-
schaftlicher Entwicklung bestellt ist. Ihre Beantwortung kann einen 
Beitrag zur aktuellen Debatte über die Rolle der Treuhandanstalt bei 
der Transformation der ostdeutschen Wirtschaft leisten.1 Da hoch 
entwickelte Volkswirtschaften einem permanenten Strukturwan-
del unterliegen, in dem auch Industriebetriebe geschlossen werden 
und die Produktion ins Ausland verlagert wird, soll zudem unter-
sucht werden, inwieweit industrielle Kerne in Ostdeutschland für die 
Globalisierung gerüstet sind. Dazu werden zunächst der Begri� und 
das Konzept der industriellen Kerne vorgestellt. Anschließend wer-
den fünf Fallbeispiele präsentiert, die Hinweise dafür liefern, welche 
Umstände bei den untersuchten Betrieben förderlich oder hemmend 
für die Restrukturierung und Privatisierung waren.

Industrielle Kerne – Begri� und Konzept

Der Begri� und das wirtschaftspolitische Konzept der industriellen 
Kerne kamen im Jahr 1992 auf, als sich die konjunkturelle Lage ver-
schlechterte und das Interesse von Investoren an Vorhaben in den 
ostdeutschen Bundesländern nachließ.2 In dieser Situation wur-
den auf der Bundesebene Überlegungen zur Sicherung industrieller 
Kerne angestellt. Aus Sicht der Bundesregierung waren damit ein-
zelne, ehemalig volkseigene Betriebe gemeint, die von der Treuhand-
anstalt als sanierungsfähig eingeschätzt wurden, für die es aber noch 
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keinen Kau�nteressenten gab.3 Es ging um die Sanierung vor der Pri-
vatisierung. Befürworter der Sicherung industrieller Kerne argumen-
tierten mit der Funktion der Industrie als „Kristallisationszentrum“4 
für die regionale Wirtschaftsentwicklung. Dagegen befürchteten 
Kritiker eine „strukturpolitische Konservierung“5 durch den Erhalt 
industrieller Kerne.

Fünf Fallbeispiele der Umstrukturierung und 
Privatisierung von ehemaligen volkseigenen Betrieben

Bei den untersuchten fünf ehemaligen volkseigenen Betrieben (VEB) 
handelt es sich um das VEB Eisenhüttenkombinat Ost (EKO), Eisen-
hüttenstadt (heute: ArcelorMittal Eisenhüttenstadt GmbH); die VEB 
Chemische Werke Buna (heute: Dow Ole�nverbund GmbH); den VEB 
Carl Zeiss Jena (heute: Jenoptik AG und andere); den VEB Schwer-
maschinenbau „Ernst �älmann“ Magdeburg (heute: SKET GmbH/
Enercon-Betriebsstätten und andere) sowie den VEB Forschungs-
zentrum Mikroelektronik Dresden (ZMD; heute: IDT Europe 
GmbH).6 Die Analyse basiert vor allem auf der Auswertung von 
Büchern und Zeitschriftenbeiträgen, Informationen aus den Inter-
net-Seiten der Unternehmen und anderen Internet-Quellen sowie 
Medien berichten. 

a) VEB Eisenhüttenkombinat Ost (EKO)7

Auf dem dritten Parteitag 1950 entschied die SED, am Oder-Spree-
Kanal in der Umgebung von Fürstenberg ein metallurgisches Werk 
zu errichten. In der DDR sollte infolge der deutschen Teilung eine 
eigene Eisen- und Stahlerzeugung aufgebaut werden. Bis 1954 wur-
den sechs Hochöfen, 1968 ein Kaltwalzwerk, 1974 Anlagen zur 
Ober�ächenveredlung und 1984 ein Konverter-Stahlwerk in Betrieb 
genommen. Ein Warmwalzwerk, das den technologischen Zyklus 
vervollständigt hätte, fehlte. Das EKO hatte 1989 insgesamt 11 934 
Beschäftigte. 

Das EKO wurde Mitte 1990 der Treuhandanstalt zugeordnet. 
Nach Inkrafttreten der Währungsunion gingen die Bestellungen 
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der ostdeutschen Abnehmer zurück. Für den Wettbewerb mit west-
lichen Konkurrenten war das EKO nicht gerüstet: die Produktivi-
tät niedrig, die Technologie rückständig, das Personal überhöht, 
die Produktqualität unzureichend und die Rohsto�bezüge zu teuer. 
Es wurde von monatlichen Verlusten in Höhe von 22 Millionen DM 
ausgegangen. Zwei Privatisierungsversuche schlugen fehl. Erschwe-
rend wirkte die Krise des westeuropäischen Stahlsektors. Bis 1994 
gab es einen starken Beschäftigtenabbau auf nur noch 3027. Zur 
sozialen Abfederung wurde aktive Arbeitsmarktpolitik betrieben. 
Ferner halfen Handelsgeschäfte mit Russland beim ökonomischen 
Überleben des Werkes.8 

Im Dezember 1994 wurde ein Privatisierungsvertrag mit dem 
belgischen Stahlunternehmen Cockerill Sambre unterzeichnet. 
Zuvor hatte der EU-Ministerrat Beihilfen für die Privatisierung und 
Sanierung des EKO zugestimmt. Der belgische Investor wollte mit 
der Übernahme seine Position auf dem Markt in Deutschland stär-
ken und künftig auch in Osteuropa aktiv sein. Errichtet wurden ein 
Warmbreitbandwalzwerk sowie ein neuer Hochofen; beide Anlagen 
gingen 1997 in Betrieb. Danach erfolgten weitere Investitionen. 
Das Eisenhüttenstädter Unternehmen mit rund 2500 Beschäftigten 
gehört inzwischen zum weltweit größten Stahlkonzern ArcelorMit-
tal und ist auf hochwertige Stahlerzeugnisse für den Automobil-
bau, das Bauwesen und die Haushaltsgeräteindustrie spezialisiert.9 
Aktuel le Herausforderungen für die Stahlbranche in Deutschland 
bestehen in globalen Überkapazitäten und wettbewerbsverzerren-
den Subventionen insbesondere in China sowie in befürchteten Kos-
tensteigerungen durch die Energiewende und den Europäischen 
Emissionsrechtehandel.10

b) VEB Chemische Werke Buna11

1936 beziehungsweise 1937 war in Schkopau ein Unternehmen zur 
Herstellung von synthetischem Kautschuk errichtet worden, das 
den Nationalsozialisten zur Kriegsvorbereitung gedient hatte. Nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurde das Unternehmen 1954 ein 
volkseigener Betrieb, der vor allem Erzeugnisse der Grundchemie, 
Kunststo�e und Synthesekautschuk herstellte und seine Rohsto�-
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basis zu einem Teil in der  – nach westlichen Maßstäben veralte-
ten  – Kohlechemie hatte. Ende 1989 waren im Stammbetrieb des 
Kombinates VEB Chemische Werke Buna rund 18 000 Beschäftigte 
tätig.

Schon ab Februar 1990 wurden in der Buna AG zahlreiche Pro-
duktionsanlagen, darunter die der Kohlechemie, stillgelegt. Ab 
Mitte 1990 gehörte das Unternehmen zur Treuhandanstalt. Zwi-
schen 1991 und 1994 wurden in Böhlen und Buna über eine Mil-
liarde DM investiert, von denen rund 200 Millionen DM als 
„Schlüsselinvestitionen“ galten.12 Es vollzog sich ein drastischer 
Personalabbau, begleitet von Vorruhestand, Kurzarbeit und einem 
Sozialplan sowie von Ausgliederungen und Arbeitsbescha�ungs-
maßnahmen. Der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) 
hatte im Mai 1991 versprochen, sich für den Erhalt des Chemiedrei-
ecks im Osten Deutschlands einzusetzen, und dadurch hohe Erwar-
tungen geweckt. Investoren zeigten aber wegen der Überkapazitäten 
in der Chemieindustrie in Europa wenig Interesse am Buna-Werk. 
Ein wichtiger Meilenstein war die Erarbeitung eines Restrukturie-
rungskonzepts, mit einem Ole�nverbund zwischen den Standorten 
in Böhlen, Leuna und Schkopau. Das Konzept wurde von der Treu-
handanstalt bestätigt und weckte das Interesse des US-Unterneh-
mens Dow Chemical Company.

Im April 1995 wurde der Privatisierungsvertrag mit Dow C hemi-
cal Company unterzeichnet. Er sah für die Bundesanstalt für verei-
nigungsbedingte Sonderaufgaben �nanzielle Verp�ichtungen von 
rund 10,8 Milliarden DM vor. Bis 2000 tätigte Dow Chemical Com-
pany Investitionen im Umfang von ungefähr 2,7 Milliarden Euro; 
60 Produktionsstätten wurden abgerissen, neun modernisiert und 
15 neu errichtet.13 Hergestellt werden nun hochwertige Kunststo�e 
sowie Spezialchemikalien.14 Seit 1998 betreibt Dow Chemical Com-
pany in der mitteldeutschen Region den Chemiepark ValuePark®, 
mit Kunststo�verarbeitung und Dienstleistungen. Die Dow Ole�n-
verbund GmbH hat Standorte in Böhlen, Leuna, Schkopau und 
Teutschenthal. Dort sind zusammen 1700 Beschäftigte tätig. Heraus-
forderungen für den mitteldeutschen Dow-Standort bestehen in der 
internationalen Konkurrenzsituation bei den Kosten für Rohsto�e; 
weitere Investitionen werden als erforderlich angesehen.15
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c) VEB Carl Zeiss Jena

Im Jahr 1846 gründete Carl Zeiss in Jena einen Handwerksbetrieb, 
der zunächst vor allem Mikroskope herstellte.16 Das Jenaer Unter-
nehmen wurde 1948 ein volkseigener Betrieb (VEB Carl Zeiss Jena)17 
und stellte unter anderem optische, optisch-mechanische Erzeug-
nisse, Feinmesstechnik, Vakuum- sowie Lasertechnik her.18 Mitte 
1990 wurde das ehemalige Kombinat VEB Carl Zeiss Jena der Treu-
handanstalt zugeordnet.19 Ungefähr ein Jahr später trafen die Treu-
handanstalt, die Länder Baden-Württemberg und �üringen, die 
Jenaer Firmen und die Firmen Carl Zeiss Oberkochen und Schott 
Glaswerke eine Grundsatzvereinbarung, die die Restrukturierung 
und Privatisierung der optischen und Glasindustrie am Stand-
ort Jena betraf. Die Übereinkunft sah vor, 10 200 Arbeitsplätze zu 
sichern beziehungsweise neu zu scha�en und dafür ö�entliche Hil-
fen durch die Treuhandanstalt und den Freistaat �üringen bereitzu-
stellen. Die Zahl der Beschäftigten vor Beginn der Umstrukturierung 
wurde mit fast 30 000 angegeben, von denen rund 17 500 Beschäftig-
ten zum 31. Dezember 1991 gekündigt wurde.20 Zur Abfederung der 
sozialen Folgen kamen auch Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik zum Einsatz. Bis Ende 1996 wurden 14 064 Arbeitsplätze in 
Jena und an anderen Orten, nicht zuletzt durch neue Investoren, 
gescha�en oder gesichert.

Zur Rechtsnachfolgerin des VEB wurde die Jenoptik GmbH, die – 
temporär – im Eigentum des Freistaats �üringen war, Immobilien 
vermarktete und unter Nutzung der vorhandenen Forschungskom-
petenzen das Feld der Optoelektronik ausbaute, zur Abrundung der 
Geschäftstätigkeit auch einzelne Unternehmen kaufte und 1998 an 
die Börse ging.21 Mit der Umstrukturierung der Jenoptik war Lothar 
Späth, ehemaliger Ministerpräsident des Landes Baden-Württem-
berg, betraut worden.22

Die Jenoptik AG hat sich zu einem Photonik-Unternehmen ent-
wickelt, das in über 80 Ländern vertreten ist.23 Das Unternehmen 
hatte Ende 2017 weltweit 3680 Beschäftigte (einschließlich Auszu-
bildende). Aktuelle Herausforderungen bestehen für das Unterneh-
men in Volatilitäten der Märkte, beispielsweise in den Bereichen 
Automobil sowie Ausrüstungen für die Halbleiter-Industrie, sowie 
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in den Unsicherheiten bezüglich der Marktentwicklung in China, 
des Brexit und der US-Handels- und Außenpolitik. Die Jenoptik AG 
stellt heute zunehmend Systeme und in geringerem Umfang einzelne 
Komponenten her, hat sich weiter internationalisiert und setzt auf 
sogenannte Megatrends.24

d) VEB Schwermaschinenbau „Ernst �älmann“ Magdeburg  25

Der VEB Schwermaschinenbau „Ernst �älmann“ Magdeburg (SKET) 
hat seinen Ursprung in der Gründung einer Schi�swerft, Gieße-
rei und Maschinenfabrik durch Hermann Gruson im Jahr 1855 in 
M agdeburg. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Unternehmen 
1954 in einen staatlichen Betrieb, den VEB Schwermaschinenbau 
„Ernst �älmann“ umgewandelt. Zur Produktpalette des Magde-
burger Stammbetriebs des gleichnamigen Kombinats gehörten 
Walzwerke, Krane für die Metallurgie sowie Schwerlastkrane, Auf-
bereitungsanlagen, Anlagen zur Herstellung von Speiseöl und von 
Kabeln. Hauptabsatzmarkt war die Sowjetunion. Der Magdeburger 
Stammbetrieb hatte 1989 12 400 Beschäftigte.

Mitte 1990 wurde die Treuhandanstalt für das damalige Schwer-
maschinenbau-Kombinat zuständig. Es erfolgte ein starker Per-
sonalabbau; Ende 1994 waren nur noch rund 1800 Beschäftigte 
in der SKET Schwermaschinenbau Magdeburg GmbH tätig. Zur 
Abfederung des Beschäftigungsabbaus wurden ehemalige SKET-
Beschäftigte in Arbeitsbescha�ungsmaßnahmen eingesetzt, qua-
li�ziert oder umgeschult. Darüber hinaus fanden Ausgründungen 
statt, und ehemalige Beschäftigte wurden in die Frühverrentung 
geschickt.26 1994 unterzeichneten Carsten Oestmann und Hel-
mut Borchert einen Privatisierungsvertrag. Danach mussten die 
Umsatzziele nach unten korrigiert werden. Zwei Jahre später wurde 
die Gesamtvollstreckung beantragt. Daraufhin wurden fünf GmbH 
gebildet, und zwar für die Bereiche Stahlbearbeitung, Walzwerke, 
Ölmaschinen, Kabel-herstellende Maschinen sowie für IT-Dienst-
leistungen. Eine sechste GmbH war für das Management sowie den 
Vertrieb gegründet worden. Diese Gesellschaften hatten Anfang 
1997 430 Beschäftigte. Die fünf produzierenden Gesellschaften 
wurden bis 1998 privatisiert; die sechste ist aufgelöst worden. Laut 
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einer Pressemeldung hatten die Unternehmen, zu denen auch der 
Hersteller Herborn+Breitenbach und die Entstaubungstechnik Mag-
deburg gehörten, „als Gruppe eine schwarze Null“27 erzielt; aller-
dings hatte die Privatisierung für die ö�entliche Hand Kosten von 
1,4 M illiarden DM verursacht.28 Die SKET Maschinen und Anlagen-
bau GmbH als eine der fünf Firmen wurde 1998 von Aloys Wobben, 
Inhaber des Windkraftanlagenherstellers Enercon, und von Heinz 
Buse, Inhaber einer Maschinenfabrik in Leer – einem Zulieferer für 
Enercon –, übernommen. Das Magdeburger Unternehmen �rmiert 
inzwischen als SKET GmbH, stellt Komponenten für Windkraftan-
lagen her, fertigt als Industriedienstleister große Maschinenbauteile 
und bietet Montageleistungen an.29 Zur Enercon-Gruppe zählten am 
Standort Magdeburg im Jahr 2014 insgesamt 15 Unternehmen mit 
rund 5000 Beschäftigten.30 Herausforderungen für die Windkraft-
anlagenproduktion in Magdeburg und an anderen Standorten beste-
hen in Veränderungen der Regulierung für erneuerbare Energien 
und Windenergieanlagen, mit einer die Nachfrage nach Windkraft-
anlagen in Deutschland dämpfenden Wirkung.31

e) VEB Forschungszentrum Mikroelektronik Dresden (ZMD)32

Der VEB Forschungszentrum Mikroelektronik Dresden hatte seine 
Ursprünge in einer im Jahr 1961 gegründeten Arbeitsstelle für 
Molekularelektronik. Seit 1987 lautete der Firmenname VEB For-
schungszentrum Mikroelektronik Dresden (ZMD). Bekannt wurde 
das ZMD 1988 mit der Entwicklung eines 1-Megabit-Speicherchips 
im Rahmen des von der DDR-Führung initiierten Mikroelektronik- 
Programms. Die Beschäftigtenzahl des ZMD wird  – bezogen auf 
das Jahr 1989  – mit 3280 angegeben. Die Treuhandanstalt war 
seit Mitte 1990 für das ZMD als Teil eines Verbundes ostdeutscher 
Halbleiterhersteller zuständig. Der Verbund konnte nicht privati-
siert werden und wurde aufgelöst. 1990 und 1991 erhielten über 
2500 Mitarbeiter des ZMD die Kündigung; abgefedert wurden die 
Entlassungen unter anderem durch Vorruhestand, Ab�ndungen, 
Umschulungen, Arbeitsbescha�ungsmaßnahmen sowie durch Aus-
gründungen. Schließlich übernahmen zwei Banken 1993 treuhän-
derisch die Anteile am ZMD. Der Freistaat Sachsen wurde faktisch 
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Eigentümer des ZMD und sah in ihm ein wichtiges Element für die 
Pro�lierung Dresdens als Standort der Halbleiterindustrie.33 Das 
ZMD war aber weiter von Subventionen aus dem sächsischen Lan-
deshaushalt abhängig. 1998 wurde das ZMD an den Automobiltech-
nik-Hersteller Sachsenring AG, Zwickau, verkauft. Das ZMD wurde 
eine Aktiengesellschaft. Ende 2000 veräußerte die Sachsenring AG 
die Anteilsmehrheit am ZMD. Die Aktienmehrheit lag bei Global 
Asic. Geschäftsfelder wurden veräußert, darunter auch die Halb-
leiter-Fertigung. Dadurch erfolgte eine Konzentration auf die Ent-
wicklung von Halbleiter-Erzeugnissen. 

Im Jahr 2015 wurde das als ZMDI AG �rmierende Unternehmen 
durch den US-amerikanischen Halbleiterhersteller Integrated Device 
Technology, Inc.® (IDT) gekauft; von Interesse waren unter anderem 
die Kompetenzen bei der Halbleiterentwicklung für den Automobil-
sektor, industrielle Anwendungen und das Energie-Management.34 
Zum Zeitpunkt der Übernahme durch IDT wurde die Beschäftigten-
zahl bei ZMDI auf ungefähr 400 bezi�ert.35 Für Mitte 2019 ist der 
Abschluss der Übernahme von IDT durch das japanische Halbleiter-
Unternehmen Renesas geplant.36

Fazit

Alle fünf Unternehmen existieren auch fast drei Jahrzehnte nach 
dem Fall der Berliner Mauer. Beim SKET bedurfte es allerdings eines 
zweiten Anlaufs zur Privatisierung. Die Beschäftigung ging in allen 
fünf Fällen drastisch zurück. Die Scha�ung zusätzlicher Arbeits-
plätze vollzog sich im lokalen und regionalen Umfeld. Angesichts 
der keineswegs geradlinigen Entwicklungswege drängen sich Fragen 
nach förderlichen und hemmenden Faktoren bei den fünf Fallbei-
spielen auf: 

a) Förderliche Faktoren 

Der Verlauf der Umstrukturierung und Privatisierung wurde 
wesentlich von der Qualität der unternehmerischen Konzepte 
bestimmt. Beim EKO war es die Entscheidung für ein integriertes 
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Werk, beim Buna-Werk der Ole�nverbund, in der Jenoptik das Set-
zen auf Forschung und Entwicklung und beim ZMDI die Fokussie-
rung auf die Entwicklung von Halbleitern. Beim zweiten Anlauf zur 
SKET-Privatisierung scheint die Aufteilung nach Produktsparten 
das Überleben begünstigt zu haben. Gewiss wären ohne umfang-
reiche �nanzielle Mittel der ö�entlichen Hand, insbesondere der 
Treuhandanstalt beziehungsweise Bundesanstalt für vereinigungs-
bedingte Sonderaufgaben, eine Privatisierung und Sanierung nicht 
möglich gewesen. Weil es sich um große Unternehmen und Beihilfe-
summen handelte, fungierte die Europäische Kommission als ein 
wichtiger Akteur, der die �nanziellen Unterstützungsmaßnahmen 
zu genehmigen hatte. Angesichts des drastischen Beschäftigungs-
abbaus in den untersuchten Unternehmen wurden soziale Här-
ten durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik gemildert. Daneben gab 
es politische Ein�ussfaktoren, wie etwa das Kanzler-Versprechen 
zum Erhalt des Chemiedreiecks (Buna-Werke), die Rolle von Lothar 
Späth (Jenoptik) und die staatliche Förderung der Windenergie-
Erzeugung (SKET).

Freilich kann die Frage gestellt werden, ob die verausgabten ö�ent-
lichen Mittel in anderen Verwendungen größere E�ekte gebracht 
hätten.37 Angesichts des sehr großen Verlustes von Industrie- 
Arbeitsplätzen hätten in den frühen 1990er Jahren Überlegungen, 
die Mittel nicht in die Erhaltung industrieller Kerne zu stecken, ver-
ständlicherweise wenig Akzeptanz gefunden. Zukunftsgerichtet 
erscheint jedoch die Frage durchaus berechtigt, wo in Deutschland 
in den kommenden Jahrzehnten die Zuwächse der Wertschöpfung 
herkommen, worin die Perspektiven industrieller Entwicklung 
bestehen und wofür Steuergelder aufgewendet werden. Gerade die 
aktuellen Herausforderungen, vor denen die fünf Unternehmen ste-
hen, die größtenteils aus den internationalen Entwicklungen her-
rühren, geben Fingerzeige darauf, dass die industrielle Produktion in 
Deutschland vor einem Wandel steht: In Zukunft werden Wertschöp-
fungsbeiträge maßgeblich aus Forschung und Entwicklung, Design, 
hoch entwickelten Spezialprodukten und dem Anbieten von System-
lösungen kommen; gleichzeitig wird standardisierte Massenproduk-
tion womöglich im Ausland statt�nden.
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b) Hindernisse 

Alle betrachteten Unternehmen hatten das Erbe der Zentralverwal-
tungswirtschaft zu bewältigen: Die Betriebe und speziell die Stamm-
betriebe der Kombinate waren zu groß, die Produktivität gering, die 
Ausrüstungen und Technologien vielfach veraltet und der Absatz 
einseitig auf den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe ausgerichtet. 
Nicht ohne Ein�uss auf die Restrukturierung und Privatisierung der 
untersuchten ostdeutschen Betriebe waren internationale Faktoren, 
etwa die Abschwächung der Konjunktur von 1993 sowie Überpro-
duktion in den Bereichen der Stahl- und Chemieindustrie, die spe-
ziell die Privatisierung des EKO beziehungsweise der Buna-Werke 
erschwerte.
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Enttäuschte Ho�nung
Soziale Ungleichheit im Automobilwerk Eisenach 
in der Transformationszeit (1989–91)

Das VEB Automobilwerk Eisenach (AWE) war bis zur Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten das zweitgrößte Unternehmen in der DDR-
Automobilindustrie und in der Westthüringer Wartburg region ein 
Schwerpunktbetrieb. Das AWE bestand aus einem festen Belegschafts-
stamm von annähernd 10 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
der Produktion, der Verwaltung und in betriebseigenen sozialen Ein-
richtungen. Nach dem Zusammenbruch der DDR herrschte dort rege 
Aufbruchsstimmung. Zu diesem Zeitpunkt dachte vermutlich kein 
Arbeitnehmer jenseits der Betriebsleitung daran, dass nur anderthalb 
Jahre später die Produktion im April 1991 auslaufen und das Werk im 
Dezember 1991 schließen könnte. Denn nach der friedlichen Revo-
lution im Herbst 1989 waren die Anzeichen für den Erhalt der Fahr-
zeugfabrik in Eisenach zunächst sehr positiv.

Das Automobilwerk war in der Region tief verwurzelt und konnte 
auf eine lange Tradition zurückschauen. Bis heute werden in der 
Wartburgstadt Autos produziert, denn schon 1990 entschloss sich 
die Adam Opel AG zu einem Joint-Venture-Vertrag mit der Eisenacher 
Fahrzeugfabrik. Die nach der Vereinigung Deutschlands zentrale 
Lage und die vorhandene Infrastruktur sorgten nach dem Ende des 
Staatssozialismus dafür, dass sich mehrere westdeutsche Firmen für 
das Eisenacher Werk interessierten. Deshalb ging die große Mehrheit 
der Beschäftigten davon aus, dass ihr Arbeitsplatz und damit ihre 
Existenz gesichert seien.

DDR-Großbetriebe wie das Automobilwerk in Eisenach waren zen-
traler Bestandteil der realsozialistischen Gesellschaft. Die Anstellung 
im Betrieb entschied nicht nur über die Einkommens- und Karriere-
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chancen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern reichte auch 
in viele andere Lebensbereiche hinein.1 So wurden zum Beispiel die 
Wohnraumvergabe, Gesundheitsfürsorge oder Freizeitangebote über 
die Betriebe koordiniert. Die DDR war „eine um Arbeit zentrierte 
Gesellschaft“2, in der die betriebliche Zugehörigkeit einen zentra-
len Teil des Lebensvollzugs und der Identitätsbildung darstellte. Sie 
beein�usste auch den Zugang zu knappen Ressourcen. Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des AWE hatten so beispielsweise einen besseren 
Zugang zu Pkw-Ersatzteilen und Werkstattaufträgen. Bei der Vergabe 
von Fahrzeugen der Typen „Wartburg“ und „Trabant“ mussten die 
meisten Angestellten jedoch – wie der Rest der DDR-Bevölkerung – 
lange Wartezeiten in Kauf nehmen. Gleichzeitig wirkten die Betriebe 
damit aber auch in andere Lebensbereiche hinein. Der Arbeitsplatz 
war in der DDR also ein genuin sozialer Ort. In vielen Fällen spiel-
ten neben der Position in der Betriebshierarchie auch die Partei- oder 
Gewerkschaftsmitgliedschaft sowie die Mitarbeit in Wohnbezirks-
vereinen eine Rolle bei der Vergabe solcher knappen Ressourcen.

Mit dem Fall der Berliner Mauer änderten sich nicht nur die 
Arbeitsbedingungen in den DDR-Großbetrieben; die Menschen 
erfuhren auch neue soziale Risiken und Ungleichheiten. Arbeitsplatz-
verluste, Arbeitslosigkeit und damit verbundene soziale Nöte waren 
den allermeisten DDR-Bürgern bis dahin tatsächlich unbekannt. Am 
Beispiel des Wartburg-Werkes in Eisenach soll im Folgenden gezeigt 
werden, wie sich der betriebliche Alltag nach den politischen Ereig-
nissen 1989 veränderte und welche Auswirkungen die Transforma-
tionszeit auf das AWE und seine Werksangehörigen hatte.

Euphorie und Aufbruchsstimmung 
nach dem Mauerfall 1989

Der 9. November 1989 bildete auch für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im AWE eine Zäsur. Letztlich war es der Anfang vom 
Ende des Automobilwerks. Die Zeit unmittelbar nach dem Mauer-
fall war geprägt von zahlreichen Veränderungen, wobei aus Sicht der 
Beschäftigten zunächst noch die positiven Aspekte überwogen: So 
nutzten viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die neu g ewonnene 
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Freiheit, die sich auch durch neue betriebliche Diskussionsforen 
zeigte, um Probleme und Missstände aus 40 Jahren Planwirtschaft 
o�en anzusprechen.

Schon vor dem Mauerfall hatte der Betriebsdirektor Wolfram 
Liedke zu AWE-Dialoggesprächen an „Runden Tischen“ eingeladen. 
Die Betriebszeitschrift berichtete über die erste Zusammenkunft 
vom 4. November 1989: „Das Interesse war, es konnte ja gar nicht 
anders sein, sehr groß. Es zeugte vom Willen der Teilnehmer, daran 
mitzuwirken, bei der Wende, die auch in unserem Betrieb einige 
Änderungen verlangt, tüchtig mit zuzupacken.“3 Die etwa 35 Werk-
tätigen, die an dem Gespräch teilgenommen hatten, waren sich dar-
über einig, dass sich auch der sozialistische Betrieb ändern müsse. 
In den heftigen Diskussionen wiesen sie nun o�en auf Mängel im 
Arbeitsalltag hin. Noch vor dem Ende des Staatssozialismus forder-
ten also die Betriebsangehörigen Veränderungen im Automobilwerk. 
Dies ist insofern bemerkenswert, da zu diesem Zeitpunkt noch jede 
ö�entliche Kritik schwere Folgen haben konnte.4

Dabei ging es den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aber nicht 
nur um abstrakte volkswirtschaftliche Überlegungen, sondern um 
konkrete Verbesserungen im Betrieb, wie sich auch an den bis Ende 
1989 sorgfältig geführten Brigadebüchern nachvollziehen lässt. So 
berichtete eine Gewerkschaftsgruppe der Abteilung Presswerk über 
die Stimmung nach dem 9. November:

„Uns Arbeiter[n] geht es nicht nur um die große Politik, sondern 
vor allem um das, was sich im Betrieb, im Territorium – also in unse-
rem eigentlichen Umfeld – tut. Mißstände, die schon lange angespro-
chen sind, Verstöße gegen Arbeitsbestimmungen, Arbeitsschutz, 
Qualitätsparameter, aber auch innerbetriebliche Disproportio-
nen, Ungereimtheiten beim Disponieren der Produktion, ungelöste 
Ersatzteilprobleme u. a. m., dürfen nicht länger Hemmnis für die 
weitere Entwicklung sein.“5

Bei den Tre�en am Runden Tisch ging es jedoch nicht nur um 
Mängel bei der Produktion, sondern auch um Fragen sozialer 
Ungleichheit, insbesondere die Vergabe von Ferienplätzen und Kuren 
an die Schichtarbeiterinnen und Schichtarbeiter des Betriebes. Über 
Jahrzehnte waren die Vergabekriterien intransparent. Das sollte sich 
jetzt nach dem Willen der Beschäftigten ändern. Von Interesse war 
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auch, ob Angestellte gegenüber den Produktionsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeitern im AWE bei der Vergabe der betrieblichen Sozial-
leistungen begünstigt wurden. Weiter interessierte die Betriebsange-
hörigen das als ungerecht empfundene System der Pkw-Verteilung: 
„Nach welchen Kriterien wird hier gehandelt, welche besonderen 
Verdienste sind hier gefragt?“6, zitierte die Betriebszeitschrift einen 
Teilnehmer des Gespräches am Runden Tisch. Die verbreitete Phrase 
„für verdienstvolle Werktätige unseres Betriebes“ entschied auch 
noch in den letzten Monaten 1989 über die Verteilung von Wartburg 
und Trabant: Aufgelistet nach Abteilungen wurden beispielsweise 
an die Abteilung Fertigung  – die zahlenmäßig größte Abteilung  – 
16 Wartburg und zwölf Trabant vergeben; die Abteilung Materialdis-
position erhielt dagegen nur zwei bis drei Pkw.7

Im Rahmen dieser Diskussionen im Herbst 1989 kamen auch 
bestimmte Bereiche des sozialistischen Betriebslebens auf den Prüf-
stand. So wurde etwa eine Arbeitsgruppe gegründet, die den „sozia-
listischen Wettbewerb“ überprüfen und Reformvorschläge machen 
sollte. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe waren deutlich: Ab 1990 
sollten Kernelemente des „sozialistischen Wettbewerbs“, etwa die 
„Neuererbewegung“, abgescha�t und die „Kollektive der sozialisti-
schen Arbeit“ aufgelöst werden. In der „Neuererbewegung“ sollten 
von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern – zumeist außerhalb der 
regulären Arbeitszeit – Vorschläge, Verbesserungen aber auch tech-
nologische und wissenschaftliche Er�ndungen hervorgebracht wer-
den.8 Die normativen und moralischen Elemente von Grati�kationen 
sollten nach Vorstellung der Arbeitsgruppe durch Elemente ersetzt 
werden, die auf der individuellen Leistung basierten. Zwar sollten 
auch weiterhin kollektive Prämien möglich sein, aber streng begrenzt 
auf 50 Mark pro Mitglied und auch nur, wenn „heraus ragende Quali-
tätsarbeit“ geleistet worden war.9

Während sich die Beschäftigten um die Verbesserung betriebsin-
terner Strukturen und bestehender Ungleichheitsverhältnisse 
bemühten, hatte die Betriebsleitung vor allem die Zukunft des Wer-
kes als Ganzes im Blick. Schon am 15. Dezember fand auf der Lei-
tungsebene eine „erste Beratung zur Veränderung im Betrieb“ statt. 
Dabei standen auf der Tagesordnung unter anderem die „Sicherung 
des Standortes Eisenach als PKW-Finalist“.10 Darum wurde bei dieser 
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Beratung die „Struktur Strategie – Joint Venture“ beschlossen, die in 
den folgenden Wochen die Verhandlungen mit westdeutschen (VW, 
BMW, Opel), aber auch außereuropäischen (Mitsubishi) Investoren 
vereinfachen sollte. Demnach war der Betriebsleitung schon wenige 
Tage oder Wochen nach dem Mauerfall bewusst, dass der Wartburg 
nicht konkurrenzfähig war und somit auch der Betrieb mit seinen 
Verbindlichkeiten in der Marktwirtschaft nicht überleben würde. 
Darum bemühten sich die Direktoren schnell um Kooperationen mit 
westdeutschen beziehungsweise außereuropäischen Automobilher-
stellern, um den Standort Eisenach als Automobilproduzent zu erhal-
ten. In dieser Phase entwickelte sich im AWE zunächst eine positive 
Zukunftserwartung. Denn einerseits bestand seit den 1980er J ahren 
eine Kooperation mit der Volkswagen (VW) AG, und andererseits 
suchten relativ schnell verschiedene (westdeutsche) Automobil-
hersteller den Kontakt zum �üringer Werk. 

Westliche Investoren, Treuhandanstalt 
und die Ankunft in der Marktwirtschaft

Im Dezember 1989 nahmen die AWE-Direktoren Verhandlungen mit 
der VW AG auf, die von der DDR-Führung aufgrund bestehender Ver-
träge mit der VW AG unterstützt wurden. Der VW-Vorstand war von 
Anfang an jedoch nur an einer Teilproduktion in Eisenach interes-
siert. Der Fokus von VW lag vielmehr auf der Übernahme des VEB 
Sachsenring in Zwickau (Trabant). Die Unternehmensleitung des 
AWE hatte jedoch hieran kein Interesse und lehnte das gegen den 
Willen des Pkw-Kombinats ab. Stattdessen wurden noch im Dezem-
ber 1989 Verhandlungen mit der Adam Opel GmbH aufgenommen. 
All dies passierte zunächst hinter verschlossenen Türen und ohne 
das Wissen der Beschäftigten. Ab Januar 1990 fanden im wöchent-
lichen Rhythmus „Rundtischgespräche“ statt, auf denen gemeinsam 
über mögliche Wege inmitten des Umbruchs beraten wurde. Einen 
Schwerpunkt der Gespräche bildeten zum Beispiel die „Jahresend-
prämie oder [das] 13. Monatsgehalt“.11 Die Teilnehmer waren sich 
darin einig, dass die Jahresendprämie letztmalig für 1989 gezahlt 
werden und zukünftig ein 13. Gehalt an dessen Stelle treten sollte. 
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Voraussetzung dafür war, dass das DDR-Lohn- und Gehaltsgefüge 
dahingehend verändert wurde, die „Arbeitsaufgaben der Werktätigen 
leistungsgerechter“12 zu bewerten. Ausgeschlossen von dieser Ein-
malzahlung waren Werktätige, die gegen die Betriebsverein barung 
verstoßen hatten, das heißt, die Fehlschichten aufwiesen oder für 
ihren Alkoholkonsum bekannt waren.13

Neben diesen betriebsinternen Problemfeldern führte der Exo-
dus vieler Beschäftigter in die Bundesrepublik nach dem Mauerfall 
zu einem enormen ökonomischen Leistungsabfall. Umso wichtiger 
war darum die Gründung der gemeinsamen Planungsgesellschaft 
Opel-AWE-Pkw GmbH im März 1990. Bei der Vertragsunterzeich-
nung waren neben Vertretern des AWE und von Opel auch Vertreter 
des Mutterkonzerns General Motors sowie Christa Luft als Wirt-
schaftsministerin anwesend. Das Ziel war die jährliche Produktion 
von 200 000 Fahrzeugen, und zwar in einer daraus realisierbaren 
SKD-Montage des Fahrzeugmodells Opel Vectra.14 Nach dieser Test-
phase sollte anschließend in Eisenach ein komplett neues Automobil-
werk für die Adam Opel GmbH gebaut werden. Die Vorzeichen waren 
also für den Standort Eisenach zunächst sehr gut. Für die Montage 
des Opel Vectra wurden circa 240 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des AWE ausgewählt.15

Gleichzeitig war die Betriebsführung der AWE GmbH, die am 
1. Mai 1990 gegründet wurde, damit beschäftigt, die Existenz des 
Werkes und der Arbeitsplätze bis zur anvisierten Opel-Produktion 
Anfang 1992 zu sichern. Dabei ging es nicht mehr um die Erhaltung 
des AWE-Werkes, sondern um dessen Ent�echtung und „Umwand-
lung in überlebensfähige Kapitalgesellschaften“.16 Aus der AWE 
GmbH sollten klein- und mittelständische Unternehmen im Z uliefer- 
und Dienstleistungsbereich entstehen.

Bis die Produktion unter Opel im neuen Werk 1992 richtig anlaufen 
konnte, war das oberste Ziel der Betriebsführung, neben der vorgese-
henen SKD-Fertigung des Opels auch den Wartburg weiter zu bauen, 
„bis eine sozial vertretbare Überleitung in einen neuen automobil-
typischen Arbeitsmarkt erfolgen“17 konnte. Die Produktion wurde 
trotz erheblicher Einsparung von Produktions- und Material kosten 
weiterhin im großen Umfang subventioniert. Der Plan der Betriebs-
leitung geriet im Zuge der Währungs- und Sozialunion im Juli 1990 
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unter Druck, da die von der DDR-Regierung zugesicherten Subventio-
nen stark gekürzt wurden. Ein Sozialplan wurde mit dem Ziel erstellt, 
„Nachteile aus wirtschaftlichen Veränderungen auszugleichen bzw. zu 
mindern sowie soziale Einrichtungen und Leistungen zu erhalten“.18

Am 4. Juli 1990 fand im Automobilwerk eine große Betriebsver-
sammlung statt, auf der der Betriebsdirektor und der Betriebsgewerk-
schaftsleiter über die neuen Entwicklungen informierten und weitere 
Schritte ankündigten. Vordergründig ging es um den geplanten Stel-
lenabbau bis zum 31. Dezember desselben Jahres, der o�enbar not-
wendig geworden war, um eine vorzeitige Produktionseinstellung zu 
vermeiden. Zu diesem Zeitpunkt waren noch 8863 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im AWE beschäftigt. Erst jetzt wurde den meisten 
bewusst, dass ihre Arbeitsplätze durchaus gefährdet waren.

Neben Umschulungen und Kurzarbeit standen auch Entlassungen 
im Raum. Zunächst traf es 130 Beschäftigte im Rentenalter, die bis 
dahin über den individuellen Rentenbeginn selbst hatten entschei-
den können. Nun aber war das Renteneintrittsalter auf 60 Jahre für 
Frauen und 65 Jahre für Männer verbindlich. Über entsprechende 
Arbeitsförderungsgesetze beantragte die Betriebsführung für diese 
und nachfolgende Maßnahmen mehrere Millionen DM beim zustän-
digen Arbeitsamt in Gotha.

Die Kurzarbeit traf zunächst alle 464 beschäftigten Mosambi-
kanerinnen und Mosambikaner und 400 Werktätige, die „infolge 
altersbedingter Gründe“19 in Kurzarbeit ohne Quali�zierungsmög-
lichkeiten geschickt wurden. Auf der Belegschaftsversammlung wurde 
den Betriebsangehörigen, für die eine V orruhestandsregelung infrage 
kam, ein Angebot gemacht: Sollten die betre�enden Personen bis 
zum 30. September freiwillig in den Vorruhestand gehen, würden sie 
85 Prozent statt 70 Prozent ihres Nettoverdienstes e rhalten.20 Die Dif-
ferenz sollte als „Sozialangebot“ über den Betrieb �nanziert werden.21 
Die grundsätzliche Möglichkeit, vom gesetzlichen Vorruhestands-
recht Gebrauch zu machen, bot sich Frauen ab dem 55. Lebensjahr 
und Männern ab dem 60. Lebensjahr. Dafür mussten Frauen mindes-
tens 20 Jahre und Männer mindestens 25 Jahre eine versicherungs-
p�ichtige Tätigkeit vorweisen – sowie diese kontinuierlich fünf Jahre 
vor dem Eintritt in den Ruhestand ausgeführt haben. Dies allein 
begründete jedoch noch keinen Rechtsanspruch auf V orruhestand. 
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Belegt werden musste die Inanspruchnahme etwa mit der gesundheit-
lichen Nichteignung für den vorgesehenen Arbeitsplatz, durch Ratio-
nalisierungsmaßnahmen im Betrieb, die eine Weiterbeschäftigung 
nicht mehr ermöglichten, oder durch die Nichtverfügbarkeit von einer 
anderen zumutbaren, gleichwertigen Arbeit im Betrieb. Das Beson-
dere an dieser Regelung war, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter weiterhin Betriebsangehörige blieben und damit Anspruch auf alle 
Zusatzleistungen behielten.22 Dementsprechend erschien die Aussicht 
auf den Vorruhestand v ielen sehr attraktiv.

Umschulungsmaßnahmen kamen für diejenigen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aus den Produktionsabteilungen 
infrage, deren bisheriger Arbeitsplatz aufgrund von Umstrukturie-
rungsmaßnahmen im AWE weg�el. Zunächst sollte den betro�enen 
Werktätigen die Möglichkeit erö�net werden, an anderer Stelle im 
Betrieb nach einem 12-wöchigen Einarbeitungslehrgang weiterzuar-
beiten. Für den Fall, dass diese Variante nicht zustande kam, musste 
der Betrieb für eine Umschulung sorgen, die aus einer theoretischen 
und praktischen Ausbildung von maximal 12 Monaten bestand. 
Während der Umschulungsmaßnahmen blieben die Arbeiterinnen 
und Arbeiter weiterhin Betriebsangehörige und wurden nach Tarif 
bezahlt. Nach dem Ende der Maßnahme und dem Einsatz in einer 
neuen Tätigkeit mit �nanziellem Abschlag sollte bis zu sechs Monate 
Lohnausgleich gezahlt werden.23

Die Entlassungen und die vorgesehenen Sofortmaßnahmen trafen 
damit zunächst ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie einheimische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in fortge-
schrittenem Alter. Allerdings stellten sie nur den Anfang der Struk-
turveränderungen dar. Ab August 1990 befand sich ein erheblicher 
Teil der Betriebsangehörigen in Kurzarbeit ohne Quali�zierungsan-
spruch, zum Beispiel „infolge altersbedingter Gründe“.24 200 Perso-
nen nahmen an Umschulungen außerhalb des Betriebes teil, und gut 
200 Arbeiterinnen und Arbeiter befanden sich in Vorbereitung für 
das Opel-Programm. 600 Personen waren in Kurzarbeit mit Quali�-
zierungsanspruch geschickt worden. 1936 Beschäftigte mussten von 
einer Vollzeit- in eine Teilzeitarbeitsstelle wechseln; ihre Wochen-
arbeitszeit reduzierte sich um mindestens zehn Prozent.25 Ausge-
schlossen von der Kurzarbeit waren Alleinerziehende mit Kindern bis 
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zu drei Jahren, Schwangere und Mütter im Wochenbetturlaub und 
anschließender Freistellung, Schwerbehinderte und Reha-Patienten 
sowie Lehrlinge und pädagogisches Personal im Ausbildungsprozess.

Nach welchen Kriterien  – abgesehen von Alter und Herkunft  – 
entschieden wurde, welche Personen einen Quali�zierungsanspruch 
hatten oder auch nicht, geht aus den Unterlagen nicht eindeutig her-
vor. Der Betrieb hatte aber verschiedene Möglichkeiten, um mög-
lichst viele Arbeiterinnen und Arbeiter sowohl vor der Kurzarbeit 
als auch vor drohenden Entlassungen zu schützen. Beschäftigte, die 
jedoch die ihnen angebotenen Ersatzarbeitsplätze ablehnten, ver-
loren den Anspruch auf etwaige Leistungen aus dem Sozialplan.26 
Betriebsangehörige, die einen Hoch- oder Fachschulabschluss hat-
ten und zur „betrieblichen Hilfe“ – also der befristeten Übertragung 
einer anderen Arbeitsaufgabe – verp�ichtet wurden, behielten ihren 
Status entsprechend ihrer Ausbildung.27

Ebenso ungeklärt bleibt die Frage, nach welchen Kriterien die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an dem Opel-Programm ausge-
wählt wurden. 600 Facharbeiter konnten sich im Sommer 1990 für 
die Ausbildung im Stammwerk in Rüsselsheim bewerben. Psycholo-
gen und Manager trafen eine Auswahl nach mehrtägigen Einzel- und 
Gruppenübungen. Die 200 Besten wurden dann sieben Wochen für 
die neue Arbeitsorganisationsform – die Gruppen arbeit – geschult.28 
Diese sogenannten Assessmentverfahren fanden für verschiedene 
Bereiche 1990 statt. Trotz der steigenden Zahl der Kurzarbeiterin-
nen und Kurzarbeiter beklagte sich die Opel-Personalabteilung über 
die mangelnden Bewerbungen. Als Grund hierfür machten sie das 
gute Kurzarbeitergeld  – nämlich 90 Prozent  – sowie ausstehende 
beziehungsweise in Aussicht gestellte Ab�ndungen verantwortlich.29

Ausblick: Die Treuhandentscheidung, Protest 
und Resignation, Produktionsende 1991

Am 5. Oktober 1990 begann die gemeinsame Produktion des Opel-
Modells Vectra im Betriebsteil Eisenach West, dem einstigen Press-
werk des AWE. Die Adam Opel AG war damit eines der ersten 
Unternehmen, das eine Großinvestition in den sogenannten neuen 
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Ländern realisierte. Anlässlich des Produktionsstartes war auch 
Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) anwesend, er benannte Eisenach 
als „das Tor zu �üringen“.30 Damit weckte er bei den Betriebsange-
hörigen wieder vage Ho�nungen auf den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. 
Am 13. Dezember 1990 unterzeichneten die Treuhandanstalt, die 
AWE GmbH und die Adam Opel GmbH einen Grundstückskaufver-
trag als Voraussetzung für die Errichtung des neuen Opel-Werkes. 
Der Wartburg sollte zu diesem Zeitpunkt noch bis Ende 1991 wei-
ter gebaut werden, damit ein nahtloser Übergang zum Opelprojekt 
vollzogen werden konnte. Die Treuhandanstalt hatte jedoch mitt-
lerweile entschieden, das AWE aufgrund schlechter Bilanzzahlen 
abzuwickeln. Die Betriebsleitung legte mehrere überarbeitete Kon-
zepte vor und versuchte zudem, durch Ausgründung von Unterneh-
men die Treuhandanstalt umzustimmen  – letztlich ohne Erfolg. 
Zum 31. Januar 1991 sollte die Produktion des Wartburg eingestellt 
werden. 

Am 25. Januar 1991 blockierten etwa 1000 Fahrzeuge die Auto-
bahn A 4 bei Eisenach. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 
Automobilwerks hatten gemeinsam mit der IG Metall dazu auf-
gerufen, gegen die Treuhandentscheidung, die Produktion des 
Wartburg schon vorzeitig einzustellen, zu protestieren. Die Blo-
ckade der Autobahn bildete den Höhepunkt einer Protestwelle 
und richtete sich nicht nur gegen die Entscheidung der Treuhand-
anstalt, sondern auch gegen die Bundes- und Landespolitik. Die 
Proteste hatten zumindest teilweise Erfolg. Das Ende der Produk-
tion konnte dadurch, und durch den Einsatz der Betriebsführung 
und des Betriebsrates, bis zum vollständigen Abbau der vorhande-
nen Materialbestände hinausgeschoben werden. Am 10. April 1991 
lief schließlich der letzte Wartburg vom Band. Er wurde bei einem 
Festakt vom Werk direkt ins Museum überführt. Als der Betriebs-
direktor Liedke hierzu eine Ansprache halten wollte, brach sich die 
Enttäuschung der Betriebsangehörigen mehrmals Bahn: „Hör auf!“, 
rief ein 29-Jähriger im Blaumann. „Wir haben die Schnauze voll.“ 
Die Betro�enheit, die der Betriebsdirektor bekundete, wollten die 
Anwesenden in diesem Moment nicht hören. Es hatte sich herumge-
sprochen, dass Liedke bei Opel in eine sehr gute Position aufsteigen 
sollte. Der junge Mann sprach mit Tränen im Gesicht weiter: „Meine 
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Frau ist arbeitslos, ich bin jetzt arbeitslos. Was wird aus den drei 
Kindern? Ich kann mir doch jetzt den Strick nehmen.“31 An diesem 
Tag beschäftigte das AWE noch 4700 Mitarbeiter, die dann in Null-
Stunden-Kurzarbeit und damit in die Arbeits losigkeit überführt 
wurden. Denn der Kündigungsschutz erlosch zum Jahresende. 
Vor allem die älteren Werksangehörigen  – jeder vierte war über 
50 Jahre – hatten Angst vor der beru�ichen und privaten Zukunft.32 
Der Verlust des Arbeitsplatzes und damit entstehende soziale Nöte 
bildeten für die Bürgerinnen und Bürger der ehemaligen DDR einen 
neuen Erfahrungshorizont.

Ein Teil der Werktätigen fand nach dem Ende der Produktion 
in den ausgegründeten Firmen eine neue Anstellung. Am Tag der 
Stilllegung traf dies immerhin auf 900 Personen zu. Dazu waren 
im neuen Opel-Werk etwa 2600 Arbeitsplätze kalkuliert. Hierfür 
wurden bereits vorbereitende Maßnahmen durchgeführt, etwa zur 
Quali�zierung in bestehenden Werken. Mit den Quali�zierungs-, 
Umschulungs- sowie Weiterbildungsmaßnahmen versuchte man, 
die drohende Massenarbeitslosigkeit abzufedern und in zwei Stu-
fen insgesamt circa 2000 Personen wieder in Arbeit zu bringen. Für 
diejenigen, die zum Jahreswechsel dennoch entlassen werden muss-
ten, wurden Ab�ndungen in Aussicht gestellt. Eine weitere Ho�-
nung bestand in der Neuansiedlung von Zulieferbetrieben für Opel, 
so zum Beispiel für die Sitzfertigung oder für den Getriebebau. Der 
Plan der Betriebsleitung und der Gewerkschaft sah den Erhalt von 
fast 7000 Arbeitsplätzen in den ausgegründeten Firmen und bei 
Opel vor.33

Resümierend lässt sich feststellen, dass die Transformationszeit 
in Eisenach wie in anderen Orten von Zukunftsängsten und Protes-
ten aufseiten der Betriebsangehörigen geprägt war. Aufgrund der 
Demonstrationen und mithilfe von Betriebsrat und Gewerkschaft, 
und sicherlich auch der Ö�entlichkeit, gelang es der Betriebslei-
tung, das Produktionsende um ein paar Wochen hinauszuzögern. 
Trotz des enormen Stellenabbaus und der Liquidierung des Betrie-
bes 1991 gestaltete sich der Übergang für viele erfolgreicher als in 
anderen Regionen der ehemaligen DDR. Neben Opel siedelten sich 
noch andere Firmen an, die Pkw-Teile fertigten. Hinzu kamen wei-
tere Arbeitsplätze in den ausgegründeten Firmen. Warum aber die 

ZiG_Bd_31.indd   184 15.06.20   11:55



185

ENTTÄUSCHTE HOFFNUNG

Personalabteilung der Adam Opel GmbH bis weit in die 1990er Jahre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter suchte, muss an dieser Stelle 
unbeantwortet bleiben.

Soziale Ungleichheit begegnete den Betriebsangehörigen in der 
Transformationszeit auf verschiedenen Ebenen: Die Einführung der 
Marktwirtschaft in Ostdeutschland war generell mit neuen Spiel-
regeln verbunden, die den meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern bis dahin noch weitgehend unbekannt waren. Sie sahen sich in 
der Folgezeit mit neuen sozialen Risiken konfrontiert, wie etwa Kurz-
arbeit, Arbeitszeitverkürzung, Arbeitsplatzverlust sowie Verlust von 
DDR-spezi�schen Sozialeinrichtungen. Nicht selten waren Frauen 
von diesen Prozessen häu�ger betro�en als ihre männlichen Kolle-
gen. Vor allem in ihrer Selbstwahrnehmung waren sie die Verliere-
rinnen der deutschen Einheit, denn auf dem Arbeitsmarkt waren die 
Chancen von jungen Müttern oder Frauen kurz vor dem Rentenalter 
gegenüber Männern deutlich schlechter.34

Bis heute werden in Eisenach Automobilfahrzeuge produziert, 
doch die Zukunft des Opel-Werks steht derzeit wieder zur Debatte. 
Vorruhestandsregelungen und Umschulungs- beziehungsweise Wei-
terbildungsmaßnahmen bilden dort auch gegenwärtig einen wich-
tigen Teil des Betriebsalltags. Viele Beschäftigte blicken damit zum 
zweiten Mal in eine ungewisse Zukunft.
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Der selbst ernannte Musterschüler
Massenarbeitslosigkeit und Kommunikations-
strategie der sächsischen Landesregierung

Anfang Mai 1991 besuchte eine Gruppe von SPD-Bundestagsabgeord-
neten Sachsen. Nach einem Zwischenstopp in Dresden, bei dem sich 
die Parlamentarier von Ministerpräsident Kurt Biedenkopf (CDU) 
über Erfolgsgeschichten beim wirtschaftlichen Aufbau des Bundes-
landes informieren ließen, ging die Reise weiter nach Ostsachsen. 
In der Gemeinde Oybin – nahe der Grenze zu Polen und zur Tsche-
choslowakei  – trafen sie auf Kommunalpolitiker, die ihrem Unmut 
Luft machten. „Christus kam nur bis Eboli – und Biedenkopf nur bis 
Dresden“1, erklärte ein Kirchenvertreter, der gleichzeitig Mitglied 
des Stadtparlaments in Zittau war. Die literarische Anleihe kenn-
zeichnete die desolate Stimmungslage in der Region.2 Der Minis-
terpräsident habe gut reden, waren sich die kommunalen Vertreter 
einig. Und der Görlitzer Wirtschaftsdezernent äußerte völlig desillu-
sioniert: „Wir hier unten haben das schlimmste Erbe von 40 Jahren 
SED-Herrschaft zu verwalten: die Menschen.“ Im Dreiländereck öst-
lich von Dresden legten sich – so der Zeitungsartikel – Verzwei�ung 
und Resignation wie Mehltau auf die Gemüter der einheimischen 
Bevölkerung.

Der Zeitungsartikel verweist zum einen auf die in ländlichen 
Regionen geäußerte Befürchtung, den Anschluss an die wirtschaft-
liche Entwicklung verloren zu haben, und zum anderen auf Kom-
munikationsprobleme zwischen Landes- und Kommunalpolitik. 
Sachsen bietet sich wie kein anderes ostdeutsches Bundesland dazu 
an, die Kommunikationsstrategie einer Landesregierung bei der 
Privatisierung der volkseigenen Betriebe und der dabei auftreten-
den Massenarbeitslosigkeit in den Blick zu nehmen. Denn sowohl 
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Ministerpräsident Biedenkopf als auch Wirtschaftsminister Kajo 
Schommer (CDU) ging es bei der Transformation der ostdeutschen 
Wirtschaft frühzeitig darum, Deutungshoheit in der medialen Aus-
einandersetzung über die Folgen der deutschen Einheit zu erzielen. 
Dazu wird im Folgenden zunächst die mediale Berichterstattung 
über die in Ostdeutschland sich rasch ausbreitende Erwerbslosigkeit 
skizziert. Anschließend wird der Frage nachgegangen, welche Kom-
munikationsstrategie die sächsische Staatsregierung daraufhin ent-
wickelte. Der Untersuchungszeitraum bleibt auf den Zeitraum vom 
Sommer 1990 bis Ende 1992 begrenzt.

Die mediale Berichterstattung über die 
Massenarbeitslosigkeit in Ostdeutschland

Erste Meldungen über steigende Arbeitslosenzahlen in der noch 
bestehenden DDR gab es bereits im Frühsommer 1990.3 Anfang Juli 
teilte die Zentrale Arbeitsverwaltung der DDR mit, dass die Zahl der 
Erwerbslosen im Juni um 47 289 auf 142 096 gestiegen sei.4 Damit 
tauchte in der ostdeutschen Ö�entlichkeit ein Phänomen auf, das 
es in den zurückliegenden vier Jahrzehnten unter dem SED-Regime 
o�ziell nicht gegeben hatte: Arbeitslosigkeit. Der Vereinigungspro-
zess, der nach der ersten freien Volkskammerwahl am 18. März 1990 
deutlich an Fahrt aufgenommen hatte, warf bereits seine Schatten 
voraus. Eine Zäsur bildete die Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union am 1. Juli 1990; mit ihrem Inkrafttreten wurden die ostdeut-
schen Betriebe schlagartig den Weltmarktbedingungen ausgesetzt. 
Die Einführung der D-Mark war aufgrund des politisch festgeleg-
ten Umrechnungskurses umstritten und mit erheblichen Härten 
und Risiken verbunden. Unmittelbar nach der Währungsumstellung 
drohte vielen Treuhand-Unternehmen die Zahlungsunfähigkeit. Da 
die Umsätze auf dem ostdeutschen und osteuropäischen Markt dra-
matisch einbrachen und die Betriebserlöse immer weniger kosten-
deckend waren, entwickelte sich aus dem Liquiditätsproblem rasch 
ein Rentabilitätsproblem. Dieses prägte die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung in den neuen Bundesländern maßgeblich. So teilte etwa 
eine Keramikwerkstatt in Erfurt dem zuständigen Arbeitsamts-
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direktor bereits am 30. Juni 1990 den Arbeitsausfall aufgrund aku-
ter Absatzschwierigkeiten mit; ein halbes Jahr später musste der 
Betrieb schließen.5

Während westdeutsche Kommentatoren frühzeitig vor den 
langfristigen Risiken der Währungsumstellung warnten, verbrei-
teten manche Arbeitsmarktexperten erstaunlich optimistische 
P rognosen.6 So war der Präsident der Nürnberger Bundesanstalt für 
Arbeit von der Robustheit des westdeutschen Arbeitsmarktes der-
art überzeugt, dass er die negativen Folgen der DM-Einführung in 
Ostdeutschland völlig unterschätzte. Auf die Frage eines Journalis-
ten, ob ihm die in Kraft getretene Währungsunion Sorgen bereite, 
antwortete der Präsident, Heinrich Franke: „Nein, überhaupt nicht. 
Sie [die Währungsunion] macht uns allenfalls zusätzlich Arbeit. Ich 
gehe sehr optimistisch an die Bewältigung der Probleme heran.“7 
Außerdem behauptete er, die Wanderungsbewegung in Richtung 
Westen werde sich mit der Zeit umkehren und die Beitragszahler 
müssten im Zuge einer vorübergehend erhöhten Arbeitslosigkeit 
„nicht tiefer in die Tasche greifen“. Auch der Leiter der Abteilung 
Inland beim Bundespresseamt, Wolfgang Bergsdorf, glaubte zu wis-
sen, dass die ostdeutschen Bundesländer „in drei bis vier J ahren“8 
das ökonomische Niveau des Westens erreichen würden. Das 
bedeute zwar Arbeits losigkeit, „die aber nicht unbedingt sehr viel 
höher ist als bei uns“.

Journalisten berichteten ab Spätsommer 1990 immer häu�-
ger über gegenläu�ge Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt in Ost 
und West. Steigende Arbeitslosenzahlen in Ostdeutschland standen 
demnach sinkenden Erwerbslosenzahlen in Westdeutschland gegen-
über. In Zeitungsartikeln war vom „West-Ost-Gefälle“9, „Geteilten 
Arbeitsmarkt“10 und „Gespaltenen Arbeitsmarkt“11 die Rede. Die 
innerdeutsche Grenze bestehe auf dem Arbeitsmarkt „noch trenn-
scharf“12; die Zeitung führte diese Entwicklung in erster Linie darauf 
zurück, dass die bislang verdeckte Arbeitslosigkeit in den ostdeut-
schen Bundesländern nunmehr o�en zutage trete. Insgesamt würden 
die „alten unrentablen Arbeitsplätze“ schneller wegfallen, als neue 
entstehen könnten. Bei der Einschätzung der wirtschaftlichen Aus-
sichten in Ostdeutschland wurden frühzeitig durchaus realistische 
Szenarien ö�entlich diskutiert. In dem Zusammenhang tauchte der 

ZiG_Bd_31.indd   190 15.06.20   11:55



191

DER SELBST ERNANNTE MUSTERSCHÜLER

A nalogieschluss zu Süditalien auf, den als Erster der Staats sekretär 
im Ost-Berliner Wirtschaftsministerium, Martin Dube (parteilos), in 
einem Interview zog.13 Doch erst, nachdem sich 1991 die Betriebs-
schließungen immer mehr gehäuft hatten und die dabei entstan-
dene Massenarbeitslosigkeit durch Vorruhestand und Kurzarbeit 
nicht hatte gestoppt werden können, setzte sich in Zeitungs artikeln 
das Bild von abgehängten Regionen in Ostdeutschland durch, die 
o�enbar P arallelen zu pauperisierten ländlichen Regionen in Italien 
aufwiesen.14 Ostdeutschland drohte sich demnach zum deutschen 
Mezzogiorno zu entwickeln.15

In der Berichterstattung der Printmedien dominierte zwar im 
Laufe der Zeit immer mehr das Narrativ einer Deindustrialisierung 
und damit einer Niedergangsgeschichte. Neben vereinzelten Beispie-
len über erfolgreich abgeschlossene Privatisierungen �nden sich aber 
auch Zeitungsartikel, in denen die Eigeninitiative der Betro�enen 
thematisiert und gewürdigt wird. Konkret ging es etwa um die Grün-
dung von Arbeitsloseninitiativen, die eine entsprechende Struktur 
erst selbst aufbauen mussten, in der Regel auf ehrenamtlicher Basis.16 
In Ostdeutschland bildeten sich zunächst auf Bezirks-, später dann 
auf Landesebene Arbeitslosenverbände, deren Gründung in �ürin-
gen vom Deutschen Gewerkschaftsbund 17 und in Sachsen von der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 18 unterstützt wurde. Zu 
den selbst gesteckten Zielen gehörten die Beratung von Betro�enen, 
die Vermittlung bei Umschulungen und Arbeitsbescha�ungsmaß-
nahmen sowie die organisatorische Unterstützung von Selbsthilfe-
gruppen. Die Mitarbeit in Arbeitsloseninitiativen kann auch als eine 
Form von Selbstermächtigung beziehungsweise Selbstdemokrati-
sierung verstanden werden, denn Selbsthilfegruppen dieser Art hat 
es in der DDR erst ab März 1990 gegeben. Inwiefern es dabei nicht 
nur zu einer Übernahme, sondern auch Aneignung und Neuprägung 
westdeutscher Vorbilder kam, müsste noch sehr viel eingehender 
untersucht werden. Darüber hinaus artikulierte sich rasch sozialer 
Protest. Neben spontanen Streiks und betrieblichen Arbeitsnieder-
legungen bildeten sich im Sommer 1992 „Komitees für Gerechtig-
keit“, zunächst in Dresden und Berlin. Zu den Initiatoren gehörten 
Vertreter von PDS und Bündnis 90, aber auch der CDU (zum Beispiel 
Peter-Michael Diestel).19
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Au�allend ist, dass Kommentatoren auf die zunehmende Mobili-
tät auf dem gesamtdeutschen Arbeitsmarkt, der sich schon vor dem 
3. Oktober 1990 herausgebildet hatte, und auf Verwerfungen des ost-
deutschen Teilarbeitsmarktes hinwiesen. Aufgrund der pessimisti-
schen Wirtschaftsprognosen für Ostdeutschland wurde in mehreren 
Zeitungsartikeln eine „Massen�ucht neuer Art“ in den Westen kon-
statiert 20, die auch noch von westdeutschen Unternehmern gezielt 
ausgenutzt werde.21 Nach Angaben des Arbeitsministers von Nord-
rhein-Westfalen, Hermann Heinemann (SPD), hatte die Gewerbeauf-
sicht des Landes bereits im September 1990 in Dutzenden von Fällen 
illegale Leiharbeit mit Arbeitern aus der noch bestehenden DDR 
auf Großbaustellen festgestellt. Zu den ersten Verlierern auf dem 
Arbeitsmarkt gehörten – so das übereinstimmende Urteil in vielen 
Zeitungen  – Frauen22 und Ausländer.23 Damit einhergehend gab es 
bereits Anfang Oktober verstärkt Hinweise auf „Ausländerhass“ und 
„Angst unter den Gastarbeitern“.24

In der westdeutschen Presse wurden zwar die ostdeutschen 
Arbeitsmarktprobleme frühzeitig erkannt. Au�allend ist jedoch, dass 
in vielen Zeitungsartikeln kaum Verständnis für die Besonderhei-
ten der untergehenden sozialistischen Arbeitswelt vorhanden war – 
angesichts der jahrzehntelangen Teilung des Landes vielleicht auch 
nicht vorhanden sein konnte. Denn mit den im Spätsommer 1990 
einsetzenden Betriebsschließungen gingen nicht nur sicher geglaubte 
Arbeitsplätze verloren, sondern auch die sozialpolitische Rundumver-
sorgung der DDR, die sehr stark an die volkseigenen Betriebe gekop-
pelt war. Auf diese Weise waren den Beschäftigten in der DDR über 
vierzig Jahre lang Plätze in Kitas, Ferienheimen, Feierabend- und 
P�egeheimen angeboten worden. Mit dem Übergang von der Plan- 
zur Marktwirtschaft �elen diese sozialpolitischen, DDR-spezi�schen 
Angebote ersatzlos weg. Diese Verlusterfahrung erhöhte wiederum 
den Anpassungsdruck für die ostdeutsche Bevölkerung. Obwohl in 
der westdeutschen Presse die Schwierigkeiten Ostdeutschlands beim 
Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft durchaus ernst genom-
men wurden, wiesen manche Beobachter auf die angeblich zu laxe 
Arbeitseinstellung der Ostdeutschen hin, die sich ändern müsse: 
„Ka�eepausen von einer Stunde oder mehr gehören ebenso der Ver-
gangenheit an wie der eine oder andere ‚blaue Tag‘ in der Woche.“25
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Zur Kommunikations- und Privatisierungsstrategie 
der sächsischen Staatsregierung

Am Anfang war die Arbeitslosigkeit. Mit diesem plakativen Satz 
könnte eine Analyse der Arbeitsmarktpolitik nicht nur in Sachsen 
beginnen. Denn erst nach der Landtagswahl am 14. Oktober 1990, 
bei der die CDU mit ihrem Spitzenkandidaten Kurt Biedenkopf die 
absolute Mehrheit errungen hatte, konnte der Aufbau einer Landes-
arbeitsverwaltung erfolgen. Der Landtagswahlkampf war ganz auf 
Biedenkopf zugeschnitten und lehnte sich an ein ge�ügeltes Wort von 
Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) eng an („für ein blühendes 
S achsen“26). In seiner ersten Regierungserklärung ging der frisch 
gewählte Ministerpräsident vor den versammelten Landtags abgeord-
neten unter a nderem auf die wirtschaftlichen Herausforderungen 
ein, die Sachsen zu bewältigen habe. Dabei versuchte Biedenkopf, 
Optimismus zu verbreiten: Sachsen sei schließlich ein „starkes […] 
und ein reiches Land“.27 Bereits in wenigen Jahren werde es möglich 
sein, „den Anschluss an die Entwicklung des Westens unseres Vater-
landes zu sichern“. Biedenkopf, der zwar die wirtschaftspolitischen 
Aussagen Kohls oftmals nicht teilte und frühzeitig Steuer erhöhungen 
zum Wirtschaftsaufbau in Ostdeutschland ins Gespräch gebracht 
hatte, rechnete innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren mit einem 
Wirtschaftsaufschwung in Sachsen.28 An d ieser Einschätzung hielt 
B iedenkopf in der Folgezeit zunächst noch fest.29

In der ersten Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 
nahm die Zusammenarbeit mit der Treuhandanstalt einen breiten 
Raum ein. So kritisierte Biedenkopf die Organisationsstruktur der 
Behörde und verlangte, bei der „Reprivatisierung und Neuordnung 
der Wirtschaft“ die ostdeutschen Länder einzubeziehen. Dazu kün-
digte er die Bildung eines Treuhandkabinetts an.30 Anfang Dezember 
1990 übten die Regierungschefs der ostdeutschen Bundesländer und 
Berlins den Schulterschluss. Sie verlangten von der Treuhandanstalt, 
„die Länder in allen wesentlichen Fragen und Einzelentscheidungen 
rechtzeitig zu unterrichten, die die Interessen eines oder mehrerer 
Länder berühren“. Den Ländern müsse Gelegenheit gegeben werden, 
„landesspezi�sche Gesichtspunkte in die Entscheidungen einzu-
bringen“.31
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Die Umstrukturierung der Treuhandanstalt, die Detlev K arsten 
Rohwedder nach seiner Berufung zum Präsidenten in Angri� genom-
men hatte, vollzog sich also vor dem Hintergrund des ö �entlich aus-
getragenen Kon�ikts zwischen der Behörde und den neu gebildeten 
Landesregierungen in Ostdeutschland. Dabei ging es um grund-
legende staats- und verfassungsrechtliche Fragen, die das Zusam-
menspiel zwischen Bund und Ländern betrafen. In diesem Punkt 
erhielten die ostdeutschen von den westdeutschen Bundeslän-
dern sofort Unterstützung. So bat der Vorsitzende der Wirtschafts-
ministerkonferenz, August R. Lang (CSU), seinen Parteifreund �eo 
Waigel als „fach- und rechtsaufsichtlich“ zuständigen Minister, die 
Treuhandanstalt „schnellstmöglich auf deren ureigenste Aufgabe 
zurückzuführen“ und die unternehmerische Tätigkeit der Behörde 
„so rasch und so weit wie möglich zu begrenzen“.32 Dahinter stand 
die Befürchtung, die Treuhandanstalt würde regionale und sekto-
rale Strukturpolitik sowie eine unmittelbare Wirtschaftsförderung 
zulasten der Länder betreiben.

Von den ostdeutschen Ministerpräsidenten führte vor allem Bie-
denkopf die Auseinandersetzung mit Rohwedder ö�entlich in den 
Medien. In einem Zeitungsinterview antwortete er auf die Feststel-
lung, er habe doch unlängst Frieden gemacht mit der Treuhandan-
stalt und ihrem Präsidenten: „Sagen wir: Wa�enstillstand.“33 Dabei 
vermittelte er den irrtümlichen Eindruck, der Verwaltungsrat, in 
dem zukünftig auch die ostdeutschen Ministerpräsidenten sitzen 
sollten, sei „der eigentliche Ort der Entscheidung“. Zwei Wochen 
zuvor hatte die Tageszeitung „Die Welt“ gemeldet, Biedenkopf und 
Rohwedder hätten ihren Streit über die Kompetenzverteilung bei der 
Privatisierung von Treuhandunternehmen beigelegt.34 Der Burgfrie-
den hielt jedoch nicht lange: So meldete „Der Spiegel“, die sächsische 
Landesregierung wolle sich von der Treuhandanstalt abkoppeln und 
ein eigenes Gremium bilden, das über die Sanierung oder Stilllegung 
von Betrieben entscheiden sollte.35 Das Nachrichtenmagazin wies 
allerdings auch darauf hin, dass Wirtschaftsminister Schommer 
dafür keine Eigenmittel des Landes zur Verfügung habe und auf 
�nanzielle Unterstützung aus Brüssel und Bonn ho�e.

Kurz nach der Regierungsbildung in Sachsen verbreitete Wirt-
schaftsminister Schommer Zweckoptimismus: Schon am Ende der 
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ersten Legislaturperiode werde Sachsen unter den fünf ostdeutschen 
Bundesländern „das erste und das Beste sein“ und von Anfang an die 
niedrigste Arbeitslosenquote haben.36 Der Freistaat werde bereits 
in Kürze prosperieren: „Die Kessel sind angeheizt, nun müssen 
wir nachlegen, und dann donnern wir los.“37 Damit ließ Schommer 
von Anfang an keinen Zweifel am bevorstehenden Erfolg des Wirt-
schaftsaufbaus in Sachsen, der im Vergleich zu den anderen ost-
deutschen Bundesländern auch noch am stärksten ausfallen werde. 
In dem Kontext kreierte der sächsische Wirtschaftsminister mit 
„Sachstum“ sogar eine eigene Wortschöpfung, um die wirtschaftli-
che Ausnahmestellung des Freistaates zu unterstreichen.38 Dahinter 
stand die Vorstellung, „die Sicherung und Steigerung von Wohlstand 
unter Beachtung sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Verträg-
lichkeit“ als Markenzeichen sächsischer Wirtschaftspolitik zu ver-
kaufen. Die Staatsregierung in Dresden verfolgte also frühzeitig das 
Ziel, Sachsen als ökonomisches Musterland zu vermarkten. In den 
Medien entstand rasch das Bild, die Sachsen seien „die neuen Schwa-
ben“.39 Auch in der ausländischen Presse wurde Sachsen und seinem 
Ministerpräsidenten eine Ausnahmestellung attestiert.40

Die ö�entliche Selbstdarstellung der sächsischen Landesregierung 
lässt sich als Imagepolitik beschreiben.41 Sie verfolgte im Wesent-
lichen drei Ziele. Es ging erstens darum, in der Bevölkerung Zuversicht 
zu verbreiten und Vertrauen zu den neu gescha�enen Organen des 
Landes zu scha�en. Dazu grenzte sich die S taatsregierung e inerseits 
von der Treuhandanstalt in Berlin ab und forderte eine Stärkung der 
Länderkompetenzen. Biedenkopf und Schommer prophezeiten ande-
rerseits eine wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung innerhalb von ein 
bis zwei Jahren. Damit weckten sie entsprechende Erwartungen. Es 
ging zweitens darum, die Stellung Sachsens gegenüber dem Bund zu 
stärken. Die Landesregierung positionierte sich für die Auseinan-
dersetzung um die künftige Rolle der Treuhandanstalt im föderati-
ven Gefüge der Bundesrepublik.42 Neben dem institutionellen gab es 
aber auch einen �nanziellen Aspekt, denn es musste eine Antwort auf 
die Frage gefunden werden, wie die �nanziellen Lasten der deutschen 
Einheit zwischen dem Bund und den Ländern zu verteilen waren. Da 
die ostdeutschen Länder anfangs über keine großen Steuereinnahmen 
verfügten, befanden sie sich gegenüber der Bundesregierung rasch in 
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der Rolle eines Bittstellers. Diese Debatte setzte mit der Errichtung 
der ostdeutschen Landesregierungen im Herbst 1990 massiv ein und 
war im Frühjahr 1991 noch nicht abgeschlossen.

Es ging drittens darum, in- und ausländische Investoren für 
Sachsen zu gewinnen.43 Das entsprach dem wirtschaftspolitischen 
Leitbild von Biedenkopf und Schommer, denn der Staat sollte ihrer 
Meinung nach nicht selbst unternehmerisch tätig werden. Statt-
dessen startete die sächsische Staatsregierung mehrere Initiativen, 
um �nanzstarke Investoren anzuwerben. Dabei suchte die sächsi-
sche Staatsregierung, die eine aktive Mitarbeit des Landes in den 
Beteiligungsgesellschaften aus ordnungspolitischen Erwägungen 
heraus grundsätzlich ablehnte, eine „privatwirtschaftliche Alterna-
tive“44 zur Sanierung bestehender Unternehmen. Ungefähr im Som-
mer 1991 entstanden erste Überlegungen für einen s ogenannten 
S achsenfonds zur Förderung der mittelständischen Wirtschaft. Die 
Landesregierung in Dresden plante ursprünglich die Gründung eines 
Investmentfonds mit einem Stammkapital von 500 Millionen DM, 
das von Banken, Versicherungen, Industrie und vom Handel zur Ver-
fügung gestellt werden sollte.45 Mithilfe des Fonds war vorgesehen, 
sächsische Treuhandunternehmen von der Berliner Behörde zu über-
nehmen, zu sanieren und später mit Gewinn wieder zu verkaufen. Die 
Anteilszeichner sollten dabei von der erho�ten Wertsteigerung pro-
�tieren. Karl Schirner, ehemaliges Mitglied des Treuhandvorstands, 
wurde zeitweilig als aussichtsreicher Kandidat für die Geschäfts-
führung gehandelt, stand jedoch schon bald für den Posten nicht 
mehr zur Verfügung.46 Doch die Banken vereitelten das Prestigepro-
jekt Biedenkopfs: Nachdem die Deutsche Bank von Anfang an kein 
Interesse an dem Fonds gezeigt hatte, zog sich die Commerzbank, 
die bei der Gründung des Sachsenfonds die Federführung übernom-
men hatte, im Sommer 1992 endgültig aus dem Projekt zurück. Der 
geplante Kapitalstock konnte nicht aufgebracht werden. Ein Spre-
cher des Bankhauses begründete den Rückzug mit dem Hinweis, 
„die deutsche Industrie und der Handel hätten ihr Desinteresse an 
einer solchen Beteiligung ausgedrückt, da sie zumeist direkt in den 
neuen Ländern investierten“.47 Doch die Rolle der bundesdeutschen 
Geschäftsbanken bei der Transformation der ostdeutschen Wirt-
schaft ist ein anderes �ema.
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Fazit

Die mediale Berichterstattung über Massenarbeitslosigkeit in Ost-
deutschland, die bereits im Frühsommer 1990 einsetzte, verweist 
auf eine Transformation vor der Transformation. Bereits vor der 
Einführung der D-Mark in der DDR am 1. Juli 1990 begannen 
o�enbar Strukturveränderungen auf dem ostdeutschen Arbeits-
markt, die in der Folgezeit an Dynamik gewinnen sollten. So wur-
den frühzeitig in ost- und westdeutschen Zeitungen sowohl das 
Ansteigen der Erwerbslosenzahlen und insbesondere der Frauen-
arbeitslosigkeit als auch zunehmende Fremdenfeindlichkeit thema-
tisiert. Doch der Blick der westdeutschen Presse blieb weitgehend 
auf den Verlust der Arbeitsplätze konzentriert; dagegen wurde 
das mit den Betriebsschließungen verbundene Wegbrechen der 
betriebszentrierten Sozial politik nicht zur Kenntnis genommen. 
Darüber hinaus fällt im Herbst 1990 bei vielen west- und ostdeut-
schen Funktions trägern in Politik und Wirtschaft das Verschwei-
gen der ökonomischen Folgelasten der deutschen Einheit auf, als 
sich der rasante Niedergang der ostdeutschen Wirtschaft bereits 
deutlich abzeichnete.

Die Imagepolitik der sächsischen Staatsregierung beabsichtigte, 
die Eigenständigkeit und das Selbstbewusstsein des neu gegrün-
deten ostdeutschen Bundeslandes zu untermauern. Dabei ging es 
Ministerpräsident Biedenkopf nicht nur darum, einerseits bei der 
Privatisierung sächsischer Betriebe beteiligt zu werden und anderer-
seits eine günstige Ausgangsposition für die ö�entliche Debatte über 
die Lastenverteilung der deutschen Einheit gegenüber der Bundes-
regierung zu gewinnen. Der Verweis auf die historische Vergangen-
heit Sachsens bis zu August dem Starken und auf die Rolle Sachsens 
als Industrieland seit dem Ende des 19. Jahrhunderts hatte auch 
eine identitätsstiftende Funktion. Nach dem Untergang der DDR 
knüpfte Biedenkopf schon in seiner ersten Regierungserklärung 
ganz bewusst an diese positiven Traditionsbestände vor 1933 an und 
wollte damit o�enbar einen Beitrag zur Bildung einer sächsischen 
Identität im vereinten Deutschland leisten.
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AWD Arzneimittelwerk Dresden
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Betriebsarchiv AWE Betriebsarchiv Automobilwerk Eisenach
BKAmt Bundeskanzleramt
BLHA Brandenburgisches Landeshauptarchiv
BMF Bundesministerium für Finanzen
BMW Bayerische Motoren Werke
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft
BPI Bundesverband der Pharmaindustrie
BvS Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
 Sonderaufgaben
CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands
ČKD Českomoravská Kolben-Daněk
CSU Christlich-Soziale Union in Bayern
CZA Carl Zeiss Archiv Jena
DEMAG Deutsche Maschinenbau-Aktiengesellschaft
DIHT Deutscher Industrie- und Handelstag
DKB Deutsche Kreditbank
DM Deutsche Mark
DTG Deutsche Treuhand Gesellschaft
EG Europäische Gemeinschaft
EKO Eisenhüttenkombinat Ost
EU Europäische Union
FDP Freie Demokratische Partei
FIBOR Frankfurt Interbank O�ered Rate
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GMP Good Manufacturung Practice
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KPMG Klynveld Peat Marwick Goerdeler
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LIAZ Liberecké automobilové závody
OT-Verband Verband ohne Tarifbindung
PA-DBT Parlamentsarchiv des Deutschen Bundestags
PCT PCT Pharmaintra GmbH
Pkw Personenkraftwagen
RGW Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe
SBZ Sowjetische Besatzungszone
SchA Schering Archiv/Bayer AG, Berlin
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SKET Schwermaschinenbau-Kombinat „Ernst 
 �älmann“ (Magdeburg)
S-M-Öfen Siemens-Martin-Öfen
S-M-Verfahren Siemens-Martin-Verfahren
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SPK Staatliche Plankommission
THA Treuhandanstalt
�HStA �üringisches Hauptstaatsarchiv
UdSSR Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
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UTE Umformtechnik Erfurt
VEB Volkseigener Betrieb
VW Volkswagen
ZMD Zentrum Mikroelektronik Dresden
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Das öffentliche Urteil über die Treuhandanstalt ist in Deutschland 
nach wie vor einhellig negativ. Die damit verbundenen Deutungen 
sind aber nicht neu, sondern gehen bis in die 1990er Jahre zurück, 
als die Behörde mit der Privatisierung der volkseigenen Betriebe der 
ehemaligen DDR beauftragt war. Die Öffnung der Treuhandakten 
ermöglicht jedoch einen differenzierten Blick und neue Erkenntnisse. 
Die Beiträge des vorliegenden Bandes thematisieren verschiedene 
Aspekte der Transformation der ostdeutschen Wirtschaft von der Plan- 
zur Marktwirtschaft und leisten so einen Beitrag zur Historisierung 
der Treuhandanstalt und ihrer Arbeitsweise.

Themen der Gegenwart in historischer Perspektive: Zeitgeschichte 
im Gespräch – eine Publikationsreihe des Instituts für Zeitgeschichte 
München–Berlin
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